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Regierungsvorlage 

000. Bundesgesetz vom XXXXXXX über die 
Förderung der Errichtung von Klein- und Mit­
telwohnungen (Wohnbauförderungsgesetz 

1984 - WFG 1984) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

1. HAUPTSTÜCK 

Aufgaben und Gegenstand 

§ 1. (1) Die Länder haben auf Grund dieses Bun­
desgesetzes den Wohnbau zu fördern; geförderte 
Wohnungen dürfen nur von begünstigten Personen 
(§ 21) in Benützung genommen werden. 

(2) Die Förderung umfaßt die Errichtung von 
Wohnungen sowie von Wohnheimen durch Neu­
bau, Zubau, Einbau oder Umbau. 

(3) Die Förderung kann auch Geschäftsräume in 
geförderten Gebäuden umfassen, wenn sie zUr ärzt­
lichen Betreuung oder zur Versorgung der Wohn­
bevölkerung mit Bedarfsgegenständen oder Dienst­
leistungen des täglichen Lebens erforderlich sind, 
wobei sich bei geförderten Wohnhausanlagen mit 
mehr als zweihundert Wohnungen die Förderung 
auch auf Geschäftsräume außerhalb eines geförder­
ten . Gebäudes erstrecken kann. Auf solche 
Geschäftsräume darf höchstens ein Viertel, bei 
Gebäuden mit mehr als vier Geschossen oder bei 
Wohnhausanlagen mit mehr als zweihundert Woh­
nungen höchstens ein Fünftel der Gesamtnutzflä­
che entfallen. 

Begriffsbestimmungen 

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten: 
1. als Eigenheime in offener oder geschlossener 

Bauweise errichtete Gebäude mit höchstens 
zwei Wohnungen, von denen eine zur 
Benützung durch den Eigentümer bestimmt 
ist, und die nicht in verdichteter Flachbau­
weise errichtet werden; 

2. als in verdichteter Flachbauweise errichtete 
Gebäude solche Gebäude mit höchstens drei 
Geschossen, die als Teile einer Gesamtan­
lage geplant, eingereicht und errichtet wer-

den und deren Grundstückbedarf einschließ­
lich der verbauten Fläche im Durchschnitt 
für jede Wohnung der Gesamtanlage 400 m2 

nicht übersteigt; 
3. als Wohnung eine zur ganzjährigen Benüt­

zung geeignete, baulich in sich abgeschlos..: 
sene, normal ausgestattete Wohnung, die 
mindestens aus' Zimmer, Küche (Kochni­
sche), Vorraum, Klosett und Badegelegen­
heit (Baderaum oder Badenische) besteht 
und deren Nutzfläche nicht 'weniger als 
30 m2 und nicht mehr als 130 m2, bei mehr 
als fünf im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen nicht mehr 'als 150 m2 beträgt; bei 
bäuerlichen Wohnhäusern entfällt das Erfor­
dernis der baulichen Abgeschlossenheit; 

4. als geförderte Wohnung eine Wohnung, für 
die das Förderungsdarlehen (§ 22) noch 
nicht vollständig zurückgezahlt ist oder 
noch Annuitätenzuschüsse (§ 31) geleistet 
werden oder die Bürgschaft (§ 37) noch 
nicht erloschen ist; gleiches gilt für Eigen­
heime; 

5. als Wohnheim ein zur Befriedigung des 
regelmäßigen Wohnbedürfnisses seiner 
Bewohner bestimmtes Heim in normaler 
Ausstattung, das neben den Wohn- oder 
Schlafräumen auch die für die Verwaltung 
und für die Unterbringung des Personals 
erforderlichen Räume und allenfalls auch 
gemeinsamen Küchen, Speise-, Aufenthalts­
und zur vorübergehenden Unterbringung 
von Heimbewohnern bestimmte Kranken­
räume sowie allenfalls gemeinsame sanitäre 
Anlagen enthält; 

6. als normale Ausstattung eine Ausstattung, 
die bei größter Wirtschaftlichkeit des Bauko­
stenaufwimdes unter Bedachtnahme auf die 
Betriebs- und Instandhaltungskosten und bei 
einwandfreier Ausführung nach dem jeweili­
gen Stand der Technik, insbesondere hin­
sichtlich des Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits-

. und Abgasschutzes sowie der Anschlußmög­
lichkeit an Fernwärme in hiefür in Betracht 
kommenden Gebieten, den zeitgemäßen 
Wohnbedürfnissen entspricht; sie umfaßt 
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jedenfalls ausreichende Anschlußmöglichkei­
ten für Sanitäreinrichtungen und Haushalts­
geräte, muß jedoch nicht die Oberflächen­
endausführung im Inneren der Wohnung 
umfassen; 

7. als Nutzfläche die gesamte Bodenfläche 
einer Wohnung oder eines Geschäftsraumes 
abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechun­
gen (Ausnehmungen); Keller- und Dachbo­
denräume, soweit sie ihrer Ausstattung nach 
nicht für Wohn- oder Geschäftszwecke 
geeignet sind, Treppen, offene Balkone, Ter­
rassen sowie für landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestattete 
Räume innerhalb einer Wohnung sind bei 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berück­
sichtigen; 

8. als Baukosten einer Wohnung (eines 
Geschäftsraumes) der Anteil an den Gesamt­
baukosten (§ 6), der nach dem bei der End­
abrechnung angewendeten Berechnungs­
schlüsseI (§ 45 Abs.2) auf die Wohnung 
(den Geschäftsraum) entfällt; 

9. als nahestehende Personen der Ehegatte, 
Verwandte in gerader Linie einschließlich 
der Wahlkinder, Verwandte im zweiten 
Grad der Seitenlinie und Verschwägerte in 
gerader Linie und eine Person, die mit dem 
Eigentümer in einer in wirtschaftlicher Hin­
sicht gleich einer Ehe eingerichteten Haus­
haltsgemeinschaft lebt; 

10. als Einkommen das Einkommen gemäß § 2 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1972, BGBI. 
Nr. 440, vermehrt um die bei der Einkom­
mensermittlung abgezogenen Beträge gemäß 
den §§ 11 und 18 Abs. 1 Z 4 und 8 EStG 
1972 und die steuerfreien Einkünfte gemäß 
§ 3 Z 14 und 14 a EStG 1972 und vermindert 
um die bei der Einkommensteuerfestsetzung 
berücksichtigten außergewöhnlichen Bela­
stungen gemäß den §§ 34 und 106 EStG 
1972 und um die Einkommensteuer; 

11. als Familieneinkommen die Summe der Ein­
kommen des Förderungswerbers oder Mie­
ters und der mit ihm im gemeinsamen Haus­
halt lebenden Personen mit Ausnahme von 
im Haushalt besch#tigten Arbeitnehmern 
und angestelltem Pflegepersonal; 

12. als Vermögen bei unbeschränkt Vermögen­
steuerpflichtigen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 Ver­
mögensteuergesetz 1954, BGBI. Nr. 192, das 
steuerpflichtige Vermögen gemäß § 7 Z 1 
lit. a Vermögensteuergesetz 1954; bei 
beschränkt Vermögensteuerpflichtigen sowie 
bei Personen, die im Inland nicht vermögen­
steuerpflichtig sind, ist vom Inlandvermögen 
zuzüglich des Wertes des erklärten ausländi­
schen Vermögens auszugehen; 

13. als Mietvertrag auch der genossenschaftliche 
Nutzungsvertrag, als Mititwohnung auch die 
auf Grund eines solchen Vertrages benützte 
Wohnung, als Mieter auch der auf Grund 
eines solchen Vertrages Nutzungsberech­
tigte und als Mietzins auch das auf Grund 
eines solchen Vertrages zu bezahlende Nut­
zungsentgelt. 

§ 3. Die Länder haben die normale Ausstattung 
gemäß § 2 Z 6 durch Verordnung festzusetzen. 
Dabei ist vorzusehen, daß ein im Verhältnis zur 
Vereinbarung über die Einsparung von Energie, 
BGBI. Nr. 35111980, um mindestens 5 vH verbes­
serter Wärmeschutz des gesamten Gebäudes 
erreicht wird. 

§ 4. (1) Die Länder haben die für die Errichtung 
von Gebäuden angemessenen Gesamtbaukosten je 
Quadratmeter Nutzfläche einschließlich sämtlicher 
Wandstärken unter Bedachtnahme auf § 6 durch 
Verordnung festzusetzen. 

(2) Die angemessenen Gesamtbaukosten sind so 
zu bemessen, daß die Kosten des gemäß § 3 festzu­
setzenden verbesserten Wärmeschutzes gedeckt 
sind. 

(3) Eine Erhöhung der angemessenen Gesamt­
baukosten ist jedenfalls für den Fall vorzusehen, 
daß sie . 

1. durch die Vornahme von Bauarbeiten wäh­
rend der Monate November bis März, 

2. durch die Errichtung von Anlagen zur Nut­
zung sich erneuernder Energieträger oder zur 
besonders wirtschaftlichen Nutzung von 
Energie, 

3. durch behindertengerechte Maßnahmen, 
4. durch unvorhersehbare Erschwernisse bei der 

Bauführung oder 
5. durch nachweisliche allgemeine Baukosten­

steigerungen während emer angemessenen 
Bauzeit 

ansteigen. Mehrkosten nach Z 1 bis 3 können in 
einem Prozentsatz der angemessenen Gesamtbau­
kosten generell berücksichtigt werden; andere die 
Winterbautätigkeit fördernde Maßnahmen sind in 
die Mehrkosten nach Z 1 einzurechnen. 

(4) Für den Umbau von Gebäuden, deren Erhal­
tung nach landesgesetzlichen Bestimmungen zur 
Wahrung des Orts- oder Stadtbildes oder nach 
dem Denkmalschutzgesetz, BGBI. Nr.533/1923, 
vorgeschrieben ist, oder für die künstlerische Aus­
gestaltung kann eine Erhöhung der angemessenen 
Gesamtbaukosten in einem Prozentsatz festgesetzt 
werden. 

§ 5. Die Länder haben durch Verordnung 
Bestimmungen über die Vergabe von Leistungen im 
Zusammenhang mit der Errichtung·von Gebäuden, 
soweit es sich nicht um von natürlichen Personen 
errichtete Eigenheime handelt, zu erlassen. Dabei 
sind unter Bedachtnahme auf die Grundsätze der 
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Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßig­
keit die· Art der Vergabe, die Ausschreibung, die 
Anwendung standardisierter Leistungsbeschreibun­
gen, die Form und Behandlung der Angebote sowie 
die für die Erteilung des Zuschlages maßgebenden 
Ge'sichtspunkte zu regeln. 

Gesamtbaukosten 

§ 6. (1) Zu den Gesamtbaukosten gehören: 
1. die Kosten der Errichtung von Wohnungen 

und Wohnheimen unter Einbeziehung von 
Hausbesorgerdienstwohnungen, jedoch unter 
Ausschluß von für landwirtschaftliche oder 
gewerbliche Zwecke spezifisch ausgestatteten 
Räumen, sowie die Kosten der Errichtung 
von Geschäftsräumen (§ 1 Abs. 3), 

2. die Kosten der Errichtung von der gemeinsa­
men Benützung der Bewohner dienenden 
Gebäudeteilen und Anlagen, 

3. die Kosten der Errichtung von Einstellplätzen 
(Garagen) und Abstellplätzen für Kraftfahr­
zeuge, sofern sie auf Grund behördlicher 
Vorschreibungen herzustellen sind, 

4. die Kostender Errichtung von dem Zivil­
schutz dienenden Anlagen, sofern besondere 
gesetzliche Vorschriften für solche Anlagen 
bestehen und diesen Vorschriften entsprochen 
wird, 

5. die Kosten der Herstellung des Gehsteiges, 
6. die Anschlußgebühren und 
7. die Aufschließungskosten innerhalb der Bau­

grundstücke. 

(2) Bei Eigenheimen mit zwei Wohnungen 
umfaßt die Förderung nur die Kosten gemäß 
Abs. 1, die anteilig auf die vom Eigentümer gemäß 
§ 2 Z 1 zu benützenden Wohnung entfallen. Dies 
gilt nicht, wenn die erweisliche oder aus . den 
Umständen hervorgehende Absicht besteht, daß die 
zweite Wohnung von dem Förderungswerber nahe­
stehenden begünstigten Personen mit Ausnahm.e 
des Ehegatten benützt werden soll. 

Aufbringung der Förderungsmittel 

§ 7. (1) Die Mittel werden aufgebracht 
1. durch Leistungen des Bundes, 
2. durch Leistungen der Länder, 
3. durch Rückflüsse (Tilgungs- und Zinsenbe­

träge) aus Förderungsmaßnahmen·nach 
a) dem Bundesgesetz betreffend Ausgestal­

tung des Staatlichen W ohnungsfürsorge­
fonds zu einem Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds, BGBl. Nr. 252/1921, soweit 
nicht § 11 Abs. 1 Z 2 Startwohnungsge­
setz, BGBl. Nr.264/1982, anderes 
bestimmt und soweit sie nicht zur Erfül­
lung der jeweils fällig werdenden Ver­
pflichtungen des Fonds und zur Deckung 
der Kosten seiner Abwicklung benötigt 
werden, 

b) dem W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz, 
BGBl. Nr. 130/1948, soweit nicht § 11 
Abs.3 Startwohnungsgesetzin der Fas­
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. xxx 
anderes bestimmt und soweit sie nicht zur 
Erfüllung der jeweils fällig werdenden 
Verpflichtungen des Fonds und zur Dek­
kung der Kosten seiner Abwicklung benö­
tigt werden, 

c) dem Wohnbauförderungsgesetz 1954, 
BGBl. Nr. 153, 

d) dem Wohnbauförderungsgesetz 1968, 
BGBl. Nr. 280/1967, und 

e) diesem Bundesgesetz, 
4. durch Erträgnisse aus Förderungsmitteln. 

(2) Rückflüsse gemäß Abs. 1 Z 3 lit. a und b sind 
den Ländern nach dem Zuteilungsschlüssel gemäß 
§ 9 bis 10. Mai jedes Jahres zu überweisen. 

Leistungen des Bundes 

§ 8. (1) Die Leistungen des Bundes bestehen: 
1. in Zuwendungen nach Maßgabe der für diese 

Zwecke gemäß dem jeweiligen Bundesfinanz­
gesetz verfügbaren Ausgabenbeträge; 

2. in der Zuwendung des für Zwecke der Wohn­
bauförderung bestimmten Anteiles gemäß 
Art. I § 2 des Bundesgesetzes über die Zuwei­
sung von Anteilen an der Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer für Zwecke der 
Wohnbauförderung und des Familienlasten­
ausgleiches, BGBl. Nr. 443/1972; . 

3. in der Zuwendung der Eingänge aus dem 
Wohnbauförderungsbeitrag gemäß dem Bun­
desgesetz BGBI. Nr. 13/1952, zuletzt geän­
dert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr.285/1963. 

(2) Die nach Al>s. 1 für Zwecke des Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds und der Wohnbauför­
derung bestimmten Mittel fließen dem Bund zu 
und sind von diesem den Ländern gemäß § 9 zuzu­
teilen. 

Zuteilung der Bundesmittel 

§ 9. (1) Die Bundesmittel (§ 8) sind unter 
Bedachtnahme auf die gemäß § 10 k Wasserbauten­
förderungsgesetz, BGBI. Nr. 34/1948, und die 
gemäß § 12 abzuziehenden Beträge den einzelnen 
Ländern nach Hundertsätzen als zweckgebundene 
Zuschüsse zuzuteilen. 

'(2) Der jährliche Hundertsatz ergibt sich aus fol­
genden Berechnungsgrundlagen : 

1. 50 vH der Summe, die sich aus der Volkszahl 
gemäß der entsprechenden Bestimmung, des 
jeweils. geltenden Finanza:usgleichsgesetzes, 
vermehrt um 50 vH des Bevölkerungszuwach­
ses ergibt; als Bevölkerungszuwachs gilt die 
. Differenz von dem vom Österreichischen Sta­
tistischen Zentralamt festgestellten Ergebnis 
der letzten Volkszählung gegenüber der 

'unmittelbar vorangegangenen; 

246 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 3 von 37

www.parlament.gv.at



4 246 der Beilagen 

2. 35 vH nach dem jeweils für die Endabrech­
nung der Ertragsanteile an den gemeinschaft­
lichen Bundesabgaben für die Zuteilung der 
Mittel des zweitvorangegangenen Jahres 
maßgeblichen abgestuften Bevölkerungs­
schlüsseI gemäß der entsprechenden Bestim­
mung des jeweils geltenden Finanzausgleichs­
gesetzes; 

3. 15 vH nach dem länderweisen Aufkommen 
an veranlagter Einkommensteuer und an 
Lohnsteuer unter Zugrundelegung der End­
abrechnung der Ertragsanteile an den gemein­
schaftlichen Bundesabgaben des· für die 
Berechnung der Länderanteile zweitvorange­
gangenen Jahres. 

(3) Die Bundesmittel sind vierteljährlich im dem 
Quartalsende folgenden Monat auf die von den 
Ländern dem Bundesministerium für Finanzen 
bekanntzugebenden gesonderten Konten (§ 10 
Abs. 3) abzuführen. 

(4) Bundesmittel dürfen nur Ländern zugeteilt 
werden, in denen Bauführungen, die nach diesem 
Bundesgesetz gefördert werden, eine mindestens 
zwanzig)ährige Grundsteuerbefreiung genießen. 

Leistungen der Länder und Geineinden 

§ 10. (1) Die Länder dürfen die B~ndesmittel nur 
dann zur Förderung verwenden, wenn sie aus Lan­
desmitteln Beträge bereitstellen und für die Förde~ 
rung nach diesem Bundesgesetz verwenden. Der 
Anteil der Länder beträgt für jedes Kalenderjahr 
mindestens ein Sechstel der Bundesmittel gemäß 
§ 8 Abs. 1 Z 2; nach § 23 Abs.6 zur Verfügung 
gestellte Mittel beiben außer Betracht. . 

(2) Die Länder haben die.ihnen gemäß § 7 Abs. 2 
und § 9 in einem Zeitraum von jeweils fünf Jahren, 
gerechnet ab 1. Jänner 1985, zugeteilten Bundes­
mittel innerhalb dieses Zeitraumes gesetzesgemäß 
zu verwenden; eine solche Verwendung liegt auch 
vor, wenn Mittel gemäß § 4 Z 6 Wohnhall,ssahie­
rungsgesetz, BGBI. Nr. xxx, verwendet werden. 
Hat ein Land in einem Jahr Landesmittel in einem 
das gesetzliche Mindestausmaß übersteigenden 
Betrag für Förderungsmaßnahmen nach diesem 
Bundesgesetz bereitgestellt, so kann es innerhalb 
von sechs Monaten nach Bereitstellung der zusätz­
lichen Landesmittel die Anrechnung des Mehrbe-

. trages auf seine gesetzliche Mindestleistung für die 
nächstfolgenden Jahre, höchstens jedoch für einen 
Zeitraum von fünf Jahren, beim Bundesminister für 
Bauten und Technik verlangen. Dabei bleiben 
gemäß § 23 Abs. 6 zur Verfügung gestellte Mittel 
außer Betracht. 

(3) Das Land hat die Förderungsmittel (§ 7) auf 
einem gesonderten Konto zu führen und für best­
mögliche Verzinsung zu sorgen. 

(4 ) Wenn ein Land die Verpflichtung gemäß 
Abs. 1 oder 3 oder sonstige Bestimmungen dieses 

Bundesgesetzes trotz einer zur Abstellung der 
Mängel gewährten Frist nicht einhält und dadurch 
der Förderungszweck wesentlich gefährdet wird, 
hat der Bundesminister für Finanzen die Zahlung 
der Bundesmittel auf Antrag des Bundesministers 
für Bauten und Technik im entsprechenden Aus-
maß einzustellen. . 

(5) Gemeinden sollen die Errichtung gefördeter 
Wohnungen insbesondere dadurch unterstützen, 
daß sie Baugrundstücke preisgünstig an Förde­
rungswerber verkaufen oder das. Baurecht an Bau­
grundstücken gegen Entrichtung eines niedrigen 
Bal,lzinses einräumen oder zu den Aufschließungs­
kosten oder Anliegerleistungen beitragen. Diese 
Angelegenheiten der Gemeinde sind solche des. 
eigenen Wirkungsbereiches. 

Wohnbauprogranun 

§ 11. Die Länder haben unter Bedachtnahme auf 
die Ziele des Österreichischen Raumordnungskon­
zeptes für jeweils fünf Jahre Wohnbauprogramme 
mit Finanzierungsplänen zu erstellen und darin die 
beabsichtigte Förderungstätigkeit in zeitlicher und 
räumlicher Gliederung unter besonderer Berück­
sichtigung von Ballungsräumen und Entwicklungs­
gebieten auszuweisen. Insbesondere ist auf den sich 
aus regionalen wirtschaftlichen und arbeitsmarkt­
politischen Erfordernissen sowie der wirtschaftli­
chen Entwicklung ergebenden Wohnungsbedarf 
Bedacht zu nehmen. 

Wohnbauforschung 

§ 12. (1) Von den Bundesmitteln gemäß § 8 sind 
beim Bundesministerium für Bauten und Technik 
0,5 vHfür Zwecke der Wohnbauforschungzu bin­
den. Dieser Betrag bildet zusammen mit den Rück­
flüssen aus für' Zwecke der Wohnbauforschung 
gewährten Mitteln die Wohnbauforschungsmittel 
des Bundesministeriums für Bauten und Technik. 

(2) Die Wohnbauforschungsmittel könner( auf 
Grund von' Förderungsansuchen oder' von For­
schungsaufträgen an natürliche und juristische Per­
sonen vergeben und auch für Zwecke der Doku­
mentation und Information für den Bereich des 
Wohnungsbaues sowie gemäß Abs. 5 und 6 verwen­
det werden. Nicht verwendete ~ W ohnbaufor­
schungsmittel sind zum Ende eines jeden Jahres 
nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Zutei­
lungsschlüssel als zweckgebundene Zuschüsse an 
die Länder abzuführen. 

(3) Die Wohnbauforschungsmittel sind nach 
. einem Forschungsprogramm ·zu vergeben, das vom 
Bundesminister für Bauten und Technik zu erstel­
len und nach Sachgebieten zu gliedern ist. Bei der 
Vergabe sind Forschungsschwerpunkte, Förde­
rungswürdigkeit und Praxisnähe der betreffenden 
Forschungsvorhaben zu berücksichtigen. Die. 
Wohnbauforschungsmittel können gegen Nachweis 
der Kosten oder pauschaliert vergeben werden. 
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(4) Der Förderungsempfänger hat die Ergebnisse 
des Forschungsvorhabens zu veröffentlichen, es sei 
denn, das Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik behält sich die Auswertung der Forschungser­
gebnisse vor. 

(5) Zur fachlichen Beurteilung der Förderungs­
ansuchen können Sachverständige herangezogen 
werden. 

(6) Zur wissenschaftlichen Betreuung von For­
schungsvorhaben können Projektbegleiter bestellt 
werden. 

§ 13. (1) Eine Förderung ist nur dann zulässig, 
wenn, ohne Gewährung von Wohnbauforschungs­
mitteln ein Forschungsvorhaben nicht oder nicht im 
notwendigen Umfang durchgeführt werden 
könnte. Die Förderung kann in der Gewährung 
von Darlehen oder von nicht-rückzahlbaren 
Zuwendungen (Förderungsbeiträgen) bestehen. Ein 
Förderungsbeitrag darf nur dann und insoweit 
gewährt werden, als das Förderungsziel nicht durch 
ein Darlehen erreicht werden kann. Ein Darlehen 
ist in geeigneter Weise sicherzustellen. Wird im 
Zusammenhang mit dem Forschungsvorhaben ein' 
Gebäude errichtet, ist das Darlehen durch Einver­
leibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. § 24 
zweiter und dritter Satz gilt sinngemäß. Für die 
Dauer des Bestehens des Pfandrechtes ist auf der 
Liegenschaft ein Veräußerungsverbot , zugunsten 
der Republik Österreich (Bundesministerium für 
Bauten und Technik) einzuverleiben. Dieses wirkt 
gegen Dritte und bindet auch die Rechtsnachfol­
ger. 

(2) Ein Darlehen kann ganz oder teilweise in 
einen Förderungsbeitrag umgewandelt werden, 
wenn der angestrebte Erfolg nur durch eine solche 
Umwandlung erreicht werden kann oder ohne Ver­
schulden des Förderungsempfängers nicht erreicht 
werden konnte. 

(3) Bei Forschungsvorhaben von unmittelbarem 
wirtschaftlichem Nutzen für den Förderungsemp­
fänger hat dieser einen angemessenen Kostenbei­
trag zu leisten. 

§ 14. Die Gewährung von Darlehen oder Förde­
rungsbeiträgen kann von Bedingungen abhängig 
gemacht werden. Jedenfalls ist zu vereinbaren, daß 
- vorbehaltlich sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
Ansprüche des Bundes - ein Förderungsbeitrag zu 
ersetzen oder' ein Darlehen nach Kündigung vor­
zeitig zurückzuzahlen ist und beide vom Tag der 
Zuzählung an mit 3 vH über dem jeweils geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind, wenn 

1. die Förderung durch falsche oder unvollstän­
dige Angaben erschlichen wurde, 

2. das Forschungsvorhaben nicht fristgerecht 
begonnen oder beendet oder die Frist zur 
Veröffentlichung nicht eingehalten wurde, es 
sei denn, die Fristen wurden bei Vorliegen 
triftiger Gründe erstreckt, oder 

3. die Förderungsmittel widmungswidrig ver­
wendet, den Erfolg des Vorhabens sichernde 
Auflagen oder Bedingungen aus Verschulden 
des Förderungsempfängers nicht eingehalten 
oder vorgesehene Berichte nicht erstattet oder 
Nachweise nicht beigebracht wurden. 

§ 15. (1) Forschungsgeräte, die ausschließlich aus 
Förderungsbeiträgen angeschafft wurden, sind vom 
Förderungsempfänger nach Abschluß seines For­
schungsvorhabens für weitere aus W ohnbaufor­
schungsmitteln geförderte Forschungsvorhaben 
kostenlos zur Verfügung zu halten; das Bundesmi­
nisterium für Bauten und Technik kann diese Ver­
pflichtung zeitlich begrenzen. Solche Geräte dürfen 
nur mit Zustimmung dieses Bundesministeriums 
veräußert werden; der hieraus erzielte Erlös ist bei 
den Wohnbauforschungsmitteln zu vereinnahmen. 

(2) Aus dem Verkauf von Druckwerken, in 
denen Forschungsergebnisse veröffentlicht werden, 
darf der Förderungsnehmer keinen Gewinn erzie­
len. 

Grundsätze für die Gewährung einer Förderung 

§ 16. Bei der Gewährung einer Förderung sind 
folgende Grundsätze' zu beachten: 

1. die Angemessenheit der Preise für die Bau­
grundstücke, 

2. die Wirtschaftlichkeit der Aufschließungsko­
steil, 

3. die Erschließung der Bauvorhaben mit Ver­
kehrseinrichtungen und die Ausstattung, mit 
Versorgungseinrichtungen sowie 

4. die Gestaltung der Bauvorhaben entsprechend 
den Anforderungen an zeitgemäße Wohnbe­
dürfnisse, insbesondere hinsichtlich des Lärm­
schutzes. 

§ 17. (1) Die Finanzierung des Bauvorhabens 
muß für den Fall der Gewährung einer Förderung 
gesichert sein. 

(2) I~t zur Finanzierung des Bauvorhabens die 
Aufnahme eines Hypothekardarlehens erforderlich, 
so darf eine Förderung nur gewährt werden, wenn 
es sich entweder um ein Bausparkassendarlehen 
oder ein solches Hypothekardarlehen handelt, bei 
dem die Darlehenslaufzeit mindestens 20 Jahre 
beträgt und der jährliche Zinsfuß höchstens 2 vH 
über der im Zeitpunkt der Zusicherung bestehen­
den Nominalverzinsung der letzten vor der Zusi­
cherung zur Zeichnung aufgelegten öffentlichen 
Anleihe mit einer Laufzeit von mindestens acht Jah­
ren liegt. Für' den Fall, daß während der Laufzeit 
solcher Darlehen die Nominalverzinsung öffentli­
cher Anleihen steigt, kanil eine Erhöhung des jähr­
lichen Zinsfußes der Darlehen vereinbart sein, 
jedoch darf der erhöhte jährliche Zinsfuß höch­
stens 2 vH über der Nominalverzinsung der letzten 
vor der Erhöhung zur Zeichnung aufgelegten 
öffentlichen Anleihe mit einer Laufzeit von minde­
stens acht Jahren liegen. 

2 
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(3) Soll ein Gebäude mit mindestens zwei Woh­
nungen mit einer zentralen Wärmeversorgungsan­
lage beheizt werden, ist eine Förderung nur zuläs­
sig, wenn die Anlage besondere Vorrichtungen 
(Geräte) enthält, durch die der Verbrauch oder der 
Anteil am Gesamtverbrauch jedes einzelnen Benüt­
zers festgestellt werden kann. 

(4) Die Bestimmungen der Abs. 2 und 3 gelten -
unbeschadet § 31 Abs. 1 zweiter Satz - nicht für 
Eigenheime. 

Art der Förderung 

§ 18. (1) Die Förderung kann bestehen 
1. in der Gewährung von Förderungsdarlehen 

(§ 22), 
2. in der Gewährung von Eigenmittelersatzdar­

'lehen (§ 30), 
3. in der Gewährung von Annuitäten- und Zin­

senzuschüssen (§ 31), 
4. in der Gewährung der Wohnbeihilfe (§§ 32 

H.), 
5. in der Übernahme der Bürgschaft (§ 37). 

(2) Der Förderurigswerber hat im Falle der 
Gewährung eines Förderungsdarlehens oder eines 
Annuitätenzuschusses oder der Übernahme einer 
Bürgschaft sein Eigentum (Wohnungseigentum) 
oder das Baurecht an der zu verbauenden Liegen­
schaft nachzuweisen. 

Förderungswerber 

§ 19. (1) Förderungsdarlehen und Annuitätenzu­
schüsse dürfen nur gewährt werden: 

1. österreichischen Staatsbürgern zur Errichtung' 
von 
a) Eigenheimen sowie Wohnungen (Ge­

schäftsräumen) im Wohnungseigentum, 
b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­

lassung . in Miete; das Erfordernis der 
österreichischen Staatsbürgerschaft ent­
fällt bei Errichtung durch Zu- oder Ein­
bau oder durch Umbau; 

2. österreichischen Staatsbürgern, die sich als 
künftige Bewohner zu Vereinen oder sonsti­
gen Gemeinschaften zusammengeschlossen 
haben, zur Errichtung von Gebäuden in ver­
dichteter Flachbauweise ; 

3. Gemeinden zur Errichtung von 
a) Eigenheimen oder Gebäuden in verdichte­

ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
lassung in Miete oder, sofern sie an ihre 
Dienstnehmer überlassen werden, auch in 
sonstiger Nutzung, 

d) Wohnheimen; 
4. gemeinnützigen Bauvereinigungen mit dem 

Sitz im Inland zur Errichtung von 

a) Eigenheimen oder Gebä~den in verdichte­
ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäf~sräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Überc 

lassung in Miete, 
d) Wohnheimen; 

5. anderen als den in Z 4 genannten juristischen 
Personen mit dem Sitz im Inland, zur Errich­
tung von 
a) Eigenheimen oder Gebäuden in verdichte­

ter Flachbauweise zur Übertragung in das 
Eigentum, 

b) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­
tragung in das Wohnungseigentum, 

c) Wohnungen zur Überlassung an ihre 
Dienstnehmer jn Miete; , . 

6. Organisationen mit dem Sitz im Inland, die 
nach ihrer Satzung und tatsächlichen 
Geschäftsführung der Wohnversorgung von 
Dienstnehmern dienen, die aus beruflichen 
Gründen in einer anderen als ihrer bisherigen 
Wohngemeinde eine Wohnung benötigen, die 
sie zur Befriedigung ihres dringenden Wohn­
bec/ürfnisses regelmäßig' zu verwenden beab­
sichtigen, zur Errichtung von 
a) Wohnungen (Geschäftsräumen) zur Über­

lassung. in Miete, 
b) Wohnheimen; 

7. Körperschaften,' Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach Satzung, Stiftung 
oder sonstiger Verfassung und ihrer tatsächli­
ehen Geschäftsführung ausschließlich und 
unmittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder 
mildtätigen Zwecken dienen (§ 5 Abs. 1 Z 6 
Körperschaftsteuergesetz 1966, BGBI. 
Nr. 156), zur Errichtung von Wohnheimen. 

(2) Die Wohnbeihilfe darf nur österreichischen 
Staatsbürgern gewährt werden. 

(3) Österreichischen Staatsbürgern sind gleichge­
stellt 

1. Ausländer, die die österreichische Staatsbür­
gerschaft nach dem 6. März 1933 verloren 
haben, aus politischen, rassischen oder religiö­
sen Gründen aus Österreich auswandern 
mußten, wieder nach Österreich zurückge­
kehrt sind und beabsichtigen, sich für ständig 
in Österreich niederzulassen; 

2. Personen, deren Flüchtlingseigenschaft 
gemäß Bundesgesetz BGBI. Nr. 126/1968 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBL 
Nr. 796/1974 festgestellt ist und die zum Auf­
enthalt im Bundesgebiet berechtigt sind. 

(4) Eine Förderung darf einer gemeinnützigen 
Bauvereinigung so lange nicht gewährt werden, als 
von der Landesregierung als Anerkennungsbehörde 
nach dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 
BGBI. Nr. 139/1979, festgestellte Mängel, für 
deren Behebung durch Bescheid eine Frist gesetzt 
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wurde, nicht behoben sind. Ferner sind gemeinnüt­
zige Verwaltungsvereinigungen (§ 39 Abs. 3 Woh­
nungsgemeinnützigkeitsgesetz) sowie Förderungs­
werber, denen die 'Gemeinnützigkeit entzogen 
wurde, von der Fördetung ausgeschlossen. 

Begünstigte Personen 

§ 20. (1) Natürlichen Personen darf eine Förde­
rung gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 lit. a und Z 2 nur 
gewährt werden, wenn sie jedenfalls im Zeitpurtkt 
der Einbringung ihres Ansuchens begünstigte Per­
sonen sind. Diese Bestimmung gilt nicht für die 
Errichtung von Geschäftsräumen. 

(2) Geförderte Eigenheime sowie geförderte 
Wohnungen dürfen nur in das Eigentum (Woh­
nungseigentum) begünstigter Personen, die die 
österreichische Staatsbürgerschaft besitzen oder 
österreichischen Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 
gleichgestellt sind, übertragen werden. 

(3) Geförderte Wohnungen, auch solche in 
Eigenheimen, dürfen nur an begünstigte Person,en 
vermietet werden. Gemeinnützige Bauveteinigun­
gen oder Gemeinden dürfen solche Wohnungen 
überdies natürlichen oder juristischen Personen zur 
Weitergabe an ihre Dienstnehmer vermieten, sofern 
es sich bei diesen um begünstigte Personen handelt. 
Ist der Mieter eine Gebietskörperschaft, gilt die 
Beschränkung der Weitergabe auf Dienstnehmer 
nicht. 

§ 21. (1) Begünstigt ist eine Person, 
1. welche die erweisliche oder aus den Umstän-

. den hervorgehende Absicht hat, ausschließlich 
die geförderte Wohnung zur Befriedigung 
ihres dringenden Wohnbedürfnisses regelmä­
ßig zu verwenden, 

2. deren jährliches Einkommen (Familienein­
kommen) das höchstzulässige Jahreseinkom­
men gemäß Abs. 2 nicht übersteigt und 

3. deren Vermögen zusammen mit dem Vermö­
gen der mit ihr im- Zeitpunkt des Ansuchens 
(des Antrages) im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Personen 500 000 S nicht übersteigt. 

(2) Das höchstzulässige Jahreseinkommen 
beträgt bei einer Haushaltsgröße von 

einer Person. . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 273 000 S, 
zwei Personen .................. 409 500 S, 
drei Personen. . . . . . . . . . . . . . . . . .. 464 100 S, 
vier Personen .......... , . . . . . . .. 518 700 S, 

, mehr als vier Personen. . . . . . . . . . .. 546 000 S. 

Diese Beträge vermindern oder erhöhen sich ent­
sprechend den Änderungen des vom Österreichi­
schen Statistischen Zentralamt monatlich verlaut­
barten Verbraucherpreisindex 1976 oder eines an 
seine Stelle getretenen Index, sobald die Änderung 
dieses Index seit der letzten Festsetzung 10 vH 
überschreitet. Der Bundesminister für Bauten und 

Technik hat die sich hieraus ergebenden Änderun­
gen der Beträge im Bundesgesetzblatt kundzuma­
chen. 

(3) Wer eine geförderte Wohnung nicht als 
Dienst-, Natural- oder Werkswohnung bezieht, ist 
verpflichtet, seine Rechte an einer bisher zur Befrie­
digung seines dringenden Wohnbedürfnisses regel­
mäßig verwendeten Wohnung binnen sechs Mona­
ten nach Bezug der geförderten Wohnung aufzu­
geben. Ausnahmen sind mit Zustimmung des Lan­
des nur dann zulässig, wenn 'er diese Wohnung aus 
beruflichen Gründen für sich selbst dringend benö­
tigt oder wenn Verwandte in gerader Linie die 
Wohnung zur Befriedigung ihres dringenden 
Wohnbedürfnisses regelmäßig verwenden und eine 
Abtretung des Mietrechtes ;m diese Personen 
gemäß § 12 Mietrechtsgesetz, BGBI. Nr. 520/1981, 
nicht in Betracht kommt. 

Förderungsdarlehen 

§ 22. (1) Förderungsdarlehen können 
1. in einem Hundertsatz der Gesamtbaukosten, 

der bei Mietwohnungen mindestens 50 vH zu 
betragen hat, oder 

2. in einem unter den angemessenen Gesamtbau­
kosten liegenden Fixbetrag je Quadratmeter 
Nutzfläche 

geWährt werden. . Werden Förderungsdarlehen 
gemäß Z 1 gewährt und liegen die Gesamtbauko­
sten unter den angemessenen Gesamtbaukosten, so 
sind letztere der Bemessung des Förderungsdarle­
hens zugrunde zu legen. 

(2) Für die Erri<;htung von Eigenheimen ist das 
Förderungsdarlehen in einem Pauschalbetrag oder 
in einem Fixbetrag je Quadratmeter Nutzfläche zu 
gewähren. 

(3) Das Förderungsdarlehen ist in Teilbeträgen 
nach Maßgabe des Baufortschritts flüssig zu 
machen. 

§ 23. (1) Die Länder können das Ausmaß der 
Förderungsdarlehen und die sich aus den Tilgungs­
plänen ergebenden Darlehensbedingungen nach 
der Rechtsform der· zu errichtenden Wohnungen 
(Geschäftsräume) unterschiedlich festsetzen. Sie 
können überdies das Ausmaß der Förderungsdarle­
hen vom Familieneinkommen, der Anzahl der im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen und 
dem dana~h angemessenen Ausmaß der Nutzfläche 
abhängig machen. 

(2) Werden Mietwohnungen errichtet, darf das 
Ausmaß des Förderungsdarlehens nicht geringer 
und dürfen. die Darlehensbedingungen für den 
Darlehensnehmernicht ungünstiger sein als bei 
sonstigen Färderungsdarlehen. 

(3) Den Tilgungsplänen ist eine Darlehenslauf­
zeit zwischen 25 und 50 Jahren, eine jährliche Ver­
zinsung, die 6 vH beziehungsweise einen etwaigen 
höheren Eckzinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwe-
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sengesetz, BGBI. Nr. 63/1979, nicht übersteigt, 
sowie eine Anhebung der Annuitäten in bestimmten 
Zeitabschnitten zugrunde zu legen. 

(4) Die Länder können die Tilgungspläne so 
erstellen, daß die Tilgung oder die Tilgung und 
Verzinsung der Förderungsdarlehen auf die Dauer . 
von höchstens fünf Jahren, gerechnet von der 
Zu zählung, ausgesetzt wird. 

(5) Die Länder haben in den Darlehensverträgen 
vorzusehen, daß die Tilgungspläne im Falle wesent­
licher Veränderung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse entsprechend geändert werden können. Dabei 
darf jedoch die Gesamtlaufzeit nicht weniger als 
25 Jahre betragen und ein jährlicher Zinsfuß von 
6 vH beziehungsweise ein etwaiger höherer Eck­
zinssatz gemäß § 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz 
nicht überschritten werden. 

(6) Die näheren Bestimmungen zu § 22 und zu 
den vorstehenden Absätzen treffen die Länder 
durch Verordnung. In den durch Verordnung fest­
gesetzten Hundertsatz oder Fixbetrag gemäß § 22 
können auch Darlehen aus Haushaltsmitteln der 
Länder oder aus Landesfonds eingerechnet werden. 

§ 24. Die Förderungsdarlehen sind durch Einver­
leibung eines Pfandrechtes sicherzustellen. Bei 
Wohnungseigentum ist für den auf die Baukosten 
der Wohnung verhältnismäßig entfallenden Teil 
des Förderungsdarlehens das Pfandrecht auf den 
einzelnen Anteil einzuverleiben. Sofern dem zur 
Sicherung eines Förderungsdarlehens einverleibten 
Pfandrecht andere Pfandrechte im Range vorange­
hen,. hat der Liegenschaftseigentümer (Bauberech­
tigte) im Grundbuch zugunsten des Landes die 
Verpflichtung anmerken zu lassen, diese Pfand­
rechte nach Tilgung der ihnen zugrunde liegenden 
Forderungen vorbehaltlos löschen zu lassen. 

Kündigung des Förderungsdarlehens 

§ 25. (1) Das Land hat im Darlehensvertrag vor­
zusehen, daß das Förderungsdarlehen unter Einhal­
tung einer Kündigungsfrist von mindestens sechs 
Monaten gekündigt wird, wenn der Schuldner 

1. nach schriftlicher Mahnung trotz Gewährung 
einer angemessenen Frist ohne Vorliegen trif­
tiger Gründe seinen Zahlungsverpflichtungen 
aus den Verträgen über das Förderungsdarle­
hen oder über sonstige zur Finanzierung des 
Bauvorhabens aufgenommene Darlehen nicht 
nachkommt oder 

2. seine Verpflichtungen gemäß § 24 oder 
Bedingungen (Auflagen) der Zusicherung 
nicht erfüllt oder 

3. das Förderungsdarlehen nicht bestimmungs­
gemäß verwendet oder 

4. die ihm gesetzlich obliegende Erhaltung des 
Gebäudes unterläßt oder 

5. ohne Zustimmung des Landes Wohnungen 
zur Gänze oder zum Teil in Räume anderer 
Art umwandelt, sonst widmungswidrig ver-

wendet, vereInIgt oder trennt oder am 
Gebäude erhebliche wertvermindernde Ände­
rungen vornimmt oder zuläßt öder 

6. das Gebäude nicht ausreichend gegen Brand­
schaden versichert hält. 

(2) Von einer Kündigung gemäß Abs. 1 Z 1 kann 
abgesehen werden, wenn dadurch schutzwürdige 
Interessen von Wohnungsinhabern oder künftigen 
Wohnungsinhabern gefährdet würden .. 

§ 26. (1) Das Land hat im Darlehensvertrag fer­
ner vorzusehen, daß das Förderungsdarlehen unter 
Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens 
sechs Monaten gekündigt wird, wenn 

1. die Zur Benützung durch den (künftigen) Ei­
gentümer bestimmte Wohnung weder von 
diesem noch von den ihm nahestehenden Per­
sonen oder von seinen Dienstnehmern zur 
Befriedigung ihres dringenden Wohnbedürf­
nisses regelmäßig verwendet wird, es sei denn, 
der Wohnungsinhaber ist wegen Krankheit, 
zu Kur- oder Unterrichtszwecken oder aus 
zwingenden beruflichen Gründen vorüberge­
hend abwesend; beläßt der Eigentümer nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses einen 
ehemaligen Dienstnehmer oder dessen Hin­
terbliebene in der Wohnung, weil die Räu­
mung eine soziale Härte bedeuten würde, ist 
das Darlehen nicht zu kündigen; 

2. Geschäftsräume im Wohnungseigentum 
weder vom Eigentümer oder von ihm naheste­
henden Personen noch vom Pächter des in 
den Geschäftsräumen betriebenen Unterneh­
mens regelmäßig zu geschäftlichen Zwecken 
im Sinne des § 1 Abs. 3 verwendet werden; 

3. der Förderungswerber die Bedingung des § 41 
Abs. 2 zweiter Satz nicht erfüllt; 

4. der Eigentümer (Wohnungseigentümer) oder 
ein Mieter seine Rechte an der bisher von ihm 
zur Befriedigung seines dringenden W ohnbe­
dürfnisses regelmäßig verwendeten Wohnung 
entgegen den Bestimmungen des § 21 Abs. 3 
nicht aufgibt; bei Mietwohnungen kann die 
Kündigung nur ausgesprochen werden, wenn 
sie dem Förderungswerber schriftlich ange­
droht wurde und innerhalb von sechs Mona­
ten ab Androhung weder der Mieter das 
Recht an der bisherigen Wohnung aufgege­
ben hat noch der Förderungswerber das Miet­
verhältnis aufgekündigt hat (§ 28); 

5. der Förderungswerber nicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Vorliegen aller gesetzlic 

ehen und vertraglichen Voraussetzungen die 
zur Einverleibung des Eigentums erforderli­
chen Anträge stellt und die hiefür notwendi­
gen Urkunden errichtet; 

6. Wohnungen oder Geschäftsräume nicht 
innerhalb von sechs Mqnaten nach Erteilung 
der baubehördlichen Benützungsbewilligung 
oder nach Räumung, durch den Vorbenützer 
in Benützung genommen werden; bei Vorlie-
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gen wichtiger Gründe ist eine Erstreckung der 
Frist möglich; 

7. der Förderungswerber nach diesem Bundesge­
setz geförderte Wohn- oder Geschäftsräume 
zu einem höheren als dem gesetzlich zulässi­
gen Mietzins vermietet oder Handlungen Zur 
Umgehung von Mietzinsbestimmungen setzt 
oder zuläßt. 

(2) Bei Wohnungen oder Geschäftsräumen, die 
nicht.im Wohnungseigentum stehen, ist die Kündi­
gung nur für den Teil des Förderungsdarlehens 
auszusprechen, der dem Verhältnis der Nutzfläche 
der 'Wohnung oder des Geschäftsraumes zur Nutz­
fläche aller geförderten Wohnungen und 
Geschäftsräume des Gebäudes entspricht. 

(3) Für den Fall einer Kündigung gemäß Abs. 1 
oder gemäß § 25 hat das Land im Darlehensvertrag 
vorzusehen, daß die zugezählten Darlehensbeträge . 
vom Eintritt des Kündigungsgrundes an mit 3 vH 
über dem jeweils geltenden Zinsfuß für Eskontie­
rungen der Oesterreichischen Nationalbank pro 
Jahr zu verzinsen sind. 

§ 27. Das Förderul1gsdarlehen kann ohne Kündi­
gung fällig gestellt werden, wenn über das Vermö­
gen des Darlehensschuldners der Konkurs oder das 
Ausgleichsverfahren eröffnet wird und schutzwür­
dige Interessen von Wohnungsinhabern oder künf­
tigen Wohnungsinhabern durch die Fälligstellung 
nicht gefährdet werden. 

Kündigung des Mietvertrages 

§ 28. Ein wichtiger Kündigungsgrund nach §30 
Abs. 1 Mietrechtsgesetz liegt hinsichtlich der geför­
derten Wohnung vor, wenn der Mieter entgegen 
§ 21 Abs. 3 seine Rechte an der.von ihm zur Befrie­
digung seines dringenden Wohnbedürfnisses bisher 
regelmäßig verwendeten Wohnung nicht aufgege­
ben hat. Die Kündigung ist aufzuheben, wenn der 
Mieter vor Schluß der der Entscheidung des 
Gerichtes erster Instanz unmittelbar vorangehen­
den Verhandlung seine Rechte an der bisherigen 
Wohnung aufgibt; der Mieter hat jedoch dem Ver­
mieter die Kosten zu ersetzen, soweit ihn ohne 
diese Aufgabe eine' Kostenersatzpflicht getroffen 
hätte. . 

Eigenmittel 

§ 29. (1) Der Förderungswerber hat Eigenmittel 
aufzubringen. 

(2) Das Ausmaß der Eigenmittel hat 
1. bei Gebäuden mit Mietwohnungen höchstens 

5 vH der Gesamtbaukosten, 
2. bei sonstigen Gebäuden einschließlich solcher 

mit Wohnungen mit Kaufanwartschaft min­
destens 10 und höchstens 20 vH der Gesamt­
baukosten zu betragen .. 

(3) Bei Bauvorhaben ohne Oberflächenendaus­
führung im Inneren der Wohnung sind die für 

deren Herstellung durchschnittlich erforderlichen 
Aufwendungen auf die Eigenmittel anzurechnen. 

(4) Auf Verlangen eines W ohnungseigentumsbe­
werbers ist eine höhere Eigenmittelleistung zuzu­
lassen; sie ist bei der Berechnung der auf diese 
Wohnung (Geschäftsräume) entfallenden Annuitä­
ten für Kapitalmarktdarlehen betragsmindernd zu 
berücksichtigen. 

(5) Bei Gebäuden gemäß Abs.2 Z 2 kann das 
Land das Ausmaß der aufzubringenden Eigenmittel 
vom Familieneinkommen des Förderungswerbers, 
der Anzahl der 'im gemeinsamen Haushalt lebenden 
Personen und dem danach angemessenen Ausmaß 
der Nutzfläche abhängig machen. 

(6) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung. 

Eigenmittelersatzdarlehen 

§ 30. (1) Das Land kann dem zur Leistung von 
Eigenmitteln Verpflichteten bis zur Höhe der auf­
zubringenden Eigenmittel ein Darlehen (Eigenmit­
telersatzdarlehen) gewähren, falls ihm die Aufbrin- . 
gung der Eigenmittel auf Grund seiner finanziellen 
Leistungsfähigkeit, insbesondere nach dem Fami­
lieneinkommen und der Anzahl der im gemeinsa­
men Haushalt lebenden Personen, nicht oder nur 
zum Teil zumlitbar ist. Bei der Bemessung des 
Eigenmittelersatzdarlehens_ ist auch auf das nach 
der Personenanzahl angemessene Ausmaß der 
Nutzfläche (§ 33 Abs. 3 zweiter Satz) Bedacht zu 
nehmen: wobei für Familien, deren sämtliche Mit­
glieder im Zeitpunkt der Antragstellung :.- das 
35. Lebensjahr noch nicht vollendet .haben, eine 
größere Nutzfläche berücksichtigt werden kann. 
Eigenmittelersatzdarlehen, die weniger als 10 000 S 
betragen würden, sind nicht zu gewähren. 

(2) Die L~ufzeit des Eigenmittelersatzdarlehens 
hat mindestens zehn Jahre zu betragen und darf 
20 Jahre nicht überschreiten; im übrigen gilt § 23 
Abs. 3 bis 5 sinngemäß. Die Zuzählung des Eigen­
mittelersatzdarlehens an den Empfänger des Förde­
rungsdarlehens ist zulässig .. 

(3) Für die Kündigung des Eigenmittelersatzdar­
lehens gelten § 25 Abs, 1 Z 1, 3 und 5 und § 26 
Abs. 1 Z 1, 4 und 6 sinngemäß. 

(4) Das Land hat im Darlehensvertrag vorzuse­
hen, daß das Eigenmittelersatzdarlehen ohne Kün­
digung fällig gestellt wird, 

1. wenn der Empfänger des Eigenmittelersatz­
darlehens sein Recht an der geförderten Woh­
nung verliert oder 

2. wenn das Eigenmittelersatzdarlehen zu 
Unrecht empfangen wurde. 

(5) Im Falle der Kündigung nach Abs. 3 und der 
Fälligstellung nach Abs. 4 Z 2 gilt § 26 Abs. 3. 
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(6) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung, wobei auf die Rechtsform der Nutzung 
Bedacht genommen werden kann. In dieser Ver-

"ordnung ist auch zu bestimmen, ob und inwieweit 
einem nachfolgenden Wohnungsinhaber ein Eigen­
mittelersatzdarlehen gebührt. 

Annuitäten- und Zinsenzuschüsse 

§ 31. (1) Die Länder können für Hypothekardar­
lehen (§ 17 Abs.2), die neben einem Förderungs­
darlehen aufgenommen werden, Annuitätenzu­
schüsse bis zu 50 vH . der ursprünglichen oder 
jeweiligen Annuität auf die Dauer von höchstens 
15 Jahren gewähren. Für Eigenheime dürfen Annu­
itätenzuschüsse nur gewährt werden, wenn kein 
Förderungsdarlehen zuerkannt wird. 

(2) Zur Errichtung von Miet- und Eigentums­
wohnungen, deren Finanzierung ohne Förderungs­
darlehen erfolgt, können die Länder für Hypo­
thekardarlehen (§ .17 Abs. 2) höchstens auf die 
Dauer ihrer Rückzahlung Annuitätenzuschüsse bis 
zu einem solchen Ausmaß gewähren, daß sich die 

. Annuität auf 2,5 vH des Darlehensbetrages ernied­
rigt. Nach den ersten drei Jahren können diese 
Zuschüsse laufend verringert werden. Weiters kön­
nen die Länder bis zum Einsetzen der Darlehenstil­
gung, längstens jedoch für eine angemessene Bau­
zeit, Zinsenzuschüsse gewähren. 

(3) Die Gewährung der Zuschüsse, ihre Höhe, 
ihre' Laufzeit sowie die allfällige Vereinbarung 
ihrer späteren Rückzahlung kön,nen von der 
Rechtsform der Nutzung, dem Familieneinkom­
men, der Anzahl der im gemeinsamen Haushalt 
lebenden Personen und dem danach angemessenen 
Ausmaß der Nutzfläche abhängig gemacht werden. 

(4) Die näheren Bestimmungen zu den vorste­
henden Absätzen treffen die Länder durch Verord­
nung. 

(5) Die Zuschüsse sind einzustellen und vom 
Eintritt des Einstellungsgrundes an unter sinngemä­
ßer Anwendung des § 26 Abs. 3 zurückzufordern, 
wenn 

1. das Förderungsdarlehen gekündigt wurde 
oder _ 

2. das Hypothekardarlehen oder die Wohnun­
gen nicht bestimmungsgemäß verwendet oder 
Verpflichtungen nach diesem Bundesgesetz 
nicht eingehalten werden oder 

3. das Eigentum (Wohnungs eigentum) am 
geförderten Objekt oder das Baurecht ohne 
Zustimmung des Lande,s durch Rechtsge­
schäft unter Lebenden übertragen wurde. 

(6) Die Zuschüsse sind einzustellen, wenn das 
Förderungsdarlehen zurückgezahlt wurde. 

Wohnbeihilfe 

§ 32. (1) Wird der" Mieter einer geförderten 
Wohnung durch den Wohnungsaufwand unzumut­
bar belastet, hat ihm das Land" auf Antrag mit 
Bescheid Wohn beihilfe zu gewähren. 

(2) Als Wohnungsaufwand gilt jener Teil des zu 
entrichtenden Mietzinses, welcher 

1. der Tilgung und Verzinsung der Darlehen 
gemäß den §§ 17 und 22, 

2. der Abstattung der Eigenmittel des Vermie­
ters gemäß § 46 Abs. 1 Z 2, 

3. der Verzinsung der Eigenmittel des Vermie­
ters gemäß § 14 Abs. 1 Z 3 Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz, 

4. der .Deckung der Kosten der Erhaltung 
. gemäß § 46 Abs. 1 Z 4 oder gemäß § 14 Abs. 1 
Z 5 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz sowie 

5. der Rückzahlung von Annuitätenzuschüssen 
dient. 

(3) Der Wohnungsaufwand vermindert sich um 
anderweitige Zuschüsse, die zur Minderung der 
Wohnungsaufwandbelastung gewährt werden. 

§ 33. (1) Die zumutbare Wohnungsaufwandbela­
stung ist in einem Hundertsatz des Familienein­
kommens festzusetzen, wobei die Zahl der im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Personen ange­
messen zu berücksichtigen ist. Der Hundertsatz 
darf 25 vH des Familieneinkommens nicht überstei­
gen. 

(2) Für Familien, deren sämtliche Mitglieder im 
Zeitpunkt der AntragsteIlung das 35. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben oder bei denen ein 
Familienmitglied eine Minderung der Erwerbsfä­
higkeit von mindestens 55 vH im Sinne von § 106 
Einkommensteuergesetz 1972 aufweist, sowie für 
Familien mit mindestens drei Kindern, für die 
Familienbeihilfe bezogen wird, oder für Familien 
mit einem behinderten Kind im Sinne des Familien­
lastenausgleichsgesetzes 1967, BGB!. Nr.376, ist 
der Hundertsatz niedriger als für sonstige Antrag­
steller festzusetzen. 

(3) Die Wohnbeihilfe darf nur für jenen Teil der 
Nutzfläche gewährt werden, der die nach der Zahl 
der im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen 
angemessene Nutzfläche nicht übersteigt. Diese 
beträgt bei einer Haushaltsgröße von einer Person 
50 m2 und erhöht sich für jede weitere Person um 
höchstens 20 m2

• 

§ 34. (1) Die Wohnbeihilfe darf jeweils höch­
stens auf ein Jahr gewährt werden. Die.Zuzählung 
der Wohnbeihilfe an den Empfänger des Förde­
rungsdarlehens ist zulässig. 

(2) Der Antragsteller hat sämtliche TatSachen, 
die eine Änderung der Höhe der Wohnbeihilfe 
oder den Verlust des Anspruches zur Folge haben 
können, innerhalb eines Monates nach deren 
Bekanntwerden . anzuzeigen. 
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(3) Der Anspruch auf Wohnbeihilfe erlischt bei 
Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen, insbe­
sondere aber wenn 

1. der Mietvertrag aufgelöst wird, 
.2. das Förderungsdarlehen vollständig zurück­

gezahlt ist oder 
3. Wohnungen entgegen den Bestimmungen die­

ses Bundesgesetzes benützt werden. 

(4) Wohnbeihilfe, die zu Unrecht empfangen 
wurde, ist zurückzuzahlen, wobei die zu erstatten­
den Beträge mit 3 vH über dem jeweils· geltenden 
Zinsfuß für Eskontierungen der Oesterreichischen 
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen sind. 

§ 35. Die näheren· Bestimmungen zu den §§ 32 
bis 34 treffen die Länder durch Verordnung. 

§ 36. (1) Das Land kann auf Antrag mit Bescheid 
Wohnbeihilfe zum Wohnungsaufwand für Eigen­
heime, für zum Eigentumserwerb bestimmte, in ver­
dichteter Flachbauweise errichtete Wohnungen, für 
Eigentumswohnungen und für Wohnungen mit 
Kaufanwartschaft bis zum Ausmaß der Wohnbei­
hilfe gemäß § 32 gewähren. Als Wohnungsaufwand 
gelten neben allfälligen Rückzahlungsraten für 
gewährte Annuitätenzuschüsse die für die Rück­
zahlung der zur Errichtu~g des Objektes aufge­
nommenen Darlehen erforderlichen Beträge, wobei 
das Land anrechenbare Obergrenzen festsetzen 
kann. 

(2) Wird Wohnbeihilfe gemäß Abs. 1 gewährt, 
gelten § 32 Abs. 3 sowie die .§§ 33 und 34 sinnge­
mäß. Die näheren Bestimmungen treffen die Län­
der durch Verordnung. 

Bürgschaftsübemahme 

§ 37. (1) Das Land kann die Bürgschaft gemäß 
§ 1346 ABGB für ein zur Finanzierung eines Bau­
vorhabens erforderliches Hypothekardarlehen 
übernehmen, wenn der Zinsfuß des zu verbürgen­
den Darlehens die in § 17 Abs. 2 festgelegte Ober­
grenze nicht übersteigt und der Schuldner die Ver­
pflichtung übernimmt, im Rang vorangehende 
Pfandrechte nach Tilgung der ihnen zugrunde lie­
genden Forderungen vorbehaltlos löschen zu las­
sen. 

(2) Wird für die Inanspruchnahme des Landes 
aus der Übernahme von Bürgschaften eine Haf­
tungsrücklage gebildet, so sind hiefür die Bestim­
mungen des § 10 Abs. 3 anzuwenden. 

Ansuchen und Anträge 

§ 38. (1) Ansuchen auf Gewährung von Darlehen 
gemäß den §§ 22 und 30, von Annuitätenzuschüs­
sen oder auf Übernahme von Bürgschaften sowie 
Anträge auf Gewährung von Wohnbeihilfe sind an 
die Landesregierung zu richten. 

(2) Den Ansuchen sind alle zur Beurteilung und 
Überprüfung des Bauvorhabens erforderlichen 

Unterlagen, insbesondere Baubewilligungen, 
Grundbuchsauszüge oder -abschriften, baubehörd­
lich genehmigte Bau- und Lagepläne, Baubeschrei­
bungen, Kostenberechnungen und Finanzierungs­
pläne anzuschließen. Überdies ist eine Erklärung 
des Förderungswerbers darüber vorzulegen, daß er 
im Zusammenhang mit dem Erwerb der betreffen­
den Baugrundstücke keine Verpflichtungen über­
nommen hat, bei Planung oder Ausführung des zu 
fördernden Gebäudes oder bei dieses Gebäude 
betreffenden Rechtsgeschäften die Leistungen einer 
bestimmten Person inAnspruch zu nehmen. Förde­
rungswerber gemäß § 19 Abs. 1 Z 1 lit. a und Z 2 
haben außerdem nachzuweisen, daß sie begünstigte 
Personen (§ 20) sind. 

(3) Vor Zusicherung hat der Förderungswerbet· 
anzugeben, ob die Wohnungen (Geschäftsräume) 
in Miete oder im Wohnungseigentum 'vergeben 
werden sollen; in letzterem Fall ist die Anmerkung 
der vorbehaltenen Verpfändung gemäß' § 24 a 
Abs. 1 Wohnungseigeritumsgesetz 1975, BGBL 
N r. 417, durch Vorlage eines entsprechenden 
Grundbuchsauszuges (Grundbuchsabschrift) nach­
zuweisen. Vor Zusicherung ist überdies eine Heiz­
lastberechnung vorzulegen, wobei bei Bemessung 
der Heizanlage ein optimaler Betriebswirkungsgrad 
anzustreben ist. 

(4) Den Anträgen auf Gewährung von Wohnbei­
hilfe sind der Nachweis des Einkommens (Fami­
lieneinkommens) und des Vermögens sowie Erklä­
rungen über die Anzahl der im gemeinsamen Haus­
halt lebenden Personen, die Nutzfläche der Woh­
nung und darüber anzuschließen, daß die Woh­
nung vom Antragsteller zur Befriedigung seines 
dringenden Wohnbedürfnisses regelmäßig verwen­
det wird. 

Nachweis von Einkommen und Vermögen 

§39. (1) Das Einkommen (§§ 21,29,30,31 und 
}3) ist nachzuweisen: 

1. bei Personen, die· zur Einkommensteuer ver­
anlagt· werden, durch Vorlage des Einkom­
mensteuerbescheides für das letzte veranlagte 
Kalenderjahr; 

2. bei Arbeitnehmern, die nicht zur Einkommen­
steuer veranlagt werden, durch Vorlage einer· 
Lohnsteuerbescheinigung oder eines Lohnzet­
tels für das vorangegangene Kalenderja4r; 
dabei ist eine Erklärung über allfällige Ein­
künfte im Ausland abzugeben. 

(2) Das Vermögen ist nachzuweisen: 
1. bei zur Vermögensteuer veranlagten Personen 

durch Vorlage des zuletzt zugestellten Steuer­
bescheides; 

2. bei Personen, die im Inland im Sinne des Ver­
mögensteuergesetzes 1954 nicht oder nur 
beschränkt vermögensteuerpflichtig sind, 
durch eine Erklärung über die Höhe des aus­
ländischen Vermögens. 
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(3) Bei der Prüfung des Einkommens und Ver­
mögens können weitere Nachweise oder Erklärun­
gen beigebracht oder verlangt werden. Insbeson­
dere kann in Fällen nach Abs. 1 Z 1 die Vorlage der 
Einkommensteuerbescheide für die letzten drei ver­
anlagten Kalenderjahre verlangt, in Fällen nach 
Abs. 1 Z 2 vom Einkommen der letzten drei 
Monate ausgegangen werden, "o/enndies zur Erfas­
sung der tatsächlichen Einkommensverhältnisse 
notwendig erscheint. 

Erledigung der Ansuchen 

§ 40. Sofern ein- Wohnbauförderungsbeirat ein­
gerichtet ist, ist dieser vor Erledigung der Ansuchen 
auf Gewährung einer Förderung anzuhören. Bei 
Erledigung der Ansuchen ist auf das Wohnbaupro­
gramm Bedacht zu nehmen. Die erledigten Ansu­
chen sind mit dem Beifügen, ob ihnen entsprochen 
wurde oder nicht, mindestens zweimal jährlich zu 
veröffentlichen. 

Zusicherung 

§ 41. (1) Im Falle der Erledigung im Sinne des 
Ansuchens ist dem Förderungswerber eine schriftli­
che Zusicherung zu erteilen. In der Zusicherung, 
die den Finanzierungsplan zu enthalten hat, kön­
nen Bedingungen und Auflagen vorgesehen wer­
den, die der Sicherung der Einhaltung der Bestim­
mungen dieses Bundesgesetzes und des diesem 
zugrunde liegenden Förderungszweckes dienen. 
Bei wirtschaftlicher Zumutbarkeit ist der Anschluß 
an vorhandene Fernwärme vorzuschreiben. Sollen 
zentrale Wärmeversorgungsanlagen, welche mehr 
als zwei Wohnungen versorgen, vom Förderungs­
werber betrieben werden, ist dieser zu verpflichten, 
die Wartung der Anlage vertraglich oder durch 
eigene Dienstnehmer sicherzustellen. Handelt es 
sich nicht um ein von einer natürlichen Person 
errichtetes Eigenheim, ist der Förderungswerber 
überdies zu verpflichten, für die zur Errichtung des 
Gebäudes erforderlichen Fremdmittel ein gesonder­
tes Konto zu eröffnen und sämtliche Zahlungen 
über dieses Konto abzuwickeln. . 

(2) In die Zusicherung ist die Bedingung aufzu­
nehmen, daß der Förderungswerber die Verpflich­
tung gemäß § 21 Abs.3 übernimmt. Ist die geför­
derte Wohnung nicht zur Verwendung durch den 
Förderungswerber bestimmt, hat die Zusicherung 
die Bedingung zu enthalten, daß der Förderungs­
werber Wohnungen nur solchen Bewerbern in das 
Eigentum (Wohnungseigentum) überträgt oder in 
Miete überläßt, die schriftlich erklären, die Ver­
pflichtung gemäß § 21 Abs. 3 zu erfüllen. 

Widerruf der Förderung und 
Verfügungsbeschränkung 

§ 42. (1) Vor Zuzählung von Darlehensbeträgen 
oder Zuschüssen kann die Zusicherung widerrufen 
werden, wenn der Förderungswerber nicht alle für 
die Auszahlung vorgesehenen Voraussetzungen 
(Bedingungen) erfüllt. 

(2) Über den Anspruch aus der Förderungszusi­
cherung oder auf Wohn beihilfe kann weder durch 
Abtretung, Anweisung oder Verpfändung noch auf 
irgendeine an~ere Weise unter Lebenden verfügt 
werden. Dieser Anspruch kann auch nicht von 
Dritten in Exekution gezogen werden. 

Ermittlung, Verarbeitung und Übermittlung von 
Daten 

§ 43. Die Landesregierungen sind berechtigt, in 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem Bun­
desgesetz nachstehend angeführte Daten zum 
Zweck der Feststellung der Förderungswürdigkeit 
und der Sicherung von FörderungsdafIehen zu 
ermitteln, automationsunterstützt zu verarbeiten 
und anderen Landesregierungen, Gemeinden und 
sonstigen Meldebehörden; Finanzbehörden sowie 
Sozialversicherungsträgern zu übermitteln: 

1. Name oder Bezeichnung, 
2. Geburtsdatum, 
3. Anschrift, 
4. Anschrift aufzugebender Wohnungen, 
5. Einkommen, 
6. Vermögen, 
7. familienrechtliche Merkmale, 
8. Leistungen für den Wohnungs aufwand, 
9 . Wohnungsmerkmale. 

Bauführung 

§ 44. (1) Mit der Bauführung darf vor Annahme 
der Zusicherung der Förderung nicht begonnen 
werden. 

(2) Eine schriftliche Zustimmung zum vorzeiti­
gen Baubeginn kann dann erteilt werden, wenn es 
sich um die Errichtung eines Eigenheimes handelt 
und der Förderungswerber eine natürliche Person 
ist, alle Voraussetzungen für die aufrechte Erledi­
gung des Ansuchens gegeben sind und der Förde­
rungswerber sich schriftlich mit der Überwachung 
der Bauführung durch das Land einverstanden 
erklärt hat. Aus der Zustimmung zum vorzeitigen 
Baubeginn kann ein Anspruch auf Förderung nicht 
abgeleitet werden; darauf ist in der Zustimmung 
hinzuweisen. . 

(3) Die Bauführung hat gemäß.den der Zusiche­
rung oder der Zustimmung (Abs. 2) zugrunde lie­
genden Unterlagen zu erfolgen. Wird durch Tafeln 
auf die Verwendung von W ohnbauförderungsmit­
teln hingewiesen, so ist in der Aufschrift zum Aus­
druck zu bringen, daß das Gebäude unter Verwen­
dung von zweckgebundenen Bundeszuschüssen 
gefördert wurde. 

(4) Das Land hat· während der Bauzeit die 
zweckmäßige und sparsame Verwendung der Mit­
tel und die Einhaltung der bedungenen Bauausfüh­
rung, insbesondere im Hinblick auf den Schall-, 
Wärme-, Feuchtigkeits- und Abgasschutz, zu über­
wachen und - soweit es sich nicht um die Errich­
tung von Eigenheimen durch natürliche Personen 
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handelt - hiefür ein geeignetes Aufsichtsorgan zu 
bestellen. Nach Abschluß der Bauarbeiten hat das 
Land die bestimmungsgemäße Verwendung und 
ordnungsgemäße Erhaltung der geförderten 
Gebäude auf die gesamte Dauer der Förderungs­
maßnahmen zu überwachen. 

Endabrechnung 

§ 45. (1) Nach Abschluß der Bauführung hat der 
Förderungswerber ohne Verzug, längstens jedoch 
zwölf Monate nach Rechtskraft der baubehördli­
chen Benützungsbewilligung, die Endabrechnung 
der Landesregierung zur Prüfung vorzulegen, wid­
rigenfalls die Gesamtbaukosten durch einen befug­
ten Ziviltechniker auf Kosten des Förderungswer­
bers ermittelt und der Endabrechnung zugrunde 
gelegt werden können. Die von der Landesregie­
rung nach Prüfung anerkannten förderbaren 
Gesamtbaukosten sind der Förderung zugrunde zu 
legen. 

(2) Die Endabrechnung hat die auf die einzelnen 
Wohnungen (Geschäftsräume) entfallenden Bauko­
sten sowie deren Berechnung zu enthalten. 

(3) Bei der Errichtung von Eigenheimen kann 
die Verpflichtung zur Vorlage einer Endabrech­
nung entfallen. Die näheren 13estimmungen trifft 
das Land durch Verordnung, wobei festzulegen ist, 
in welcher Weise der Nachweis über die widmungs­
gemäße Verwendung der Förderungsmittel zu er­
bringen ist und für welchen Zeitraum die Belege 
über die Baukosten aufzubewahren sind; 

Mietzinsbildung 

§ 46. (1) Für geförderte Wohnungen (Geschäfts­
räume) setzt sich der Hauptmietzins wie folgt 
zusammen: 

1. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung 
der Endabrechnung zur Tilgung und Verzin­
sung der auf den Mietgegenstand entfallen­
den Darlehen abzüglich eines Annuitätenzu­
schusses, jedoch zuzüglich etwaiger Rückzah­
lungsraten für gewährte Annuitätenzuschüsse, 
erforderlich ist; 

. 2. aus dem Betrag, der unter Zugrundelegung 
der Endabrechnung zur Abstattung der auf 
den Mietgegenstand ~ntfallenden Eigenmittel 
des Vermieters erforderlich ist, wobei dem 
Betrag ein Abstattungszeitraum von zwanzig 
Jahren und eine jährliche Verzinsung von 
höchstens 1 vH über dem Eckzinssatz gemäß 
§ 20 Abs. 2 Kreditwesengesetz zugrunde zu 
legen ist; 

3. aus einem Anteil der Grundkosten, wobei 
jährlich bis zu' 6 vH des zum Zeitpunkt des 
Baubeginns geltenden Einheitswertes zu­
grunde zu legen sind, im Falle der Einräu­
mung eines Baurechtes, dem Bauzins ; 

4. aus einem zur ordnungsgemäßen Erhaltung 
des Gebäudes unter Einrechnung der Miet-

zinseinnahmen gemäß Abs. 4 jeweils erforder­
lichen Betrag zur Bildung einer Rückstellung. 
Der Bundesminister für Bauten und Technik 
hat di~ zur ordnungsgemäßen Erhaltung 
erforderlichen Beträge durch Verordnung 
festzusetzen, wobei auf die sich aus dem Bau­
alter ergebenden durchschnittlichen Erhal­
tungskosten je Quadratmeter Nutzfläche 
Bedacht zu nehmen ist. 

(2) Beträge nach Abs. 1 Z 1 und 2 dürfen in der 
Hauptmietzinsabrechnung als Ausgaben abgesetzt 
werden. 

(3) Insoweit vor Rückzahlung des Förderungs­
darlehens sonstige Darlehen nicht mehr zu tilgen 
und Eigenmittel nicht mehr abzustatten sind, kön­
nen die bisher gemäß Abs. 1 Z 1 und 2 geleisteten 
Beträge weiterhin eingehoben werden, wenn sie zur 
verstärkten Tilgung noch aushaftender Darlehen 
verwendet werden. 

(4) Der Mietzins für geförderte Einstellplätze 
(Garagen) und Abstellplätze darf das ortsübliche 
Ausmaß nicht überschreiten; er ist der Rückstellung 
gemäß Abs. 1 Z 4 zuzuführen. 

§ 47. Bei Vermietung einer geförderten Woh­
nung (eines Geschäftsraumes) hat das L~nd auf die 
Dauer der Förderungsmaßnahmen die Mietzinsbil­
dung zu überwachen. , 

§ 48. Für' geförderte Wohnungen (Geschäfts­
räume), welche von einer gemeinnützigen Bau­
oder Verwaltungsvereinigung vermietet werden, 
gelten die §§ 46 und 47 nicht. 

Eigentumsbeschränkungen 

§ 49. (1) Das Grundbuchgericht hat auf Antrag 
des Eigentümers ob der zu verbauenden Liegen­
schaft ein Belastungsverbot zugunsten des Landes 
einzuverleiben. Die Eintragung ist vom Förde­
rungswerber vor Einbringung eines Ansuchens auf 
Gewährung einer Förderung zu erwirken und 
durch Vorlage eines Grundbuchsauszuges (Grund­
buchsabschrift) nachzuweisen, es sei denn, es han­
delt sich um die Errichtung von Gebäuden durch 
Gemeinden oder von Eigenheimen durch natürli­
che Personen. 

(2) Das Land hat die Einwilligung zur Löschung 
des Belastungsverbotes zu erteilen, wenn 

1. kein Ansuchen auf Gewährung einer Förde­
rung gestellt oder das Ansuchen zurückgezo­
gen oder abschlägig erledigt wurde oder 

2. die Baukosten auf Grund der Endabrechnung 
gemäß § 45 festgestellt sind. 

(3) Wurde eine Förderung zugesichert, so ist auf 
der Liegenschaft ein Vedußerungsverbot zugun­
sten des Landes einzuverleiben. Dieses wirkt gegen 
Dritte und bindet auch die Rechtsnachfolger. 

(4) Ist das Veräußerungsverbot einverleibt, so 
kann das Eigentum (Baurecht) an der Liegenschaft 

3 
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durch Rechtsgeschäft unter Lebenden nur mit 
schriftlicher Zustimmung des Landes übertragen 
werden. Diese ist unbeschadet der Bestimmung des 
Abs. 5 zu erteilen, wenn es sich beim Erwerber um 
eine begünstigte Person handelt und der Kaufpreis 
angemessen ist. Einer solchen Zustimmung bedarf 
es nicht, wenn 

1. der Anteil am Mindestanteil (§ 9 Abs. 1 zwei­
ter Satz W ohnungseigentum'sgesetz 1975) an 
den Ehegatten, der die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt oder österreichischen 
Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 gleichgestellt 
ist, 

2. eine Eigentumswohnung (ein Eigenheim) bei 
der Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermö­
gens und ehelicher Ersparnisse bei der Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe an den früheren Ehegatten 

übertragen wird. 

(5) Das Land kann die schriftliche Zustimmung 
gemäß Abs. 4 davon abhängig machen, daß das 
aushaftende Fötderungsdarlehen ganz oder teil­
weise zurückgezahlt wurde oder daß sich der 
Erwerber verpflichtet, das aushaftende Förderungs­
darlehen nach einem geänderten Tilgungsplan 
zurückzuzahlen. Die näheren Bestimmungen trifft 
das Land durch Verordnung. 

(6) Nach Ablauf von 20 Jahren nach seiner Ein­
verleibung hat das Land die Einwilligung zur 
Löschung des Veräußerungsverbotes zu erteilen, 
wenn das Förderungsdarlehen zurückgezahlt 
wurde, keine Annuitätenzuschüsse mehr geleistet 
werden oder die Bürgschaft erloschen ist. Bei 
Eigenheimen kann das Land die Einwilligung 
bereits dann erteilen, wenn das Förderungsdarlehen 
zurückgezahlt wurde, keine Annuitätenzuschüsse 
mehr geleistet werden oder die Bürgschaft erlo­
schen ist. 

Rückzahlung 

§ 50. Hat ein Wohnungseigentümer den auf sei­
nen Miteigenturnsanteil entfallenden Darlehensteil­
betrag zurückgezahlt, so ist er von seiner Haftung 
für das Förderungsdarlehen zu befreien; das Land 
hat in die Einverleibung der Löschung des Pfand­
rechtes hinsichtlich seines Anteiles einzuwilligen. 

Wohnbauförderungsbeirat 

§ 51. Ist ein Wohnbauförderungsbeirat einge­
richtet, so ist er vOr Erlassung einer Verordnung 
gemäß den §§ 3 bis 5,23,29,30,31,35,36,45,49 
und 54 anzuhören. 

KontroIlrechte des Bundes 

§ 52. (1) Die Länder haben dem Bundesminister 
fürBauten und Technik über die Verwendung der 
Förderungsmittel und über ihre sonstige Tätigkeit 
nach diesem Bundesgesetz längstens bis 31. März 
einen Jahresbericht über das vorangegangene Jahr 

zu erstatten, dem eine Aufstellung der förderungs­
maßnahmen anzuschließen ist. Hierüber hat der 
Bundesminister für Bauten und Technik den Bun­
desminister für Finanzen zu informieren. 

(2) Der Bundesminister für Bauten und Technik 
ist berechtigt, durch seine Organe die Einhaltung 
der Vorschriften dieses Bundesgesetzes zu überwa­
chen. Die Länder sind verpflichtet, diesen Organen 
Einsicht in Geschäftsstücke, sonstige Unterlagen 
und Belege zu gewähren, Auskünfte zU: erteilen und 
die Besichtigung geförderter Gebäude zu ermögli­
chen. 

Gehührenhefreiung 

§ 53. (1) Die durch dieses Bundesgesetz unmit­
telbar veranlaßten Schriften und Rechtsgeschäfte, 
die Beglaubigung der Unterschriften auf den zur 
pfandrechtlichen Sicherstellung der Darlehen 
gemäß den §§ 22 und 30 errichteten Urkunden und 
die nach dem Finanzierungsplan zur Finanzierung 
eines nach diesem Bundesgesetz geförderten Bau­
vorhabens zusätzlich erforderlichen Darlehens­
und Kreditverträge 'sind von den Stempel- und 
Rechtsgebühren befreit. 

(2) Ohne Rücksicht auf eine Förderung nach 
diesem Bundesgesetz sind Darlehens- und Kredit­
verträge, die zur Finanzierung der in § 1 Abs. 2 vor­
gesehenen Zwecke mit Gebietskörperschaften, mit 
Fonds von Gebietskörperschaften, die mit eigener 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind, oder mit 
gemeinnützigen Bauvereinigungen abgeschlossen 
werden, von den Stempel- und Rechtsgebühren 
befreit, sofern der begünstigte Zweck nachgewiesen 
wird. 

(3) Die gerichtliche Beglaubigung der Unter­
schriften auf den zur pfandrechtlichen Sicherstel­
lung der Darlehen gemäß den §§ 22 und 30errich­
teten Urkunden, die gerichtlichen Eingaben und 
die grundbücherlichen Eintragungen zur pfand­
rechtlichen . Sicherstellung von. Darlehen, die zur 
Finanzierung der nach diesem Bundesgesetz geför­
derten Bauvorhaben erforderlich sind, sind von den 
Gerichtsgebühren befreit. 

(4) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 3 gilt auch 
für die Errichtung von Wohnungen sowie von 
Wohnheimen und Geschäftsräumen, die den V or­
aussetzungen gemäß § 1 Abs. 2 und 3 entsprechen, 
wenn sie auf Grund von Landesgesetzen durch die 
Länder oder durch Fonds, deren Abgang die Län­
der zu decken haben, gefördert wird. 

(5) Die Gebührenbefreiung nach Abs. 3 gilt fer­
ner für das Bausparkassendarlehen, das eine öster­
reichische Bausparkasse einem Bausparer, der 
ö~terreichischer Staatsbürger ist oder gemäß § 19 
Abs. 3 gleichgestellt ist, zur Errichtung einer zur 
Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses 
des Bausparers oder der ihm nahestehenden Perso­
nen bestimmten Wohnung in normaler Ausstattung 
gewährt. 
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H. BAUPTSTÜCK 

Angleichung bestehender Verträge 

§ 54. Die Länder können durch Verordnung für 
die auf Grund des .W ohnbauförderungsgesetzes 
1954 und des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 
gewährten Darlehen, allenfalls schrittweise und 
unter Bedachtnahme auf den Zeitpunkt ihrer Zusi­
cherung, die Rückzahlungsbedingungen in. der 
Weise neu festlegen, daß sie den auf Grund des 
§ 23 Abs. 3 festgelegten Tilgungsplänen angegli­
chen werden. 

III. HAUPTSTüCK 

Wohnbeihilfe zum Wohnungsaufwand für sonstige 
geförderte Wohnungen 

§ 55. Zum Wohnungsaufwand für Miet- und 
Genossenschaftswohnungen, deren Errichtung 
unter Zuhilfenahme von Darlehen nach dem Bun­
desgesetz betreffend Ausgestaltung des Staatlichen 
Wohnungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn­
und Siedlungsfonds oder dem W ohnhaus-Wieder­
aufbaugesetz oder dem Wohnbauförderungsgesetz 
1954 oder dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 
oder dem Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1982, 
BGBI. Nr. 165, oder dem Bundes-Sonderwohnbau­
gesetz 1983, BGBL Nr. 661, oder sonst unter über­
wiegender Zuhilfenahme von Bundesmitteln geför­
dert wurde, hat das Land in sinngemäßer Anwen­
dung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
Wohnbeihilfe zu gewähren. Bei Eigenheimen, bei 
Eigentumswohnungen und bei zum Eigentumser­
werb bestimmten Wohnungen gilt § 36. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Änderung des Wohnungseigentumsgesetzes 1975 

§ 56. Das Wohnungseigentumsgesetz 1975, 
BGBI. Nr. 417, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 654/1982, wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 6 hat einschließlich seiner Überschrift zu 
lauten: 

"Nutzfläche 

§ 6. (1) Die Nutzfläche ist die gesamte Bodenflä­
che einer Wohnung oder einer sonstigen Räumlich~ 
keit· abzüglich der Wandstärken und der im Ver­
lauf der Wände befindlichen Durchbrechungen 
(Ausnehmungen), Keller- und Dachbodenräume, 
soweit sie ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn­
oder Geschäftszwecke geeignet sind, sowie T rep­

. pen, offene Balkone und Terrassen sind bei der 
Berechnung der Nutzfläche nicht zu berücksichti­
gen; das gleiche gilt für die im § i Abs.2 sonst 

. genannten Teile der Liegenschaft, die mit einer 
Wohnung oder einer sonstigen Räumlichkeit im 
Wohnungseigentum stehen. 

(2) Die Nutzfläche ist auf Grund des behördlich 
genehmigten Bauplans zu berechnen, es sei denn, 
daß eine Abweichung vom behördlich genehmigten 

Bauplan erwiesen wird; in diesem Fall ist die Nutz­
fläche nach dem Naturmaß zu berechnen. 

(3) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung 
nach dem 1. Jänner 1985 erteilt wurde, ist die 
Nutzfläche auf Grund des behördlich genehmigten 
Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies nicht 
möglich ist oder eine Abweichung vom behördlich 
genehmigten Bauplan um mehr als 2 vHerwiesen 
wird; in diesen Fällen ist die Nutzfläche nach dem 
Naturrnaß zu berechnen. 

(4) Die Nutzfläche ist in Quadratmetern auszu­
drücken." 

2. § 24 a Abs. 3 Z 1 hat zu lauten: 
,;1. Ein Veräußerungsverbot gemäß. § 22 Wohn­

bauförderungsgesetz 1968 oder § 49 Wohn- , 
bauförderungsgesetz 1984;" . 

V. HAUPTSTüCK 

Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
§ 57. Das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, 

BGBI. Nr. 139/1979, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBI. Nr. 520/1981 wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Z 2 und 3 haben zu lauten: 
,,2. als normale Ausstattung eine Ausstattung, die 

bei größter Wirtschaftlichkeit. des Baukosten­
aufwandes unter Bedachtnahme auf die 
Betriebs- und Instandhaltungskosten und bei 
einwandfreier Ausführung nach dem jeweili­
gen Stand der Technik, insbesondere hinsicht­
lich des Schall-, Wärme-, Feuchtigkeits- und 
Abgasschutzes sowie der Anschlußmöglich­
keit an Fernwärme in hiefür in Betracht kom­
menden Gebieten, den zeitgemäßen W ohnbe­
dürfnissen entspricht; sie umfaßt jedenfalls 
ausreichende Anschlußmöglichkeiten für 
Sanitäreinrichtungen und Haushaltsgeräte, 
muß jedoch nicht die Oberflächenendausfüh-

\ rung im Inneren der Wohnung umfassen; 
3. als Heim ein solches der in § 2 Z 5 Wohnbau­

förderungsgesetz 1984, BGBL Nr. xxxx, 
bezeichneten Art." 

2. § 13 Abs. 3 hat zu lauten: 
,,(3) Der Bundesminister für Bauten und Technik 

kann durch Verordnung Richtlinien erlassen, wel­
che auf der Grundlage der vorstehenden Absätze 
und unter Beachtung der §§ 14 und 15 nähere 
Bestimmungen für die Berechnung des Entgelts 

. (Preis) zu enthalten haben. Dabei ist auch von 
durchschnittlichen Betriebsverhältnissen gemein­
nütziger Bauvereinigungen-auszugehen. Eine Rege­
lung des Betrages gemäß § 14 Abs. 1 Z 6 kann mit 
rückwirkender Kraft ausgestattet werden. Vor 
Erlassung der Verordnung ist auch jeder gemäß § 5 
Abs. 1 anerkannte Revisionsverband anzuhören." 

3. § 14 Abs. 2 vorletzter Satz hat zu lauten: 

"Schriftliche Vereinbarungen mit allen Mietern 
oder sonstigen Nutzungsberechtigten über· die 
Erhöhung des Betrages nach Abs. 1 Z 5 sind zuläs~ 
sig." 
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4 .. § 16 Abs. 2 hat zu lauten: 

,,(2) Die Nutzfläche, die in Quadratmetern aus­
zudrücken ist, ist die gesamte Bodenfläche eines 
Miet- oder sonstigen Nutzungsgegenstandes 
abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der 
Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausneh­
mungen). Keller- und Dachbodenräume, soweit sie 
ihrer Ausstattung nach nicht für Wohn- oder 
Geschäftszwecke geeignet sind, sowie Treppen, 
offene Balkone und Terrassen sind bei der Berech­
nung der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen. Die 
Nutzfläche ist auf Grund des behördlich genehmig­
ten Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies 
nicht möglich ist oder eine Abweichung vom 
behördlich genehmigten Bauplan um mehr als 2 vH 

. erwiesen wird; in diesen Fällen ist die Nutzfläche 
nach dem Naturrnaß zu berechnen." 

5. § 17 Abs. 4 letzter Satz hat zu lauten: 

"Bei der Berechnung des aufzuwertenden Betrages 
haben Beträge, für die ein Eigenmittelersatzdarle­
hen gemäß § 11 Wohnbauförderungsgesetz 1968 
oder § 30 Wohnbauförderungsgesetz 1984 gewährt 
wurde, außer Betracht zu bleiben." 

6. § 30 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Die gerichtlichen Eingaben und die Eintra­
gungen zum Erwerb des Eigentumsrechtes an einer 
Liegenschaft (Liegenschaftsanteil) , die österreichi­
sche Staatsbürger oder diesen gemäß § 19 'Abs. 3 
Wohnbauförderungsgesetz 1984 Gleichgestellte 
von einer als gemeinnützig anerkannten Bauverei­
nigung als Ersterwerber zur Befriedigung ihres 
dringenden Wohnbedürfnisses oder des dringenden 
Wohnbedürfnisses von ihnen nahestehenden Perso­
nen im Sinne des § 2 Z 9 W ohnbauförderungsge­
setz 1984 erworben haben, sind von den Gerichts­
gebühren befreit." 

VI. HAUPTSTÜCK 

Änderung des Mietrechtsgesetzes 

§ 58. Das Mietrechtsgesetz, BGBL Nr. 520/1981, 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
NI. 13511983 wird wie folgt geändert: 

§ 17 Abs. 2 und ein anzufügender Abs. 3 haben 
zu lauten: 

,,(2) Die Nutzfläche, die in Quadratmetern aus­
zudrücken ist, ist die gesamte Bodenfläche einer 
Wohnung oder eines sonstigen Mietgegenstandes 
abzüglich der Wandstärken und der im Verlauf der 
Wände befindlichen Durchbrechungen (Ausneh­
mungen). Keller- und Dachbodenräume, soweit sie 
ihrer. Ausstattung nach nicht für Wohn- oder 
Geschäftszwecke geeignet sind, sowie Treppen, 
offene Balkone und Terrassen sind bei der Berech­
nung der Nutzfläche nicht zu berücksichtigen. 

(3) Die Nutzfläche ist nach dem Naturrnaß zu 
. berechnen. Bei Gebäuden, für die die Baubewilli-

gung nach dem 1. Jänner 1985 erteilt wurde, ist sie 
jedoch auf Grund des behördlich genehmigten 
Bauplans zu berechnen, es sei denn, daß dies nicht 
möglich ist oder eine Abweichung vom behördlich 
genehmigten Bauplan um mehr als 2 v H erwiesen 
wird." 

VII. HAUPTSTÜCK 

Änderung des Bundes-Sonderwohnbaugesetzes 
1982 und des Bundes-Sonderwohnbaugesetzes 1983 

§ 59. (1) Das Bundes-Sonderwohnbaugeseq. 
1982, BGBL Nr. 165, wird wie folgt geändert: 

§ 2 Z 3 hat zu lauten:' 
,,3. das Land Zuschüsse in gleicher Höhe wie der 

Bund gewährt, die nicht aus Mitteln nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1984 gedeckt wer­
den dürfen;" 

(2) Das Bundes-Sonderwohnbaugesetz 1983, 
BGBI. NI. 661, wird wie folgt geändert: 

§ 2 Z 5 hat zu lauten: 
,,5. das Land Zuschüsse, die nicht aus Mitteln 

nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1984 
gedeckt werden dürfen, in mindestens glei­
cher Höhe wie der Bund gewährt oder nach­
weist, daß die Gemeinde die Leistung dieser 
Zuschüsse, einschließlich ihrer allfälligen 
Änderung gemäß Z 6, ganz oder teilweise 
übernommen hat." 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen und 
Außerkrafttreten 

§ 60. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1985 in Kraft. . 

(2) Die Länder haben die gemäß den §§ 3,4,23, 
29 und 35 dieses Bundesgesetzes zu erlassenden 
Verordnungen mit dem ip. Abs. 1 bezeichneten 
Zeitpunkt in Kraft zu setzen. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 
tritt das Wohnbauförderungsgesetz 1968 in der 
Fassung der Bundesgesetze BGBI. NI. 232/1972, 
443/1972, 287/1974, 449/1974, 366/1975, 386/ 
1976, 280/1978, 139/1979, 565/1979, 560/1980, 
520/1981, 264/1982 und 320/1982 außer Kraft:. 

(4) § 31 a Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz, 
BGBI. NI. 130/1948, zuletzt geändert durch die 
Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz-Novelle 1967, 
BGBI.. NI. 54, § 15 a Abs.7 des Bundesgesetzes 
beu'effend Ausgestaltung des Staatlichen Woh­
nungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds, BGBL NI. 25211921, in der Fas-. 
sung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 55/1967 sowie' 
§ 26 Abs.2 erster Satz Wohnbauförderungsgesetz 
1954, BGBI. Nr. 153, in der Fassung des Bundesge­
setzes BGBL NI. 4/1967 sind mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß es der Zustimmung nicht bedarf, 
wenn 
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1-. . der Anteil am Mindestanteil (§ 9 Abs. 1 zwei­
ter Satz Wohnungsei'gentumsgesetz 1975) an 
den Ehega'tten, der die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt oder österreichischen 
Staatsbürgern gemäß § 19 Abs. 3 gleichgestellt 
ist, 

2. eine Eigentumswohnung (ein Eigenheim) bei 
der Auf teilung ehelichen Gebrauchsvermö­
gens und ehelicher Ersparnisse bei der Schei­
dung, Aufhebung oder Nichtigerklärung der 
Ehe an den früheren Ehegatten 

übertragen wird. 

(5) Wird eine aus Mitteln des Wohnhaus-Wie­
deraufbaufonds errichtete Eigentumswohnung 
oder ein solches Geschäftslokal durch Rechtsge­
schäft unter Lebenden übertragen, so hat der 
Erwerber, sofern er nicht mit dem Veräußerer in 
gerader Linie verwandt oder dessen Ehegatte ist, 
bei auf 100 Jahre gewährten Fondsdarlehen 50 vH 
bei auf 75 Jahre gewährten Fondsdarlehen 30 vH 
und bei ,auf 50 Jahre gewährten Fondsdarlehen 
20 vH der noch offenen Darlehensschuld zurück­
zuzahlen. Ferner erhöhen sich bisher vorgeschrie­
bene Tilgungsraten von 1 vH auf 5 vH und von 
Fh vH auf 4 vH. Bei Übertragung einer aus Mit­
teln des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds errich-' 
teten Kleinwohnung im Wohnungseigentum durch 
Rechtsgeschäft unter Lebenden 9der bei Weiterver­
äußerung eines aus solchen Mitteln errichteten und 
bereits übertragenen Siedlungshauses (Eigenhau­
ses) hat der Erwerber 40 vH der noch offenen Dar­
lehensschuld zurückzuzahlen, sofern er nicht mit 
dem Veräußerer in gerader Linie verwandt oder 
dessen Ehegatte ist. Im Falle des Tausches entfällt 
die Leistung der außerordentlichen Tilgungsbe­
träge. 

(6) Zur Abdeckung der jeweils fällig werdenden 
Verpflichtungen des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds und des Wohnhaus-Wiederaufbau- und 
Stadterneuerungsfonds sowie zur Deckung der 
Kosten der Abwicklung dieser Fonds ist zunächst 
ihr Vermögen, soweit es in Bargeld, Einlagen, 
Wertpapieren und Geschäftsanteilen besteht, her­
anzuziehen. Reichen diese Mittel zur Abdeckung 
der Verpflichtungen und Kosten der Abwicklung 
der beiden Fonds nicht aus, so sind die Rückflüsse 
aus, gewährten Fondshilfemaßnahmen, soweit sie 
nicht gesetzlich anderweitig gebunden sind, heran­
zuziehen. Insofern auch diese nicht ausreichen, hat 
der Bundesminister für Finanzen die benötigten 
Mittel von den Eingängen gemäß § 8 Abs. 1 Z 2 
und 3 vor Zuteilung an die Länder abzuziehen und 
den Fonds zur Verfügung zu stellen. Der Bundes­
minister für Bauten und Technik hat dem Bundes­
minister für Finanzen bis spä~estens 1. Juli die 
Höhe der im folgenden Kalenderjahr fälligen Ver­
pflichtungen' soweit sie aus Bundesmitteln zu dek­
ken sein werden, bekanntzugeben. 

(7) Der Bundes-Wohn- und SiedJungsfonds und 
der Wohnhaus-Wiederaufbau- und Stadterneue-

rungsfonds werden ermächtigt, Anleihen, Darlehen 
und sonstige' Kredite aufzunehmen, sofern der 
Bund die Haftung übernimmt. Für die sich daraus 
ergebenden Verbindlichkeiten einschließlich des 
Zinsen- und Tilgungsdienstes haften die beiden 
Fonds jeweils mit ihrem gesamten Vermögen. 

(8) Auf Bauvorhaben, für die eine schriftliche 
Zusicherung gemäß § 28 Abs.4 Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 vor dem Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes erteilt wurde, sind die Vorschriften des 
Wohnbauförderungsgesetzes 1968 weiterhin anzu­
wenden; bei der Mietzinsbildung ist jedoch statt 
des § 32 Abs.3 Z 4 der § 4;6 Abs. 1 Z 4, Abs. 3 und 
Abs. 4 dieses Bundesgesetzes anzuwenden. 

(9) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf die 
durch Abs. 3 aufgehobene Rechtsvorschrift verwie­
sen wird, tritt an deren Stelle die entsprechende 
Bestimmung dieses Bundesgesetzes. 

IX. HAUPTSTÜCK 

Vollziehung 

§ 61. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes sind betraut: 

1. der Bundesminister für Finanzen hinsichtlich 
des § 7 Abs.2, des § 12 Abs.2 zweiter Satz, 
des § 53 Abs. 1 und 2 und des § 60 Abs. 6 drit-
~S~; . 

2. der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Bauten 
und Technik hinsichtlich der §§ 8 und 9, des 
§ 10 Abs. 4 und des § 12 Abs. 1; 

3. der Bundesminister für Bauten und Technik 
hinsichtlich des § 12 Abs. 2 erster Satz und 
Abs. 3 bis 6, des § 13 Abs. 1 erster bis vierter 
sowie sechster Satz, soweit er sich auf § 24 
dritter Satz bezieht, Abs. 2 und 3, der §§ 14 
und 15 Abs. 1, des § 21 Abs. 2 letzter Sati, des 
§ 46 Abs. 1 Z 4 letzter Satz, des § 52 Abs. 2 
erster Satz und des § 60 Abs. 5 und 6 erster,' 
zweiter und letzter Satz; 

4. de~ Bundesminister für Bauten und Technik 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen hinsichtlich des § 60 Abs. 7; 

5. der Bundesminister für Justiz hinsichtlich des 
§ 13 Abs. 1 fünfter Satz, sechster Satz, soweit 
er sich auf § 24 zweiter Satz bezieht, sowie 
siebenter und achter Satz, des § 24 erster und 
zweiter Satz, des § 28, des § 42, des § 46 mit 
Ausnahme des Abs.1 Z 4 letzter Satz, des 
§ 48, des § 49 Abs. 1 bis 4, des § 56, des § 58 
und des § 60 Abs. 4 und 8 zweiter Satz; 

6. der B~ndesminister für Justiz im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Finanzen 
hinsichtlich des § 53 Abs. 3 bis 5 und 

7. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen ein­
schließlich der Erlassung von Verordnungen 
gemäß den §§ 3 bis 5, 23, 29, 30, 31, 35, 36, 
45,49 und 54 die Landesregierungen. 

(2) Die 'Voll ziehung des § 57 richtet sich nach 
Art. IV Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz. 

246 der Beilagen XVI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 17 von 37

www.parlament.gv.at



18 246 der Beilagen 

VORBLATT 

Problem: 

Die Errichtung von Wohnungen für einkommensschwächere Bevölkerungsschichten bedarf nach wie 
vor der staatlichen Unterstützung. Die derzeitige Rechtslage für die Wohnbauförderung unter Bereitstel­
lung von Bundesmitteln entspricht in vielen Belangen nicht mehr den heutigen Bedürfnissen und Erforder­
lllssen. 

Ziel: 

Die Förderung soll stärker als bisher auf die Befriedigung des primären Wohnbedarfs abges.tellt und 
der Rückfluß gewährter öffentlicher Zuwendungen im Interesse der Erhaltung des Förderungspotentials 
intensiviert werden; vor allem aber sollen im I:Iinblick auf die unterschiedlichen Gegebenheiten die Gestal­
tungsmöglichkeiten der .Länder bei der Festlegung der Förderungsbedingungen erheblich erweitert wer-
den. -

Lösung: 

Schaffung eines neuen Wohnbauförderungsgesetzes, das die angedeuteten Ziele in Abstimmung mit 
verwandten Rechtsbereichen, besonders dem Miet- und dem Wohnungsgemeinnlitzigkeitsrecht, zu ver-
wirklichen sucht. . 

Alternativen: 

Novellierung des Wohnbauförderungsgesetzes 1968; dagegen sprich\ die große Zahl der vorgeschla-
genen Änderungen gegenüber der derzeitigen Rechtslage. . 

Kosten: 

Den Bundeshaushalt belastende Kosten sind nicht zu erwarten. 
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Erläuterungen 

Gegen Ende des verg~ngenen Jahrhunderts war 
in Abhängigkeit des sich entfaltenden Industrieali­
sierungsprozesses und der raschen Zunahme der 
Bevölkerung besonders in den Städten das Woh­
nungsproblem zu einer sozialen Frage geworden, 
deren Lösung nicht mehr mit den herkömmlichen 
Mitteln und ohne irgendeine staatliche Einfluß~ 
nahme in Angriff genommen werden konnte .. Das 
Mißverhältnis zwischen Angebot und Nachfrage 
nach gesunden und erschwinglichen Wohnungen 
war so groß geworden, daß eine Verbesserung der 
Wohnungssituation nur mehr durch staatliche 
Maßnahmen möglich erschien. 

Als Auftakt der staatlichen Wohnungspolitik gilt 
im allgemeinen das Gesetz betreffend die Begünsti­
gung von Neubauten mit Arbeiterwohnungen .. Diec 

ses Gesetz suchte im Wege steuerlicher Maßnah­
men ...,.. also im Wege der indirekten Förderung -
dem Mangel an Wohnraum zu begegnen. Wenn 
auch diesem Gesetz der erhoffte Erfolg versagt 
blieb, war es dOc;h für die weitere Entwicklung der 
künftigen Wohnbauförderungspolitik von Bedeu­
tung, da in ihm zwei wesentliche Charakteristika 
der staatlichen Wohnungsmarktpolitik vorgeformt 
waren: die Begrenzung des Mietpreises und der 
zulässigen Größe der geförderten Wohnung. 

Die endgültige Hinwendung zur "direkten För­
derung" wurde - über die Vorstufe des "Kaiser­
Franz-Joseph-Jubiläums-Fonds" durch die 
Schaffung eines staatlichen W ohnungsfürsorge­
fonds vollzogen, dem die. "Verbesserung der 
Wohnverhältnisse der minderbemittelten Bevölke­
rung", und zwar durch Bürgschaftsübernahme und 
die Gewährung von Fondsdarlehen, zur Aufgabe 
gestellt war. . 

Da sich im Zuge und auf Grund der Folgeer­
scheinungen' des Ersten Weltkrieges die Woh­
nungsverhältnisse erheblich verschlechtert hatten, 
'wurde bereits im Jänner 1919 ein neuer staatlicher 
W ohnungsfürsorgefonds geschaffen, der 1921 auf 
breiterer finanzieller Grundlage 1m Bundes-, 
W ohn- und Siedlungsfonds aufging. 

Aus Mitteln dieses Fonds wurden Fondshilfen 
(Fondsdarlehen, Übernahme von Bürgschaften für 
zweit- und nachrangige Hypothekardarlehen sowie 

. Zinsen- und Annuitätenzuschüsse zur Erleichte­
rung der Rückzahlung normal verzinslicher Hypo-

thekardarlehen) an Selbstverwaltungskörper, 
öffentliche Körperschaften und Anstalten sowie an 
gemeinnützige Vereinigungen (Baugenossenschaf­
ten, Baugesellschaften, Bauvereine und Stiftungen) 
gewährt. Die Aufgabe dieses Fonds, der auch wäh­
rend der Besetzung Österreichs durch das Deut­
sche Reich in seinem Rechtsbestande nicht berührt 
worden war, bestand in erster Linie in der Gewäh­
rung von Fondshilfe zur Errichtung von Kleinwoh­
nungen, doch konnte nach den Bestimmungen die­
ses Gesetzes Fondshilfe auch zur Errichtung von 
Wohnsiedlungen, Kleinwirtschaftssiedlungen und 
WerkstättenhäuSern geleistet werden. 

Der zweite Weltkrieg mit, seinen verheerenden 
Folgen stellte den Staat vor die größte und schwie­
rigste Aufgabe der Nachkriegszeit: den zerstörten 
Wohnraum zu ersetzen und den langjährigen Aus­
fall derWohnbauproduktion wieder aufzuholen. 
Es wurden zunächst zwei Wege beschritten: zum 
einen wurde der Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds durch die Schaffung des W ohnbauförde­
rungsbeitrags finanziell abgesichert und zum ande­
ren zur Beschleunigung der Wiederherstellung 
beschädigter oder zerstörter Wohnbauten ein 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds geschaffen. 

Der W ohrthaus-Wiederaufbaufonds wurde aus 
Beiträgen des Bundes, der Eigentümer von bebau­
ten und unbebauten Grundstücken, der Mieter von 
Altwohnungen und aus Beiträgen von Hypothekar­
gläubigern und schließlich aus dem Wohnbaubei­
trag, der von allen Körperschaftsteuer- und Ein­
kommensteuerpflichtigen zu entrichten war, 
gespeist. Er gewährte unverzinsliche Darlehen, 
deren Laufzeit zunächst 100 Jahre betrug, in der 
Folge aber auf 75 und schließlich auf 50 Jahre her­
abgesetzt wurde. 

Trotz der unbestreitbaren Erfolge der beiden 
Bundeswohnbaufonds - mit Fondshilfe des Bun­
des~Wohn- und Siedlungsfonds wurden schließlich 
rund 175000 und durch Darlehen des Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds rund 122500 Wohnungen 
nach Total- oder Teilschäden neu errichtet oder 
wiederhergestellt und rund 76000 Wohnungen in 
ihrem Bestand. gesichert - ist die öffentliche 
Wohnbauförderung durch das W ohnbauförde­
rungsgesetz 1954 auf eine neue rechtliche Grund­
lage gestellt worden. In letzter Konsequenz dieser 
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Entwicklung wurden mit Wirkung vom l.jänner 
1968 jene Teile des 'Gesetzes über den Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds und des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes aufgehoben, die die Grund­
lage der Gewährung der Fortdshilfe gebildet hatten. 
Lediglich die Bestimmungen über die Abwicklung 
der bis Ende 1967 eingegangenen Verpflichtungen 
blieben aufrecht oder wurden neu getroffen. 

Die Kritik an den bisherigen Förderungsinstru­
menten einerseits - der Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds förderte natürliche Personen nicht,' der 
Wohnhaus-Wiederaufbaufonds war auf Grund sei­
ner Zielsetzung schon nicht geeignet, eine umfas­
sende Förderungstätigkeit auszuüben - und der 
Wunsch der Länder nach mehr Kompetenz auf 
dem Gebiet der Förderung des Wohnungsbaues 
andererseits, führte zum Wohnbauförderungsge­
setz 1954. Es war dadurch gekennzeichnet, daß es 
den Ländern einen erweiterten. Wirkungsbereich 
zuerkannte, indem es ihnen die ausschließliche 
Vollziehung übertrug und bei Heranziehung von 
Eigenmitteln der Förderungswerber eine umfassen­
dere Förderung der Errichtung von "einwandfreien 
und neuzeitlich" ausgestatteten Wohnungen 
ermöglichte. Die Förderungsmethoden, die zum 
Teil auch kombiniert angewendet werden konnten, 
bestanden in der Gewährung von niedrig verzinsten 

. lang laufenden Darlehen, in der Übernahme der 
Bürgschaft, in der Gewährung von Annuitätenzu­
schüssen und in der einmaligen Gewährung von 
Baukostenzuschüssen. Der Kreis der Förderungs­
werber wurde ausgedehnt und der Umfang der. 
Förderung nach Familiengröße und Wohnungs­
größe unterschiedlich gestaltet. 

Daß die Erwartungen, die in das W ohnbauförde­
rungsgesetz 1954 gesetzt wurden, nicht ganz erfüllt 
worden sind, lag vor allem daran, daß die tatsächli­
chen Eingänge aus dem Wohnbaubeitrag - seiner 
Finanzierungsquelle - hinter den Einnahmeschät­
zungen zurückblieben. 

Dies und der Umstand, daß drei Förderungsin­
strumente zur gleichen Zeit bestanden, führten in 
der Folge zur Erlassung des W ohnbauförderungs­
gesetzes 1968 und der damit verbundenen Einstel­
lung der Förderungstätigkeit der Bundeswohnbau­
fonds. 

Das Wohnbauförderungsgesetz 1968 wurde in 
seinen Grundzügen wohl dem W ohnbauförde­
rungsgesetz 1954 nachgebildet, stellte die Förde­
rung jedoch durch die Polarität von Objektförde­
rung und Subjektförderung auf eine neue Grund­
lage. Wesentlich war der Umstand, daß die Auf­
bringung der Förderungsmittel gleichsam "verselb­
ständigt" wurde und - um die bei den wesentlichen 
Quellen zu nennen - an das Aufkommen der Ein­
kommensteuer und Körperschaftsteuer bzw. an die 
Eingänge aus dem Wohnbauförderungsbeitrag 
geknüpft wurde. Die Finanzierung der Wohnbau­
förderung wurde daher haushaltsunabhängig und 

hat sich bewährt, was insbesondere dadurch zum 
Ausdruck kommt, daß sich das Aufkommen an 
Bundesmitteln ,des Jahres 1970 von rund 3,4 Mil­
liarden Schilling auf einen Betrag von 14,5 Milliar­
den Schilling im Jahr 1983 gesteigert hat. Der vom 
Land in die Förderung einzubringende Anteil 
wurde zunächst mit der Hälfte und schließlich 
(1972) mit einem Sechstel jener Leistungen des 
Bundes beschränkt, die aus der Zuweisung aus den 
genannten direkten Steuern stammen. Dadurch ist 
zweifellos eine erhebliche Entlastung der Länder­
haushalte eingetreten, ohne daß das Förderungsvo­
lumen litt. Es ist daher vorgesehen, die Gewichts­
verteilung zwischen den Länder- und den Bunaes­
mitteln in der bisher praktizierten Form zu belas­
sen. 

N eben der neuen Finanzierung war die Veranke­
rung der Subjektförderung von weitreichender 
Bedeutung. Die Einführung der Wohnbeihilfe 
ermöglichte es, die Wohnungsaufwandbelastung 
nach der Bedürftigkeit der Wohnungsbewerber zu 
stufen und die Wohnbauförderung in der Praxis. 
mit ihrer verfassungsrechtlichen Grundlage 
("V olkswohnungswesen") zur Deckung zu brin­
gen. 

Als Förderungsmaßnahmenkainenzunächst 
Darlehen, einschließlich des sozial motivierten und 
zur Abdeckung der aufzubringenden Eigenmittel 
vorgesehen Eigenmittelersatzdarlehens, die Über­
nahme der Bürgschaft, die schon erwähnte Wohn­
beihilfe und ab 1972 die Gewährung von Annuitä­
tenzuschüssen für Hypothekardarlehen in Frage. 

Den Bedürfnissen der Länder, die Wohnbauför­
derung nach regionalen Gesichtspunkten gestalten 
zu können, wurde durch Abtretung des Verord­
nungsrechtes (Art. 11 Abs.3 B-VG) in drei Fällen 
entsprochen: die Länder wurden ermächtigt, 
nähere Bestimmungen über die "angemessenen 
Gesamtbaukosten" und "normale Ausstattung", 
über' die Gewährung des Eigenmittelersatzdarle­
hens und die Wohnbeihiife. durch Verordnung zu 
erlassen. 

Das Wohnbauförderungsgesetz 1968 hatte im 
wesentlichen zwei Auswirkungen: 

die Verländerung der Förderung löste eine 
Entwicklung aus, die dadurch gekennzeich­
net ist, daß sich die Auffassungen in der Voll­
ziehung der einzelnen Länder immer weiter 
voneinander entfernten, 
durch die Gestaltung der Förderung - das 
Gesetz war auf die Beseitigung des quantita­
tiven Wohnungsmangels ausgelegt -ist es 
gelungen, diesen, von einigen lokal begrenz­
ten Ballungsräumen abgesehen, zu beseitigen. 

Diese Auswirkungen weisen in die Zukunft. Da 
der oben angedeutete "Verländerungsprozeß" 
nicht umkehrbar ist, werden zum einen künftige 
Regelungen es den Ländern ermöglichen müssen, 
ihre Vollziehung auf die nach Region verschiede-
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nen Wohngepflogenheiten sowIe sozialen, land­
schaftlich vorgegebenen und wirtschaftlichen 
Unterschiede abzustellen. Zum anderen wird neben 
dem bisher ,weitaus überwiegend geförderten Neu­
bau auch die verstärkte Förderung der Erhaltung 
des erhaltenswerten Altbestandes treten müssen. 

Das Wohnbauförderungsgesetz 1968 wurde den 
jeweiligen wohnbaupolitischen Erfordernissen ent­
sprechend mehrmals novelliert. Die oben skizzier­
ten Entwicklungen und die verschiedenen Anforde­
rungen an die Wohnbauförderung lassen nunmehr 
eine Neuordnung dieser Materie notwendig 
erscheinen. Mit vorliegendem Gesetzentwurf soll 
somit den Forderungen der Länder nach größerer 
Freiheit in der Gestaltung der Förderung, den 
Erfahrungen aus der Vollziehungstätigkeit, . den 
Anliegen des verstärkten Energiesparens, des behin­
dertengerechten und umweltbewußten Wohnbaues 
und nicht zuletzt der Notwendigkeit eines rasche­
ren Rückflusses der Förderungsmittel entsprochen 
werden. 

Regelungen über die Förderung der Verbesse­
rung finden sich im Entwurf nicht mehr. Die "Ver­
besserung größeren Umfangs" hat nicht jenen 
Anklang gefunden, der ihrer Bedeutung zukommen 
müßte; überdies bildeten diese Bestimmungen einen 
Fremdkörper in dem auf den Neubau abgestellten 
Wohnbauförderungsgesetz 1968. Das Recht der 
Förderung der Verbesserung sowie der Erhaltung 
soll in modifizierter Form in einem eigenen 
;,Wohnhaussanierungsgesetz" zusammengefaßt 
werden. Auch für die durch § 54 Mietrechtsgesetz 
geschaffel).e Bürgschaftsübernahme für Kapital­
marktdarlehen, die zur ordnungsgemäßen Erhal­
tung aufgenommen werden, soll künftig dieses 
Wohnhaussanierungsgesetz die Rechtsgrundlage 
bilden. 

Das im Entwurf vorliegende Gesetz hat die För­
derung der Errichtung von Klein- und Mittelwoh­
nungen, von Wohnheimen sowie von Geschäftsräu­
men in geförderten Gebäuden zum Inhalt. Soweit 
der Entwurf Regelungen auf dem Gebiet des 
"Volkswohnungswesens" vorsieht, ist zu beachten, 
daß nach den Erkenntnissen des V erfassungsge­
richtshofes Slg. Nr. 2217/1951 upd vor allem Slg. 
Nr.3378/1958, in dem dieser Kompetenztatbe-' 
stand in' einer maßgebenden Weise interpretiert 
wurde, im Rahmen des Kompetenztatbestandes 
nach Art. 11 Abs. 1 Z 3 B-VG nur in dem Umfange 
getroffen werden können, als es sich um die V or­
sorge für die Bereitstellung von Klein- und Mittel­
wohnungen für minderbemittelte Bevölkerungs­
kreise bzw. von Klein- und Mittelwohnungen han­
delt, "wie sie in der Regel für die minderbemittelte 
Bevölkerung in Betracht kommen und überwiegend 
zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses breiter 
Schichten benützt werden". Diesem Satz entspre­
chen. die Bestimmungen über die Zugehörigkeit 
zum Kreis der "begünstigten Personen" als Förde~ 
rungsvoraussetzung. 

Um dem so abgegrenzten Inhalt des Kompetenz­
tatbestandes "Volkswohnungswesen", dem die im 
Rahmen der Hoheitsverwaltung zu vollziehenden 
Bestimmungen über die Wohnbeihilfe zuzuordnen 
sind, gerecht zu werden, sind die an sich dem 
Regime des Privatrechtes unterliegenden Förde­
rungsbedingungen im Einzelfalle so gestaltet, daß 
hieraus für den durch die Förderung wirtschaftlich 
Begünstigten oder Belasteten keine unvertretbareI) 
finanziellen Verpflichtungen entstehen. 

Die Regelungen über die Förderung der Wohn­
bauforschung finden in Art. 17 B-VG ihre Dek­
kung. 

Die Leistung von zweckgebundenen Bundeszu­
schüssen, die Bedingungen, welche "mit dem mit 
der Zuschußleistung verfolgten Zweck zusammen­
hängen" und die damit im Zusammenhang stehen­
den Kontrollrechte des Bundes finden ihre kompe­
tenzrechtliche Grundlage in den Vorschriften der 
§§ 12 und 13 F-VG 1948. 

Bereits im Wohnbauförderungsgesetz 1968 
wurde durch die von den Zweckzuschüssen des 
Bundes an die Länder handelnden Bestimmungen 
der im § 4 F-VG 1948 zum Ausdruck kommenden 
Einsicht entsprochen. Danach sollten bundes ge- . 
setzliehe Verpflichtungen der Länder grundsätzlich 
nur in dem Umfange vorgesehen werden, als den 
Ländern zur Deckung des ihnen erwachsenden 
erhöhten Aufwandes neue Einnahmsquellen 
erschlossen werden. Diese zum Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 getroffene Aussage gilt gleicher­
maßen für das nunmehr im Entwurf vorliegende 
neue Wohnbauförderungsgesetz, da bei zumindest 
gleichem Umfang der Förderung, die Finanzierung 
dieser Maßnahmen gesichert erscheint. 

Ergänzend sei bemerkt, daß die Bestimmungen 
über die Gebührenbefreiung teils dem Kompetenz­
tatbestand "Bundesfirtanzen", teils dem "Zivil­
rechtswesen" zuzuordnen sind. 

Aus diesen Hinweisen auf die verfassungsrechtli­
che Zuordn'ung ergibt sich somit die Zuständigkeit 
des Bundes zur Erlassung des vorliegenden Bundes­
gesetzes. 

Eine finanzielle Mehrbelastung des Bundes, die 
eine Abdeckung im Budget erforderte, und eine 
Verwaltungsmehrarbeit des Bundes wird durch das 
vorliegende Bundesgesetz nicht eintreten. 

Den im' Begutachtungsverfahren abgegebenen 
Stellungnahmen wurde soweit wie möglich Rech­
nung getragen. Dem mehrfach erhobenen Vorwurf 
der "Eigentumsfeindlichkeit" ist entgegenzuhalten, 
daß eine Differenzierung zwischen Mietwohnun­
gen einerseits und Eigentumswohnungen sowie 
Eigenheimen andererseits aus sozialen Gründen 
gerechtfertigt ist und für im Eigentum stehende 
Wohnungen ausreichende Förderungsmöglichkei­
ten vorgesehen sind. Zur Forderung nach weiterge­
hender Freiheit der Länder in der Wohnbauförde-
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rung ist zu sagen, daß eine gewisse Einheitlichkeit 
der Förderung unverzichtbar erscheint und der 
Entwurf den Ländern wohl hinreichende Gestal­
tungsmöglichkeiten gibt. 

Zu einzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird 
bemerkt: 

Zu § 1: 

Abs. 1: Der Wortlaut bringt zum Ausdruck, daß 
die Förderung nach. dem W qhnbauförderun:gsge­
setz .1984 eine Vollziehungsaufgabe der Länder ist. 
Hinsichtlich der verfassu'ngsrechtlichen Einord­
nung wird auf die diesbezüglichen Äußerungen im 
allgemeinen Teil der Erläuterungen verwiesen. 
Nach der verfassungsrechtlichen Grundlage ist 
nach wie vor die Förderung des Wohnbaues zugun­
sten von "förderungswürdigen Bevölkerungskn'i­
sen" Gegenstand des Gesetzes. Wer "förderungs­
würdig" ist, wird in den Bestimmungen über die 
Voraussetzungen der Förderung und die den För­
derungszweck sichernden Regelungen über die 
Kündigung und Rückforderung der Förderung 
bestimmt. 

Neben der Förderungswürdigkeit ist auch der 
Bedarf des Wohnungswerbersunabdingbares 
Erfordernis der Förderung. Eine Förderung oder 
eine geförderte Wohnung soll nur erhalten, wer die 
geförderte Wohnung zur Befriedigung seines 
Wohnbedürfnisses wirklich benötigt. § 21, § 26 
Abs. 1 Z 4 und § 28 bringen diese Absicht zum Aus­
druck. 

Aus der gewählten Konstruktion ist nicht zu 
schließen, daß von der Förderung oder vom Bezug 
einer geförderten Wohnung ausgeschlossen ist, wer 
an sich wohnversorgt ist. Der Erwerb oder das 
Beziehen einer besser ausgestatteten Wohnung 
oder einer der Familiengrößebesser entsprechen­
den Wohnung soll nicht verhindert werden; wohl 
aber ist vorgesehen, daß die bisherige Wohnung 
nach Beziehen der neuen Wohnung grundsätzlich 
aufgegeben werden soll. 

Abs. 2: Im Vordergrund steht wie bisher die För­
derung der Schaffung von Klein- und MitteIwoh­
nungen durch Neubau und andere Bauführungen. 
Daneben ist in gleicher Weise die Errichtung von 
Wohnheimen Gegenstand der Förderung. Die der­
zeit für Zu(Auf)bau, Einbau und Umbau geltenden 
Beschränkungen auf bestimmte Baulichkeiten sol­
len entfallen, um eine den jeweiligen Erfordernis-­
sen der Stadt- und Ortserneuerung entsprechende 
Förderung solcher Bauführungen zu ermöglichen. 
Insbesondere wird auch die Errichtung von Hei­
men durch Umbau bestehender Gebäude förde­
rungsfähig sein. Damit wird ein Weg zur Revitali­
sierung bewahrenswerter Altobjekte gewiesen. Die 
Errichtung von Heimen ("Wohnheimen") soll 
somit ohne Beschränkung möglich sein; nach der 
geltenden Rechtslage kann die Errichtung von Hei­
men durch Aufbau, Zubau oder Einbau nur in sol-

chen Gebäuden gefördert werden, die bereits für 
Heimzwecke verwendet wurden. . 

Die Anführung des ,,Aufbaues" konnte entfallen, 
da er nur ein Sonderfall des "Zubaues" und ein den 
Bauordnungen fremder Begriff ist. 

Hier wie im ganzen Entwurf wurde der im 
Wohnbau'förderungsgesetz 1968 verwendete 
Begriff "Baulichkeit" aus sprachlichen Gründen 
durch das Wort "Gebäude" ersetzt; eine inhaltliche 
Änderung ist damit nicht beabsichtigt. Wenn auch 
die "Verbesserung größeren Umfangs" nicht mehr 
Gegenstand der Förderung nach dem W ohnbauför­
derungsgesetz 1984 sein soll, erfaßt die Förderung 
nach wie vor die Errichtung von Klein- und Mittel­
wohnungen sowie zudem von Wohnheimen durch 
Urribau von Gebäuden. Dabei werden an die 
Gebäude keine besonderen Voraussetzungen mehr 
gestellt, um Bauführungen im Bereich des erhal­
tungswürdigen Althausbestandes nicht einzuengen. 
So wird insbesondere der Umbau von Gebäuden 
möglich sein, die bisher nicht Wohnzwecken dien­
ten. Die Förderung von erheblichen Sanierungs­
und Verbesserungsmaßnahmen, die nicht als 
Umbau gewertet werden können, wird im Wohn­
haussanierungsgesetz geregelt. 

Abs. 3: Diese Bestimmung entspricht im wesent­
lichen der geltenden Rechtslage. Allerdings ist der 
Begriff "Kleinbetrieb" gefallen, da gerade bei gro­
ßen Wohnhausanlagen die Versorgung der Bevöl­
kerung meist nur durch Betriebe größeren Umfan­
ges oder durch Zweigstellen von Großbetrieben 
sichergestellt werden kann. 

Zu § 2: 

Z 1: Die Begriffsbestimmung "Eigenheim" ist 
unter zwei Aspekten zu sehen. Zum einen soll dar­
unter ein Gebäude mit höchstens zwei in sich abge­
schlossenen Wohnungen verstanden werden 
(objektive Seite); zum anderen muß eine der Woh­
nungen vom Förderungswerber zur Deckung seines 
Wohnbedürfnisses benötigt werden und zur regel­
mäßigen Verwendung bestimmt sein (subjektive 
Seite). Über die Verwendung der allenfalls vorhan­
denen zweiten Wohnung ist nichts ausgesagt. Wird 
sie jedoch nicht nahestehenden Personen oder 
Dienstnehmern überlassen, sondern 'anderweitig 
verwendet, so ist die Förderung der zweiten Woh-

, nung ausgeschlossen (§ 6 Abs. 2). Durch die Anfüh­
rung der geschlossenen Bauweise wird klargestellt, 
daß Reihenhäuser, die nicht die Voraussetzungen 
gemäß Z 2 erfüllen, als Eigenheime anzusehen sind. 

Z 2: In den letzten Jahren werden immer häufi­
ger zusammenhängende Gebäude' in verdichteter 
Flachbauweiseerrichtet. Da diese Bauweise aus 
verschiedenen Gründen wünschenswert ist, sollen 
hiefür Sonderbestimmungen gelten, die diese Bau­
form gegenüber dem Eigenheim begünstigen. Ins­
besondere ist .. in diesem Zusammenhang auf die 
§§ 22 und 31 hinzuweisen. Gebäude in verdichteter 
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Flachbauweise mit Miet- oder Eigentumswohnun­
gen werden so behandelt wie Geschoßbauten in 
diesen Rechtsformen. Die Begriffsbestimmung ver­
sucht, die wesentlichen Merkmale dieser Bauweise 
einzufangen. 

Z 3: Bei bäuerlichen Wohnhäusern soll im Hin­
blick auf die besonderen Gegebenheiten im ländli- . 
ehen Raum vom Erfordernis des W ohnungsab­
schlusses abgegangen werden. 

Z 5: Unter Wohnheime fallen wie bisher zB 
. Altenheime, Heime für Lehrlinge und jugendliche 

Arbeitnehmer, Schülerheime, Studentenheime, 
Ledigenheime einschließlich von Schwesternheimen 
sowie Heime für Behinderte. Durch die Vermei­
dung einer taxativen Aufzählung der An der Heim­
/Jewohner ist den Ländern größtmögliche Freiheit 
bei der Förderung von Heimen gegeben. 

Durch die Wahl des Begriffes "Wohn"heim ist 
zUm Ausdruck gebracht, daß die dauernde oder 
doch auf die Dauer eines Ausbildungs- oder 
Arbeitsverhältnisses abgestellte Bewohnung als 
Voraussetzung der Förderung unerläßlich ist. 
Schulungs-, Kur-, Genesungs-, Erholungs- oder 
Ferienheime sind daher' nicht förderbar. 

Die Förderung von Krankenräumen ist nur 
zulässig, falls sie zur vorübergehenden' Unterbrin­
gung der Heimbewohner bestimmt sind. Pflege­
heime fallen somit nicht unter den Begriff "Wohn­
heim". 

Z 6: Auf die Anführung einzelner Ausstattungs­
merkmale wurde verzichtet, doch hat der Bauträger 
das Gebäude und die darin befindlichen Wohnun­
gen bauordnungsgemäß herzustellen. Es wird aus­
drücklich normiert, daß für die Wirtschaftlichkeit 
des Baukostenaufwandes auch ,die künftigen 
Betriebs- und Erhaltungskosten maßgebend sein 
sollen. Auf Grund vielfachen Wunsches, jedoch 
ohne Statuierung einer Verpflichtung hiezu, soll 
die Möglichkeit geschaffen werden, die sogenannte 
Oberflächenendausführung (Bodenbeläge, Verflie­
sungen usw.) den Wohnungswerbern, zu überlas­
sen. Die so erzielten Einsparungen sollen den Woh­
nungswerbern bei der Bemessung der von ihnen 
aufzubringenden Eigenmittel angerechnet werden 
(siehe § 29 Abs.3). Die näheren Bestimmungen 
hiezu werden in den Verordnungen der Länder 
gemäß § 29 Abs. 6 zu treffen sein. 

Z 7: Durch diese Bestimmung und die diesbezüg­
lichen Regelungen in den §§ 56, 57 und 58 des Ent­
wurfes soll der Nutzflächenbegriff der wohnungs­
rechtlichen Bundesgesetze vollständig vereinheit­
licht werden. 

Z 9: Der Kreis der nahestehenden Personen ent­
spricht der geltenden Rechtslage; er ist weiter 
gezogen als die vergleichbare Bestimmung über die 
"eintrittsberechtigten Personen" nach dem Miet­
rechtsgesetz. Allerdings ist das Erfordernis des min­
destens fünf jährigen Bestehens der Haushaltsge-

meinschaft mit dem Lebensgefährten weggefallen, 
weil ein gemeinsamer Haushalt unter Umständen 
erst mit Bezug der geförderten Wohnung aufge­
nommen wird. 

Z 10: Die Einfügung der Z 8 des § 18 Abs. 1 Ein­
kommensteuergesetz 1972 bewirkt, daß Aufwen­
dungen für den Erwerb von Genußscheinen im 
Sinne des § 6 Beteiligungsfondsgesetz, BGBI. 
Nr. 111/1982, zum Einkommen zählen. Die Auf­
nahme des § 3 Z 14 a Einkommensteuergesetz 1972 
bezieht die Auslandseinkünfte in die BerechnUng 
des Einkommens mit ein. 

Z 12: Die Begriffsbestimmung für Vermögen ist 
dem, ~tudienförderungsgesetz, BGBI. 
Nr. 42111969, in der Fassung BGBI. Nr. 333/1981 
nachgebildet: 

Z 13: Die Gleichstellung d~s genossenschaftli­
chen Nutzungsvertrages mit Mietverträgen trägt 
der Tendenz der Gesetzgebung Rechnung, jene 
Verträge nicht mehr als Verträge "sui generis" 
anzusehen. Schon durch § 20 Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz wurde die, Anwendbarkeit des 
Kündigungsschutzes und der Eintrittsrechte gemäß 
§ 19 Abs. 2 Z 11 und Abs. 4 Mietengesetz (jetzt 
§ 14 Abs. 2 und 3 sowie § 12 Abs. 1 MRG) auf Nut­
zungsverträge vorgesehen und durch § 20 Abs. 2 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz überhaupt der 
Zusammenhang zwischen Nutzungsvertrag und 
Mitgliedschaft an der Genossenschaft wesentlich 
gelockert. 

Zu § 3: 

Diese Bestimmung enthält die Ermächtigung und 
Verpflichtung für die Länder, die "normale Aus­
stattung" durch Verordnung näher zu bestimmen. 
Die Determination im Hinblick auf den baulichen 
Wärmeschutz beruht auf den Bestimmungen der 
Novelle zum' Wohnbauförderungsgesetz 1968 aus 
dem Jahre 1980 (BGBL Nr. 560). Ausgehend von 
der Überlegung, daß das Schwergewicht der Mög­
lichkeiten, Energie auf dem Hochbausektoreinzu­
sparen, beim baulichen Wärmeschutz liegt, orien­
tiert sich, die Bestimmung an der zwischen den Län­
dern und dem Bund geschlossenen Vereinbarung 
über die Einsparung von Energie, BGBI. 
Nr. 351/1980. Diese Vereinbarung verpflichtet zur 
Normierung eines bestimmten Wärmeschutzes 
jeweils'für bestimmte Bauteile. Durch die Formulie­
rung "um mindestens 5 vH verbesserter 'Wärme­
schutz des gesamten Gebäudes" wird zum Aus­
druck gebracht, daß bei der Beurteilung, ob gegen­
über der Vereinbarung ein um mindestens 5 vH 
verbesserter Wärmeschutz zu erreichen' ist, nicht 
von den einzelnen Bauteilen, sondern vom 
Gebäude in seiner Gesamtheit auszugehen ist. 
Kann somit der Wärmeschutz eines Bauteiles aus 
technischen Gründen nicht angehoben werden; 
kann der Verpflichtung doch durch entsprechende 
Ausführung anderer Bauteile entsprochen werden. 
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Die. bisher bestehende Möglichkeit, freistehende 
Eigenheime vom verbesserten Wärmeschutz auszu­
nehmen, wurde in Übereinstimmung mit zahlrei­
chen im Begutachtungsverfahren abgegebener Stel­
lungnahmen aus energiepolitischen Gründen aufge­
lassen. 

Zu § 4: 

Abs. 1: Diese Bestimmung enthält die Verpflich­
tung für die Länder, die "angemessenen Gesamt­
baukosten je Quadratmeter Nutzfläche einschließ­
lich sämtlicher Wandstärken" unter Bedachtnahme 
auf § 6 durch Verordnung festzusetzen. Der Nutz­
flächenbegriff wurde für den ,;Bereich der angemes­
senen Gesamtbaukosten durch EilJ.beziehung der 
Wandstärken modifiziert, weil mehrfach darauf 
hingewiesen wurde, daß die Orientierung der 
angemessenen Gesamtbaukosten an der Nutzfläche 
abzüglich der Wand stärken zu einer, vor allem 
auch aus energiepolitischen Gründen, unerwünsch­
ten Tendenz zu dünnen Wänden führt. 

Abs.2, 3 und 4: Die nähere Determination der 
Verordnungs,ermächtigung geht in drei Richtun-

·gen: 
nach Abs. 2 ist die Höhe der angemessenen 
Gesamtbaukosten von vornherein so festzu­
setzen, daß der verbesserte bauliche Wärme­
schutz jedenfalls Deckung findet, 
nach Abs.3 ist für bestimmte verteuernde 
Maßnahmen eine Erhöhung der angemesse­
nen Gesamtbaukosten vorzusehen, die bei 
Maßnahmen, deren Mehrkosten abgeschätzt 
werden können, in einem Hundertsatz erfol­
gen kann, 
nach Abs. 4 kann für den Umbau von Gebäu­
den, die vom Standpunkt des Denkmalschut­
zes oder der Ortsbildpflege wertvoll sind, 
oder für die künstlerische Ausgestaltung eine 
Erhöhung der angemessenen Gesamtbauko­
sten in· einem Prozentsatz vorgesehen wer­
den. 

Der Maßnahmen:katalog ~urde gegenüber dem 
geltenden Recht um Maßnahmen zugunsten von 
behinderten Menschen sowie durch Berücksichti­
gung allgemeiner Baukostensteigerungen ergänzt. 

Zu § 5: 

Die gewählte Form der Verordnungsermächti­
gung stellt es den Ländern frei zu bestimmen, unter 
welchen Voraussetzungen etwa eine freihändige 
Vergabe, eine beschränkte . Ausschreibung oder 
öffentliche Ausschreibung vorzunehmen ist. Auch 
steht es den Ländern frei, in der Verordnung die 
Beachtung der ÖNORM A 2050 verbindlich vor­
zusehen. Durch die Bezugnahme auf standardi­
sierte Leistungsbeschreibungen soll den Ländern 
die Möglichkeit gegeben werden, solche Leistungs­
beschreibungen, etwa das· Österreichische Stan­
dardleistungsbuch oder die Standardisierte Lei-

stungsbescheibung für den Hochbau, für verbind­
lich zu erklären. Dadurch kann eine Rationalisie­
rung im Vergabewesen einschließlich Kalkulation 
und Abrechnung erreicht werden. Sollte das Öster­
reichische Standardleistungsbuch oder die Standar­
disierte Leistungsbeschreibung für den Hochbau 
von einzelnen Ländern tatsächlich für verbindlich 
erklärt werden, so würde erfreulicherweise das 
Ergebnis einer aus Mitteln der Wohnbauforschung 
geförderten Arbeit verstärkt in die Praxis einflie­
ßen. 

Zu § 6: 

Abs. 1: umschreibt alles, was von der Förderung 
umfaßt wird und in Summe die der Förderung 
zugrunde zu legenden Gesamtbaukosten des Bau­
vorhabens bildet: Im Zusammenhang mit den in Z 6 
geregelten Anschlußgebühren ist darauf hinzuwei­
sen, daß in den letzten Jahren der Anschluß an 
Fernwärme besondere Bedeutung erlangt hat. 

Abs. 2: Auf Grund der Erfahrungen erscheint es 
sinnvoll, die Förderung der für die Benützung 
durch den Eigentümer bestimmten Wohnung eines 
Zweifamilienhauses auch dann zu gewähren, wenn 
die zweite Wohnung frei finanziert wird. 

Zu § 7: 

Die vorliegende. umfassende Formulierung soll 
gewährleisten, daß alle nach dem vorliegenden 
Bundesgesetz für die Wohnbau förderung zweckge­
bundenen Mittel auch tatsächlich diesem Zweck 
zufließen. 

Bedacht zu nehmen war auf § 11 Abs.·1 Z 2 
Startwohnungsgesetz, nach dem die Mehreinnah­
men aus der vertraglich zulässigen Erhöhung der 
Verzinsung von Darlehen aus dem Bundes-Wohn­
und Siedlungsfonds über 1 vH hinaus für die nach 
dem Startwohnungsgesetz vorgesehenen Zwecke 
bestimmt sind, Weiters sieht der Entwurf eines 
Wohnhaussanierungsgesetzes in Form einer Ände­
rung des Startwohnungsgesetzes vor; daß auf 
Grund des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes, 
BGBI. Nr. 13011948, gewährte Darlehen zu verzin­
sen und diese Zinsen erträgnisse infolge des großen 
Bedarfes ebenfalls für Förderungsmaßnahmen nach 
dem Startwohnungsgesetz zu verwenden sind. 

Zu § 8: 

Diese Bestimmung umschreibt die Aufbringung 
der Bundesleistungen, die als zweckgebundene 
Bundeszuschüsse gemäß § 12 FV-G den Ländern 
gewährt werden. Auch die nach dem W ohnbauför.­
derungsbeitragsgesetz aus dem Jahr 1951 dem Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds zufließenden Mit­
tel sollen - wie bereits nach dem Wohnbauförde­
rungsgesetz 1968 - in die Förderungsmittel ein­
fließen. Abs. 2 stellt dies in materieller Abänderung 
des genannten Bundesgesetzes sicher. Die Ein­
gänge gemäß § 4 Abs. 11it. d und e Wohnbauförde-
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rungsgesetz 1968 scheinen nicht mehr auf, da es 
sich dabei um stark abnehmende und, gemessen am 
Förde;rungsvolumen, ganz geririgfügige Beträge 
handelt. 

Zu § 9: 

Diese Bestimmung regelt die Verteilung der Bun­
desmittel an die Länder, wobei gegenüber dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 keine Änderung 
vorgesehen ist. Vor Auf teilung sind jene Mittel 
abzuziehen, die nach dem Wasserbautenförde­
rungsgesetz zur Dotierung des Wasserwirtschafts­
fonds und für die Förderung der W ohnbaufor­
schung bestimmt sind. 

Obwohl die Elemente des Verteilungsschlüssels 
dem geltenden Recht entsprechen, seien sie zum 
besseren Verständnis erläutert: 

Die Zuteilung der Bundesmittel hat nach einem 
Hundertsatz zu erfolgen, der sich - wie bereits im 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 nach der 
Volkszahl, dem Bevölkerungszuwachs, dem "abge­
stuften Bevölkerungsschlüssel" und der Steuerkraft 
der einzelnen Länder ergibt. Die Volkszahl 
bestimmt sich nach dem vom österreichischen Stati­
stischen Zentralamt auf Grund der letzten Volks­
zählung festgestellten Ergebnis; bei Ermittlung des 
Bevölkerungszuwachses ist dieses Ergebnis zum 
Ergebnis der unmittelbar vorangegangenen V olks­
zählung in Beziehung zu setzen. Eine etwa festzu­
stellende Bevölkerungsabnahme ist nicht zu 
berücksi~htigen. 

Der "abgestufte Bevölkerungsschlüssel" gemäß 
§ 8 Abs. 3 Finanzausgleichsgesetz 1979 erlaubt es, 
je nach der Volkszahl der Gemeinden eines Lan­
des, abgestufte Bevölkerungszahlen der Länder zu 
ermitteln, die der Berechnung des Hundertsatzes 
zugrunde zu legen sind. Die Steuerkraft bemißt 
sich nach dem Aufkommen an Einkommensteuer. 

Abs. 4: Die aus dem Wohnbauförderungsgesetz 
1954 bzw. Wohnbauförderungsgesetz 1968 über­
nommene Förderungsvoraussetzung der Gewäh­
rung einer zeitlichen Grundsteuerbefreiung grün­
det sich auf die §§ 12 und 13 F-VG. 

Zu § 10: 

Abs. 1: Die den Ländern gewährten zweckge­
bundenen Zuschüsse dürfen nur dann verWendet 
werden, wenn die Länder aus ihren Budgetmitteln 
ebenfalls Beträge für die Förderung nach dem vor­
liegenden Bundesgesetz "bereitstellen" und "ver­
wenden". Diese Bedingung ist dann erfüllt, wenn 
Landesmittel im gesetzlichen Ausmaß ("Landes­
sechstel") im vorgesehenen Zeitraum zugesichert 
worden sind. Auch diese Verpflichtung beruht auf 
§ 13 F-VG. Der mit der Bedingung einer zusätzli­
chen Landesleistung verfolgte besondere Zweck ist 
in der Verstärkung der für die Wohnbauförderung 
gewidmeten Mittel zu sehen. 

Da es den Ländern gemäß § 23 Abs. 6 in Weiter­
führung der geltenden Rechtslage freisteht, Haus­
haltsmittel oder Mittel aus ihren Landeswohnbau­
fonds zuzuschießen, war Vorsorge zu treffen, daß 
solcherart zur Verfügung gestellte Mittel nicht in 
das "Landessechstel" eingerechnet werden (Abs. 1 
letzter Halbsatz) bzw. bei Anrechnung auf die 
gesetzliche Mindestleistung (Abs. 2 letzter Satz) 
außer Betracht bleiben. 

Abs. 2: Die zugeteilten Bundesmittel sind "ge set­
zesgemäß" zu verwenden. Auch die Verwendung 
der Bundesmittel im Sinne des § 4 Z 6 W ohnhaus­
sanierungs gesetz erfüllt dieses Gebot. 

Den Ländern steht es weiterhin frei, in einem 
Rechnungsjahr aus wohnbau- oder arbeitsmarktpo­
litischen Gründen mehr für die Wohnbauförderung 
zur Verfügung zu stellen, als gesetzlich vorg'e­
schrieben ist. Diese Mehrleistungen können auf die 
gesetzliche Mindestleistung der kommenden Jahre 
angerechnet werden. Unterläßt es ein Land, die 
Anrechnung von Mehrbeträgen fristgerecht zu 
beantragen, so ist eine Anrechnung der Mehrbe­
träge für die folgenden Jahre nicht mehr zulässig. 

Abs. 3: Die Bestimmungen über die Kontofüh­
rung der Förderungsmittel wurden vereinfacht. Ein 
gesondertes Ausweisen der Darlehensrückflüsse 
und die Verpflichtung, sie vorerst zur Abdeckung 
des Aufwandes für die Wohnbeihilfe zu verwenden, 
hat sich bei Anwendung des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968 nicht bewährt und daher kaum 
Anwendung gefunden; eine solche Regelung 
erscheint daher entbehrlich. Im Interesse der Erhal­
tung der Förderungsmittel wird jedoch ihre best" 
mögliche Veranlagung vorgeschrieben. 

Abs. 4: In wesentlicher Abänderung der bisheri­
genRechtslage können gesetzwidrig verwendete 
Bundesmittel nicht mehr zurückgefordert, sondern 
in entsprechender Höhe "compensando" einbehal­
ten werden. Zur Reduzierung der Bundesmittel soll 
es aber nur bei wesentlicher Gefährdung des dem 
Gesetz zugrunde liegenden Förderungszweckes 
kommen können: Bei Vorliegen einer relevanten 
Gesetzesverletzung durch das Land hat der Bun­
desminister für Bauten und Technik das Land auf 
diesen Mangel aufmerksam zu machen und ihm 
eine nach dem jeweiligen Fall angemessene Frist 
zur Behebung zu setzen. 

Abs. 5: Obwohl dieser Bestimmung kein norma­
tiver Charakter zukommt, sollen doch die Gemein­
den ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht wer­
den, wie sie die Wohnbauförderung in angemesse­
ner Weise unterstützen und fördern sollen. 

Zu § 11: 

Durch die Wohnbauprogramme sollen die Län­
der eine ihren Erfordernissen entsprechende Ver­
wendung der Förderungsmittelsicherstellen. Der 
bei der Förderung einzuschlagende Weg hat sich in 
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erster Linie am Bedarf zu orientieren. Von Bedeu­
tung ist, daß das Wohnbau programm von einern 
Finanzierungsplan begleitet sein· muß. Durch die 
Bedachtnahme auf die Ziele des Raumordnungs­
konzeptes soll eine Abstimmung der raumrelevan­
ten Maßnahmen erreicht werden; dieses Konzept 
wurde 1981 von der Österreichischen RauIJlord­
nungskonferenz, der alle Gebietskörperschaften 
angehören, verabschiedet. 

Das Wohnbauprogramm ist seiner Rechtsnatur 
nach eine Verwaltungsverordnung und kann. ent­
sprechend der Entwicklung von Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt und des daraus resultierenden Woh­
nungsbedarfs jederzeit vorn Land abgeändert wer­
den. 

Zu § 12: 

Abs. 1: Die Bestimmungen über die Förderung 
der Forschung auf dem Gebiet des Wohnungsbaues 
lehnen sich an die bisher geltende Regelung an. 
Von einer Verweisung auf sinngemäß anzUwen-· 
dende Bestimmungen des Forschungsförderungsge­
setzes wurde abgesehen; die entsprechenden 
Bestimmungen wurden adaptiert und in den Ent­
wurf übernommen. 

Die vorn Bundesminister für Bauten und Technik 
zu vollziehende Förderung der Wohnbauforschung 
beruht auf Art. 17 B-VG und erfolgt somit im Rah­
men der Privatwirtschaftsverwaltung. Ein Rechts­
anspruch auf Förderung besteht nicht. Ausdrück­
lich wird klargestellt, daß die Rückflüsse zu den 
Wohnbauforschungsmitteln gehören. Die Rück­
flüsse umfassen: 

Darlehensrückzahlungen (Tilgung und Verzin­
sung), Rückersätze ausbezahlter Förderungsmittel, 
Stornobeträge .. 

Abs.2: Bereits durch die WFG-Novelle BGBI. 
Nr. 560/1980 wurde die Möglichkeit geschaffen, 
Forschungsmittel auch für Zwecke der Dokumen­
tation und Information auf dem Gebiet des Woh­
nungsbaues 'zu verwenden, da es nicht genügt, nur 
die Forschungsarbeiten oder ihre Ergebnisse zu 
veröffentlichen, sondern bei Dokumentation und 
Information alle Aspekte des Wohnungsbaues zu 
berücksichtigen sind. Diese erweiterte Förderungs­
lJlöglichkeit hat sich bewährt. 

Die Teilung der Förderungsempfänge~ in "natür­
liehe" und "juristische" Personen steht im Einklang 
mit § 19 des Entwurfes ("Förderungswerber") und 
verdeutlicht die in der WFG-Novelle BGBI. 
Nr. 560/1980 durch den Wegfall der Worte "für 
die Förderung von Einrichtungen ... , die sich mit 
der Forschung auf dem Gebiet des Wohnungsbaues 
befassen" zum Ausdruck gekommene Absicht des 
Gesetzgebers, in den Vordergrund der Wohnbau­
forschung das konkrete Forschungsvorhaben zu 
stellen. 

Abs. 3: Die Einrichtung des Forschungsprogr~m­
mes hat sich bewährt und die Wohnbauforschung 
effizienter gemacht. Wesentliches Kriterium soll 
die Umsetzbarkeit der Forschungsergebnisse in die 
Praxis sein. Die pauschalierte Vergabe von Wohn­
bauforschungsmitteln wurde ausdrücklich vorgese­
hen. 

Abs. 4: Ein wesentliches mit der Forschungsför­
derung verfolgtes Ziel ist es, die Forschungsergeb­
nisse der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 
Eine Ausnahme hievon wird insbesondere bei For­
schungsaufträgen in Betracht. kommen, bei denen 
die Verwertung der Ergebnisse ausschließlich 
durch die öffentliche Hand vorgesehen ist, wie 
etwa bei Gesetzentwürfen. 

Die Fristen für die Veröffentlichung - wie auch 
für die Fertigstellung des Vorhabens -' werden 
nach Art und Umfang des jeweiligen Projektes zu 
bemessen sein; die derzeit gesetzlich festgelegte 
Dreijahresfrist hat sich als zu starr erwiesen. 

Abs.5: Diese Bestimmung ist auch die Grund­
lage für die Kontinuität des heim Bundesministe­
rium für Bauten und Technik eingerichteten Beira­
tes für Wohnbau forschung. 

Abs. 6: In der Praxis hat sich oftmals die Not­
wendigkeit einer wissenschaftlichen Projektbeglei­
tung ergeben; es war daher eine entsprechende 
Bestimmung aufzunehmen. 

Zu § 13: 

Im ersten Satz des Abs. 1 kommt der subsidiäre 
Charakter der Förderung der Wohnbauforschung 
zum Ausdruck. Im Einklang damit und mit Rück­
sicht auf den Grundsatz, daß die Verwaltung von 
Sparsamkeit getragen sein muß, sieht § 13 vor, daß 
der Förderungsempfänger selbst nach seinen Kräf­
ten zur Verwirklichung des Forschungsvorhabens 
beizutragen hat. Dem Darlehen wird der Vorzug 
gegenüber dem verlorenen Zuschuß gegeben und 
bei unmittelbarem wirtschaftlichem Nutzen für den 
Förderungsempfänger ist der Förderungsbeitrag 
entsprechend zu senken. Das bei Darlehensgewäh­
rung für Bauvorhaben vorgesehene Veräußerungs­
verbot soll sicherstellen, daß das Bundesministe­
rium für Bauten und Technik von einer Übertra­
gung der Liegenschaft, auf der das Darlehen sicher­
gestellt ist, Kenntnis erhält. 

Zu § 14: 

Die Bestimmungen des § 14 lehnen sich an die 
einschlägigen Regelungen des. Forschungsförde­
rungsgesetzes 1982, BGBI. Nr. 434, und an die All­
gemeinen Rahmenrichtlinien für die Gewährung 
von Förderungen aus Bundesmitteln (AÖFV 
Nr. 136/1977) an. Jedenfalls sollen sie - wie auch 
die anderen Bestimmungen des Entwurfes über die 
Förderung der Wohnbauforschung gewährlei-
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sten, daß die Sondermittel nach den Grundsätzen 
der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmä­
ßigkeit eingesetzt werden. 

Zu § 15: 

Auch § 15 ist im Lichte der Erläuterungen zu den 
§§ 12 und '13 zu sehen. Aus Forschungsmitteln 
angeschaffte Forschungsgeräte, die dem Förde­
rungsempfänger überlassen wurden, sind von ihm 
- wenigstens durch eine bestimmte Zeit - weiter­
hin zur Verfügung zu halten, um sie allenfalls neu­
erlich für Forschungsvorhaben einsetzen zu kön­
nen. Abs.2 soll Gewinne durch Drucklegung oder 
sonstige Veröffentlichung ausschließen. 

Zu § 16: 

Bereits im Wohnbauförderungsgesetz 1968 fin­
den sich Regelungen, die den Ländern die Mög­
lichkeit geben, eine Förderung abzulehnen, wenn 
die . Kosten der Grundstücke unverhältnismäßig 
hoch sind oder die Kosten für die Aufschließung 
als unwirtschaftlich anzusehen sind. Die bisherigen 
ßestimmungen werden erweitert und zu Grundsät­
zen zusammengefaßt, die bei der Gewährung der 
Förderung zu beachten sind. 

Zur näheren Ausgestaltung der Förderungs­
grundsätze können die Länder Richtlinien erlassen. 
Eine Verordnungsermächtigung der Länder wurde 
nicht vorgesehen, weil die allgemein gefaßten 
Grundsätze wohl keine ausreichende Determina­
tion für eine Verordnung bilden. 

Zu § 17: 

Die besonderen Anforderungen an das Hypothe­
kardarlehen sind bereits durch die WFG-Novelle 
1980 zu einer allgemeinen Förderungsvorausset'­
zung geworden. Während bisher ein Zinsfuß bis zu 
21h vH über der Verzinsung der letzten öffentli­
chen Anleihe zlollässig war, wird eine Herabsetzung 
dieser Obergrenze auf 2 vH im Interesse der Ein­
dämmung der Finanzierungskosten für zweckmä­
ßig erachtet. Die Herabsetzung der Laufzeit der 
öffentlichen Anleihe von bisher zehn Jahren auf 
acht Jahre trägt der Entwicklung der letzten Zeit 
Rechnung. 

Da Bausparkassendarlehen jedenfalls günstigere 
Rückzahlungsbedingungen aufweisen als sonstige 
Hypothekardarlehen, sollen sie auch dann Zur 
Finanzierung von Bauvorhaben herangezogen wer­
den können, wenn ihre Laufzeit in Zukunft unter 
20 Jahren liegen sonte. 

Das Gebot zum Einbau von Geräten zu Feststel­
lung des individuellen Energieverbrauches ent­
spricht der Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG 
über die Einsparung von Energie. Die Regelung, 
welcher Teil der Heizungskosten nach dem festge­
stellten Verbrauch aufzuteilen ist, ist im 'Miet-

rechtsgesetz, im Wohnungsgemeinnützigkeitsge­
setz und im 'Wohnungseigentumsgesetz 1975 fest­
gelegt. 

Die besonderen Anforderungen . gelten, wie 
bereits nach dem Wohnbauforderungsgesetz 1968, 
nicht für die Förderung von Eigenheimen. 

Zu § 18: 

Der Entwurf stützt sich auf das Förderungsin­
strumentarium des Wohnbauförderungsgesetzes 
1968. Die bisherige Festlegung, welche Förderungs­
maßnahmen selbständig und welche akzessorischer 
Natur sind, soll entfallen, weil einerseits eine grö­
ßere Flexibilität angestrebt wird, andererseits zum 
Teil ohnehin bei der Regelung der einzelnen Maß­
nahmen eine entsprechende Aussage getroffen wird 
(siehe zB § 31 Abs. 1). 

Zu § 19: 

Die Bestimmungen über die Förderungswerber 
wurden übersichtlicher gestaltet; sie entsprechen 
aber mit den folgenden Ausnahmen dem Wohnbau­
förderungsgesetz 1968: 

Bei Errichtung von Mietwohnungen durch 
natürliche Personen wurde in Abs. 1 Z 1 lit. b 
die Möglichkeit der Benützung einerWoh­
nung durch den Alleineigentümer nicht mehr 
vorgesehen, da diese eine sachlich nicht 
gerechtfertigte Ausnahme vom Grundsatz 
der ausschließlichen Benützung geförderter 
Wohnungen durch begünstigte Personen 
bedeutet hätte. 
Da' bei bestehenden Gebäuden zuweilen ein­
zelne Miteigentümer nicht die österreichische 
Staatsbürgerschaft besitzen, es jedoch in die­
sen Fällen gerechtfertigt erscheint, die Schaf­
fung von Wohnraum durch Zu-, Ein- oder 
Umbau zu fördern, wurde eine entspre­
chende Ausnahmebestimmung eingebaut" 
(Abs. 1 Z Ilit. b). 
Dienst- und Werkswohnungen für eigene 
Dienstnehmer dürfen nur mehr von Gemein­
,den (Abs.l Z 3) errichtet werden. Di~ son­
stige Wohnversorgung von Dienstnehmern 
soll im Rahmen der Wohnbatiförderung nur 
noch durch Vergabe in Miete erfolgen, 
wodurch dem Dienstnehmer ein erhöhter 
Schutz vor Verlust der Wohnung, insbeson­
dere bei Eröffnung des Konkurses über das 
Vermögen des Dienstgebers, gewährleistet 
ist. 
Für den Bereich des verdichteten Flachbaus 
(Begriffsbestimmung siehe § 2 Z 2) mußte 
vorgesorgt werden, daß die künftigen 
Bewohner - Eigentümer oder Mieter - als 
Förderungswerber auftreten können. 
Obwohl der Begriff "Gebäude in verdichteter 
Flachbauweise" 'nur in den Fällen der Über­
tragung in das Eigentum ausdrücklich ange­
fühitist - das ist notwendig, weil diese Bau-
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form in der Definition des Eigenheimes (§ 2 
Z 1) ausgeschlossen wird -, kann selbstver­
ständlich auch die Errichtung von Gebäuden 
in verdichteter Flachbauweise mit Eigentums­
oder Mietwohnungen gefördert werden. 
In Abs. 1 Z 6 werden Organisationen, die 
eine aus beschäftigungspolitischen Gründen 
wünschenswerte Übersiedlung von Arbeit­
nehmern in eine andere Gemeinde fördern, in 
den Kreis der Förderungswerber für die 
Errichtung von Mietwohnungen und Wohn­
heimen aufgenommen. 
In Abs. 3 Z 2 wurden die sogenannten Kon­
ventionsflüchtlinge österreichischen Staats­
bürgern gleichgestellt. Hingeg(!n hatte die 
Gleichstellung der "Volksdeutschen~' zu ent­
fallen, da eine derartige Regelung auf Grund 
des Bundesverfassungsgesetzes zur Durch­
führung des Internationalen Übereinkom­
mens über die Beseitigung aller Formen der 
rassischen Diskriminierung, BGBI. 
Nr. 390/1973, nicht mehr zulässig ist. Die in 
Abs. 3 vorgesehenen Gleichstellungsvor­
schriften erscheinen im Lichte des Art. I 
Abs. 1 des genannten Bundesverfassungsge­
setzes als sachlich gerechtfertigt. 

Unter "sonstiger Nutzung" in Abs. 1 Z 3 lit. c ist 
nicht die in diesem Bundesgesetz der Miete gleich­
gestellte genossenschaftliche Nutzung zu verste­
hen, sondern es sind die nicht als Miete zu qualifi­
zierenden spezifischen Rechtsformen gemeint, die 
für die Überlassung von Dienst- oder Werkswoh­
nungen in Betracht kommen. 

Zu § 20: 

§ 20 nimmt in Verbindung mit § 21 auf Einkom­
men und Vermögen Bezug und trägt damit einer 
derkompetenzrechtlichen Grundlagen des yorlie­
genden Entwurfs ("Volkswohnungswesen") Rech­
nung. Für Geschäftsräume sollen die Bestimmun­
gen über die begünstigten Personen allerdings im 
Gegensatz zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 
keine Bedeutung haben, weil hiefür jede Begrün­
dung fehlt. 

Die Regelung umfaßt drei Tatbestände: 
1. natürliche Personen dürfen - abgesehen vom 

Fall des § 19 Abs. 1 Z 1 lit. b - nur gefördert 
werden, wenn sie begünstigte Personen sind, 

2. der Förderungswerber darf' geförderten 
Wohnraum nur in das Eigentum begünstigter 
Personen übertragen, 

3. der Förderungswerber darf geförderten 
Wohnraum nur an begünstigte Personen ver­
mieten. 

Ausgeschlossen ist somit die Errichtung von' 
Eigentumswohnungen durch natürliche Personen, 
sofern sie nicht begünstigt sind, die Überlassung 
von Eigentumswohnungen an juristische Personen 
sowie mit der im folgenden Absatz genannten Aus-

nahme die Vermietung geförderter W cihnungen an 
juristische Personen. Ausdrücklich bestimmt wurde, 
daß natürliche Personen eine Förderung zur 
Errichtung von Geschäftsräumen auch erhalten 
können, wenn sie nicht begünstigte Personen sind. 
Sie werden somit im Interesse des Gleichheits­
grundsatzes in diesem Zusammenhang juristischen 
Personen gleichgestellt. 

Eine Sonderbestimmung (Abs.3) gestattet es 
gemeinnützigen Bauvereinigungen und Gemein­
den, sogenannte "Generalrnietverträge" zur Wei­
tergabe geförderter Wqhnungen an die Dienstneh­
mer des Generalmieters abzuschließen. Ist der 
Generalmieter eine Gebietskörperschaft, können 
die Wohnungen an beliebige begünstigte Personen 
weitergegeben werden. 

Entscheidend bei der Beurteilung, ob der Förde­
rungswerber "begünstigte Person" ist, ist gemäß 
Abs. 1 der Zeitpunkt des Einlangens des Förde­
rungsansuchens bei der Förderungsstelle. Zwecks 
Vermeidung übermäßigen V erwaltun~saufwandes 
schreibt das Gesetz keine nochmalige überprüfung 
der Förderungsvoraussetzungen im Zeitpunkt der 
Zusicherung vor, doch ist eine solche Überprüfung 
nach dem Wortlaut des Gesetzes möglich und nach 
dem Gesetzeszweck sogar wünschenswert. 

Zu § 21: 

Abs. 1: Ein wesentliches Anliegen des Entwurfs 
ist es, die geförderten Wohnungen'jenen Personen 
vorzubehalten, die ihrer ,am dringendsten bedürfen. 
Das Beziehen einer geförderten Wohnung soll 
daher nicht nur vom Einkommen und Vermögen, 
sondern auch davon abhängig gemacht werden, 
daß der Bewerber die geförderte Wohnung nach 
ihrer Fertigstellung tatsächlich zu seinem "Haupt­
wohnsitz" macht. Da nach der österreichischen 
Rechtsordnung der ordentliche Wohnsitz an meh­
reren Orten gleichzeitig begrüpdet werden kann, 
wurde die Formulierung des Kündigungstatbestan­
des nach § 30 Abs. 2 Z 6 Mieirechtsgesetz gewählt, 
weil diese am besten geeignet erscheint, den Ziel­
setzungen dieser Bestimmung, die im engen 
Zusammenhang mit Abs. 3 gesehen werden muß, 
zu entsprechen. 

Als Mangel wurde es bisher empfunden, daß bei 
der Beurteilung, ob Förderungswürdigkeit vorliegt, 
etwa vorhandenes Vermögen nicht zu berücksichti­
gen war. Z 3 sucht dem abzuhelfen. 

Abs.2: Durch die WFG-Novelle BGBI. 
Nr. 560/1980 wurde von der früheren Bindung der 
Einkommensobergrenzen an die Höchstbeitrags-

. grundlage zur Pensionsversicherung nach dem 
ASVG abgegangen. Dies war notwendig geworden, 
da diese Höchstbeitragsgrundlage in den Jahren 
1974 bis 1979 im Verhältnis zum Geldwert unver­
hältnismäßig stark angestiegen war. Durch die 
Novelle 1980 wurden die Einkommensobergrenzen 
gleichsam "eingefroren". Diese Obergrenze soll für 
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eine Haushaltsgröße von einer Person beibehalten 
werden, während für die zweite in gemeinsamen 
Haushalt lebende Person ein Zuschlag von 50 vH 
(bisher 70 vH) und für jede weitere Person ein sol­
cher von 20 vH vorgesehen wird. Das Doppelte des 
für eine Person geltenden Grenzwertes soll die 
absolute Obergrenze bilden. Durch die Beibehal~ 
tung der Obergrenze trotz der zwischenzeitigen 
Geldwertentwicklung und die Neuregelung der 
Steigerungssätze soll sichergestellt werden, daß die 
geförderten Wohnungen nur einkommenschwäche­
ren Wohnungswerbern zugute 15.0mmen. Darüber 
hinaus haben es die Länder durch die vielfach vor­
gesehene Möglichkeit, die Förderung u. a. nach 
dem Familieneinkommen zu differenzieren, in der 
Hand, weitere unter den allgemeinen Einkommens­
grenzen liegende Sätze festzulegen. 

Die Einkommensgrenzen verändern sich mit 
dem Verbraucherpreisindex j die vorgesehene 
Kundmachung des Bundesministers für Bauten und' 
Technik hat bloß deklarativen Charakter. 

Abs. 3: Nach der bisherigen Rechtslage ist ein 
Förderungswerber - bei sonstiger Kündigung -
nur verpflichtet, die geförderte Wohnung selbst zu 
benützen oder bei Überlassung in Miete dafür zu 
sorgen, daß sie auch tatsächlich benützt wird. Eine 
Regelung darüber, was mit der_ bisher benützten 
Wohnung zu geschehen hat, fehlt im W ohnbauför­
derungsgesetz 1968. Dem soll Abs. 3 abhelfen, der 
die Verpflichtung begründet, eine bisher benützte 
Wohnung binnen einer angemessenen Frist nach 
Bezug der geförderten Wohnung aufzugeben. 

Damit soll der rechtspolitisch vertretbaren For­
derung nachgekommen werden, daß jemand, der 
eine geförderte Wohnung erwirbt, nicht andere 
Wohnungen "auf Lager" halten soll. . 

Vor allem bei Mietwohnungen in Altbauten 
sowie bei Wohnungseigentum'besteht ein dringen­
des Bedürfnis nach derartigen Regelungen. 

Von Bedeutung ist, daß jede Wohnung aufzuge­
ben ist, die der Bezieher der geförderten Wohnung 
bisher zu Befriedigung seines "dringenden Wohn­
bedürfnisses regelmäßig verwendet" hat, gleichgül­
tig, ob es sich um eine geförderte Wohnung han­
delte oder nicht. Wohnungen in Wochenendhäu­
sern, Ferienwohnungen und dergleichen müssen 
somit nicht aufgegeben werden. Wesentlich ist fer­
ner, daß der Bezieher einer geförderten Wohnung 
selbst ein Recht (Eigentumsrecht, Mietrecht, Nut­
zungsrecht, Untermietrecht) an der aufzugebenden 
Wohnung besaß, da er sonst - etwa als Mitbewoh­
ner der elterlichen Wohnung - gar keine rechtli­
che Möglichkeit hat, "Rechte aufzugeben". 

Solche Rechte kann er mit Zustimmung des Lan­
des behalten, wenn er die bisherige Wohnung aus 
beruflichen Gründen weiterhin dringend benötigt 
oder die Wohnung durch Verwandte in gerader 
Linie benützt wird und eine Abtretung der Miet-

rechte nach § 12 MRG nicht in Betracht kommt; 
dies trifft insbesondere auf im Eigentum stehende 
Wohnungen zu. Eine Zustimmung des Landes zur 
Benützung der Wohnung durch Verwandte in 
gerader Linie wird etwa dann gerechtfertigt sein, 
wenn es sich um bereits erwachsene, im Studium 
befindliche Kinder oder um die Wohnversorgung 
betagter Eltern handelt. In allen anderen Fällen -
etwa bei Ehescheidung oder bei getrennten Wohn­
sitzen der Ehegatten - muß der Bezieher einer 
geförderten Wohnung sein Recht an der alten 
Wohnung aufgeben, was jedoch den Übergang die­
ser Rechte etwa auf den geschiedenen Ehegatten 
nicht ausschließt. 

Die Nichteinhaltung der gegenständlichen 
Bestimmungen hat die Darlehenskündigung gemäß 
§ 26 zur Folge. 

Eine Verpflichtung zur Aufgabe der bisherigen 
Wohnung soll jedoch dann nicht bestehen, wenn es 
sich bei der geförderten Wohnung um eine Dienst-, 
Natural- oder Werkswohnung handelt, weil durch 
solche Wohnungen infolge ihrer Abhängigkeit vom 
Dienstverhältnis eine dauernde Wohnversorgung 
nicht sichergestellt ist. 

Zu § 22: 

Das Ausmaß des öffentlichen Förderungsdarle­
hens kann wahlweise entweder wie nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 in einem Hun­
dertsatz der Gesamtbaukosten oder in einem Fixbe­
trag pro Quadratmeter Nutzfläche festgesetzt wer­
den. 

Bestimmt sich das Förderungsdarlehen nach 
einem Hundertsatz der Gesamtbaukosten, so ist es 
den Ländern weitgehend freigestellt, diesen Hun­
dertsatz im Verordnungsweg zu bestimmen j ledig­
lich bei Mietwohnungen wurde in Übereinstim­
mung mit der derzeitigen Rechtslage ein Hundert­
satz von mindestens 50 vH vorgesehen. Diese 
Regelung ist der Endpunkt einer Entwicklung, die 
mit der WFG-Novelle 1974 eingesetzt hatte, als es 
der Vollziehung ermöglicht wurde, über den vor­
her zwingend mit 45 vH der Gesamtbaukosten fest­
gesetzten Förderungssatz hinauszugehen. Die 
Bestimmung des zweiten Satzes des Abs. 1 soll im 
Interesse einer Senkung der W ohnungsaufwandbe­
lastung sicherstellen, daß bei Unterschreitung der 
angemessenen Gesamtbaukosten die teureren Kapi­
talmarktdarlehen reduziert werden, während sich 
der Finanzierungsanteil des Förderungsdarlehens 
als "Belohnung" vergrößert. 

Entsprechend der bisherigen Praxis der Länder 
können Eigenheime entweder durch einen Pau­
schalbetrag oder durch Fixbeträge je Quadratmeter 
Nutzfläche gefördert werden, wobei es gleichgültig 
ist, ob als Förderungswerber der künftige Eigentü­
mer, also eine natürliche Person, oder zunächst 
eine Gemeinde, eine gemeinnützige Bauvereini­
gung oder eine andere juristische Person auftritt. 
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In verdichteter Flachbauweise zu errichtende 
Bauvorhaben werden von dieser Regehing ausge­
nommen und analog zum mehrgeschoßigen Wohn­
bau gefördert, weil diese Bauweise wenig Grund 
und Boden beansprucht sowie aus energiepoliti­
schen und raumordnungspolitischen Gründen 
gegenüber der offenen Siedlungsbauweise zu 
bevorzugen ist. 

Zu § 23: 

Abs.l und 2: Bereits durch die WFG-Novelle 
1976 hat der Gesetzgeber eine Differenzierung des 
Förderungsausmaßes je nach Rechtsform ermög­
licht. Im Einklang mit diesem grundsätzlichen 
Anliegendes Entwurfs· sollen nun die Länder unter 
Berücksichtigung der regionalen Bedtirfni,sse ent­
scheiden, in welcher Weise Bauvorhaben mit Rück­
sicht auf die vorgesehene Rechtsform differenziert 
zu fördern sind. Schon in der Vergangenheit hat 
sich gezeigt, daß ein Bedarf nach einer solchen 
Regelung besteht, zumal in mehreren Ländern d~r 
Eigenheimbau bei weitem im Vordergrund steht, 
während etwa in Wien der Geschoßbau vor­
herrscht. Ausdrücklich wird normiert, daß Miet­
wohnungen hinsichtlich der Darlehensbedingungen 
keinesfalls schlechter gestellt werden dürfen als 
andere Rechtsformen. 

Abs. 3: Die Wohnbauförderung 1968 wurde in 
ihrer Wirksamkeit dadurch beeinträchtigt, daß die 
Förderungsmittel lnfolge der langen Tilgungszeit­
räume nur sehr langsam zurückfließen, wodurch 
die bisher gewährten Darlehen im' Zusammenhang 
mit ihrer extrem niedrigen Verzinsung (0,5 vH) 
nahezu den Charakter verlorener Zuschüsse anneh­
men. Es ist somit im Interesse eines schnelleren. 
Kapitalrückflusses geboten, eine wesentliche Ver­
kürzung der Laufzeit der Förderungsdarlehen zu 
ermöglichen, wobei eine Laufzeit zwischen 25 und 
50 Jahren gegenüber der bisherigen Laufzeit von 
47 'f2 Jahren angemessen erscheint. 

Auch die konkrete Festsetzung des Zinsfußes soll 
den Ländern obliegen, wobei ein Zinssatz von 6 vH 
bzw. ein etwaiger höherer Eckzinsfuß als Höchst­
grenze vorgesehen ist. 

Von besonderer Bedeutung ist die Verpflichtung, 
die Anhebung der Annuitäten in bestimmten Zeit-

. abständen vorzusehen. Nach der bisherigen gesetz­
lichen Regelung erhöhen sich die Annuitäten erst 
nach 20 Jahren von 1 vH auf 3,5 vH Ilnd bleiben 
dann konstant. Dies erscheint nicht zielführend; 
vielmehr sollen Erhöhungen in regelmäßigen 
Abständen erfolgen und der anzunehmenden 
durchschnittlichen Geldentwertung und Entwick­
lun~ der Einkommen entsprechen. 

Abs. 4: Die wahlweise vorgesehene Möglichkeit, 
entweder die Tilgung allein oder die Tilgung und 
Verzinsung auf die Dauer von höchstens fünf Jah­
ren auszusetzen, soll die finanzielle Lage derWoh­
nungsinhaber in den ersten dem Bezug der Woh-

nung folgenden Jahren erleichtern. Wird das Dar­
lehen in mehreren Teilen zugezählt, so steht es den 
Länderninfolge der gewählten Formulierung frei, 
als Beginn der Frist die erste oder letzte Darlehens­
zuzählung zu wählen. 

Abs. 5: Die Länder haben sich in den Darlehens­
bedingungen die Möglichkeit vorzubehalten, bei 
wesentlicher Änderung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse, zB bei erheblicher Geldwertänderung, die 
Tilgungspläne entsprechend zu ändern. 

Abs. 6: Vergleiche Erläuterungen zu§ 10 Abs. 1. 

Zu § 24: 

Entsprechend der bisherigen Rechtslage ist bei 
Wohnungseigentum nur das auf die einzelne 
Wohneinheit entfallende Darlehen auf dem Liegen­
schaftsanteil des Wohnungseigentümers pfand­
rechtlich sicherzustellen, da seine Haftung für das 
-gesamte Darlehen aus rechtlichen und wirtschaftli­
chen Gründen ticht vertreten werden könnte. 

Zu § 25: 

Die Kündigungsgründe nach § 25 sollen im 
Interesse des Gläubigerschutzes vor allem eine Ver-
1etzung der Zahlungspflicht oder die widmungs­
widrige Verwendung des Daflehens hintanhalten 
und der Erhaltung der Pfandsache durch Sicherung 
der Instandhaltung dienen. 

In Übereinstimmung mit den Intentionen der 
wohnungsrechtlichen Bestimmungen des Insolvenz­
rechtsänderungsgesetzes 1982 wurde in Abs. 2 die 
Möglichkeit eröffnet, von einer Darlehenskündi­
gung bei Verletzung der Zahlungspflicht abzuse­
hen, wenn dies im Interesse der Wohnungswerber 
oder Wohnungsinhabergeboten erscheint. 

Abs. 1 Z 4 stellt nur mehr auf die Unterlassung 
der Erhaltung des Gebäudes ab; die Bezugnahme 
auf die Erhaltung der Wohnung, die zu Mißver­
ständnissen Anlaß geben könnte, wurde fallen­
gelassen. 

Zu § 26: 

Die Kündigungsgründe für das Darlehen sollen 
die gesetzmäßige Verwendung der geförderten 
Wohnung oder des geförderten Geschäftsraumes 
sichern (2 1 und 2) bzw. unnötiges Leerstehen von 
W ohn- und Geschäftsräumen, und· zwar sowohl 
beim erstmaligen Bezug als auch bei jedem späteren 
Wechsel (26), verhindern. 

Neu sind die Kündigungsgründe nach 2 3 und 4. 
Sie gründen sich auf § 21 Abs. 3, wonach der Bezie­
her einer geförderten Wohnung grundsätzlich ver­
pflichtet ist, die Rechte an der bisher von ihm 
benützten Wohnung aufzugeben. Soll dieses 
gesetzliche Gebot nicht bloße Absichtserklärung 
des Gesetzgebers bleiben, muß es zu einer vertrag­
lich übernommenen VerpfIichtung werden. 
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Demgemäß sind in die Zusicherung entspre­
chende Bedingungen aufzunehmen (§ 41 Abs.2). 
Edüllt der Darlehensnehmer die von ihm übernom­
mene Verpflichtung nicht, das heißt, überläßt er die 
geförderte Wohnung einem Bewerber, der die Ver­
pflichtung zur Aufgabe der bisher benützten Woh­
nung nicht übernommen hat, liegt der Kündigungs­
grund . nach Z 3 vor. Hingegen erfaßt Z 4 jene 
Fälle, in denen die Verpflichtung zur Aufgabe zwar 
übernommen wurde, tatsächlich aber nicht erfüllt 
wird. 

Da die Darlehenskündigung nach Z 4 bb Miet­
und Genossenschaftswohnungen den schuldlosen 
Förderungswerber treffen kann, soll diesem 
zunächst Gelegenheit gegepen werden, den dem 
Gesetz entsprechenden Zustand herzustellen. 
Gemäß § 28 liegt ein wichtiger Kündigungsgrund 
nach § 30 Abs. 1 Mietrechtsgesetz vor, wenn der 
Mieter seiner Verpflichtung nicht nachkommt. Die 
Darlehenskündigung setzt jedoch voraus, daß diese 
vom Land schriftlich angedroht wurde und daß 
hierauf weder der Mieter durch Aufgabe der bisher 
benützten Wohnung, noch der Vermieter durch 
Einleitung des Kündigungsvedahrens binnen sechs 
Monaten reagiert hat. . 

Der Kündigungsgrund nach Z 5 wurde auf 
Grund der Erfahrungen in der Praxis abweichend 
von § 23 Abs.2 Wohnungseigentumsgesetz 1975 
auf den Zeitpunkt abgestellt, zu dem alle Voraus­
setzungen für die grundbücherliehe Durchführung 
gegeben sind; eine Frist von sechs Monaten er­
scheint ausreichend. Auch die in Z 6 vorgenom­
mene Ergänzung trägt den Erfordernissen der Pra-
xis Rechnung. 'e 

§ 27: 

Im Einklang mit der im Insolvenzrechtsände­
rungsgesetz 1982 zum Ausdruck kommenden 
Absicht des Gesetzgebers wurden die Gründe für 
die Fälligstellung entscheidend eingeschränkt. 

Zu § 28: 

In materieller Ergänzung des § 30 Abs. 1 Miet­
rechtsgesetz wird für den Fall der Nichtedüllung 
der Verpflichtung nach § 21 Abs. 3 ein neuer Kün­
digungstatbestand geschaffen. Siehe hiezu die 
Erläuterungen zu § 26. 

Zu § 29: 

Abs. 1 und 2: Es wird von dem Grundsatz ausge­
gangen, daß der Förderungswerber nach seinen 
Kräften zur Finanzierung des Förderungsvorha­
bens beitragen soll. Bei Miet- und Genossenschafts~ 
wohnungen kann allerdings von der Aufbringung 
von Eigenmitteln abgesehen werden. Dies wurde 
sowohl dem Wesen der Miet- und Genossen­
schaftswohnung besser entsprechen als auch den 
Zugang zu solchen Wohnungen 'für· einkom­
menschwächere Bevölkerungskreise erleichtern. 

Auf Grund von Anregungen im ersten Begutach­
tungsverfahren wurde auch bei nicht in Miete zu ' 
vergebenden Wohnungen eine Obergrenze fQr die 
Eigenmittelaufbringung festgelegt. 

Abs. 3 : Vergleiche die Erläuterungen zu § 2 Z 6. 

Abs. 4: Jedenfalls soll es den Bewerbern um eine 
Förderung von Wohnungen im Eigentum ermög­
licht werden, höhere als die gesetzlichen Eigenmit­
telanteile einzubringen. Falls der Förderu!1gswerber 
über eigenes Kapital vedügt, soll er nicht gezwun­
gen sein, sich des Kapitalmarktes zu bedienen. 

Abs. 5: Bei den Eigentumsformen wird eine Staf­
felung der Eigenmittelanteile nach subjektiven 
Merkmalen ermöglicht. Bei Mietwohnungen 
erscheint dies einerseits wegen des hohen Verwal­
tungsaufwandes, andererseits wegen der aus einer 
solchen Regelung resultierenden unterschiedlichen 
Belasu,mg für Nachmieter nicht möglich. 

Abs. 6: In dieser Verordnung werden auch 
nähere Bestimmungen über die Anrechnung von 
Leistungen der W ohnungswer~er zur Obedlächen­
endausführung auf die Eigenmittel zu treffen sein. 

Zu § 30: 

Es soll den Ländern ohne die bisherige Einen­
gung auf Jungfamilien, kinderreiche Familien und 
Fälle sozialer Härte freigestellt sein, sich dieseS 
Förderungsinstrumentes zu bedienen. Abweichend 
von der derzeitigen Rechtslage wird nicht nur auf 
das Familieneinkommen, sondern die gesamte 
finanzielle Leistungsfähigkeit abgestellt. Dadurch 
soll es vor allem ermöglicht werden, einen aus der 
Verwertung der bisherigen Wohnung erzielten 
Erlös zu berücksichtigen. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung des Eigen­
mittelersatzdarlehens besteht nicht; die näheren 
Bestimmungen über Anspruch, Ausmaß und Lauf­
zeit sind durch Verordnung des Landes zu treffen. 

Die Anwendbarkeit des § 23 Abs. 4 ermöglicht 
es, die Rückzahlung von Eigenmittelersatzdarlehen 
für einen bestimmten Zeitraum auszusetzen. Da die 
Bestimmungen nach § 23 Abs. 3 und 5 über Verzin­
sung, Anhebung der Annuitäten und die Möglich­
keit ihrer nachträglichen Änderung sinngemäß gel­
ten, wird im Gegensatz zur Rechtslage. nach dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 das Eigenmitteler­
satzdarlehen sohin zu verzinsen sein. Auf die 
Bedürfnisse der Praxis wurde insoweit Bezug 
genommen, als das Eigenmittelersatzdarlehen auch 
dem Vermieter zugeZählt werden kann. 

Die in Abs. 6 vorgesehene Bedachtnahme auf die 
Rechtsform läßt nicht nur unterschiedliche Förde­
rungsbedingungen zu, sondern erlaubt auch den 
Ausschluß von' Eigenmittelersatzdarlehen' bei den 
Eigentumsformen. So werden schon jetzt in einzel­
nen Bundesländern bei Eigenheimen und Eigen­
tumswohnungen keine Eigenmittelersatidarlehen 
gewährt. 
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Wichtig ist ferner die Bestimmung des letzten 
Satzes des Abs. 6, da im Wohnbauförderungsgesetz 
1968 keine Regelung darüber getroffen war, ob 
auch ein Nachmieter ein Eigenmittelersatzdarlehen 
erhalten kann. Dies führte zu Auslegungsschwierig­
keiten in den Ländern, die nunmehr entsprechende 
Bestimmungen durch Verordnung treffen sollen. 

Zu § 31: 

Abs.l und 2: Durch die WFG-Novelle 1980 
wurde den Ländern die Gewährung von Annuitä­
tenzuschüssen sowie deren Höhe freigestellt. Diese 
Rechtslage soll dem Grunde nach beibehalten wer­
den. 

Annuitätenzuschüsse werden dort von Bedeu­
tung sein, wo der Anteil des Förderungsdarlehens 
relativ gering und der Anteil des Kapitalmarktdar­
lehens dementsprechend hoch ist. Darüber hinaus 
soll es in Analogie zum Bundes-W ohnbausonder­
programm 1982 und 1983 im Sinne einer größeren 
Flexibilität der Förderung auch ermöglicht werden, 
daß Annuitäten- sowie Zinsenzuschüsse ohne ein 
Förderungsdarlehen gewährt werden. 

. In Zukunft sollen die Länder bei der Gestaltung 
der Annuitätenzuschüsse mehr Möglichkeiten 
haben als bisher. Es ist ihnen auch freigestellt, ob 
sie den Zuschuß von der ursprünglichen oder von 
der jeweiligen Annuität berechnen. 

Da bei Eigenheimen auf die Ausfinanzierung 
durch Förderungsbestimmungen kein Einfluß 
genommen wird, wird in Übereinstimmung mit der 
derzeitigen Praxis nahezu aller Länder die Gewäh­
rung von Annuitätenzuschüssen bei Eigenheimen 
ausgeschlossen, es sei denn, daß sie anstelle eines 
Förderungsdarlehens gewährt werden. 

Abs. 3 : Von besonderer Bedeutung ist, daß die 
Rückzahlung der Annuitätenzuschüsse vereinbart 
werden kann. Sie erhalten für diesen Fall den Cha­
rakter eines Zusatzdarlehens, das die Belastung der 
Wohnungsinhaber in den Anfangsjahren verringern 
soll. Der Zeitpunkt des Einsetzens der Rückzah­
lung und ihre Dauer ist den Ländern überlassen. 

Abs. 5 und 6: Die Einstellung und die Rückfor­
derung von Annuitätenzuschüssen erscheint dann 
als gerechtfertigt, wenn das öffentliche Darlehen 
gekündigt oder· das geförderte Objekt ohne 
Zustimmung des Landes veräußert wird. Abs. 5 Z 2 
nimmt auf Fälle Bedacht, in denen Annuitätenzu­
schüsse ohne ein Förderungsdarlehen gewährt wer­
den. Neu ist die Regelung in Abs.6, wonach die 
Annuitätenzuschüsse auch dann einzustellen sind, 
wenn das öffentliche Darlehen aus welchem Grund 
immer zurückgezahlt wurde. In diesem Fall hat der 
Förderungswerber seine Finanzkraft bewiesen, 
sodaß er durch Annuitätenzuschüsse nicht weiter 
unterstützt werden soll. 

Zu § 32: 

Die grundsätzliche Konstruktion der Wohnbau­
förderung, nämlich ihre Gliederung in Objektför­
derungund Subjektförderung, hat sich bewährt. 
Die Wohnbeihilfe hat ihren Zweck, die mit der 
Förderung im Zusammenhang stehenden Belastun­
gen der Förderungswerber und Mieter zu verrin­
gern, im allgemeinen erfüllt. Durch die Entwick­
lung der Wohnbaukosten ist der Anteil der Wohn­
beihilfe allerdings in den letzten Jahren stetig ange­
stiegen und beträgt nun in einzelnen Ländern 
bereits bis zu 20 vH der zur Verfügung stehenden 
Mittel. Um diesen hohen Anteil verlorener 
Zuschüsse nicht weiter ansteigen zu lassen, über­
läßt es der Entwurf den Ländern, die Höhe der 
öffentlichen Darlehen zu bestimmen, um auf diese 
Weise den Anteil der teuren Kapitalmarktmittel 
und die daraus resultierenden Wohnbeihilfen ein­
zuschränken. 

Überdies soll die soziale Dimension d~r Wohn­
beihilfe vertieft werden: sie soll vornehmlich jenem 
Kreis der Wohnungs inhaber zugute kommen, der 
dieser Stützung am dringensten bedarf. Sie soll 
dort einsetzen, wo auf Grund der Einkommensver­
hältnisse auch bei günstiger Förderung .die Aufwen­
dungen für die Wohnung zu hoch erscheinen . 

Im Gegensatz zur derzeitigen Rechtslage ist die 
Gewährung der Wohnbeihilfe nur bei Miet- und 
Genossenschaftswohnungen zwingend vorgesehen, 
während es gemäß § 36 den Ländern freisteht, bei 
zum Eigentumserwerb bestimmten oder im Eigen­
tum natürlicher Personen stehenden Wohnungen 
die Wohnbeihilfe bis zum gleichen Ausmaß zu 
gewähren. Diese Bestimmungen stehen im Ein­
klang mit der Absicht des Entwurfs, jene Rechtsfor­
men, die dem Eigentümer durch die Möglichkeit 
eines Verkaufs oder einer späteren Vermietung 
eine höhere Verwertbarkeit bringen und überdies 
zur Vermögensbildung beitragen, differenziert zu 
fördern. 

Abs. 1: Auf die Gewährung der Wohnbeihilfe 
nach dieser Bestimmung besteht Rechtsanspruch;· 
sie ist durch Bescheid zu gewähren und beruht 
somit auf dem Kompetenztatbestand Volkswoh­
nungswesen. 

Abs.2: Bei der Berechnung des Wohnungsauf­
wandes ist vom tatsächlich zu entrichtenden Miet­
zins oder Nutzungsentgelt auszugehen. Als Woh­
nungsaufwand soll das Wohnungsentgelt "im enge­
ren Sinn" herangezogen werden, dh. auszuschlie­
ßen sind Betriebskosten und öffentliche Abgaben, 
Entgelte für sonstige Leistungen wie etwa Verwal­
tungskosten und allfällige Beiträge zu den Grund­
und Aufschließungskosten. Dadurch wurde von der 
fiktiven Berechnungsweise des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 abgegangen. 

Die Tilgungsraten eines Eigenmittelersatzdarle­
hens gelten nicht als Wohnungsaufwand, v.:ohl aber 
die Rückzahlungsraten eines Annuitätenzuschusses. 
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Abs. 3: Anderweitige Zuschüsse, die den Woh­
nungsaufwand vermindern, sind beispielsweise: die 
Wohnkostertbeihilfe gemäß § 21 Heeresgebühren­
gesetz, freiwillige Zuschüsse der Arbeitgeber zum 
Wohnungsaufwand oder Zuschüsse nach landes­
rechtlichen Vorschriften. Durch diese Bestimmun­
gen kommt der subsidiäre Charakter der W ohnbei­
hilfe zum Ausdruck. 

Zu § 33: 

Die Ermittlung der einem Wohnungsinhaber 
zumutbaren Belastung aus dem Wohnungsaufwand 
wird in Form eines nach der Anzahl der im gemein­
samen Haushalt lebenden Personen zu staffelnden 
Hundertsatzes vorzunehmen sein. Durch ,diese 
Konzeption werden die derzeitigen Sprünge bei 
den Einkommensstufen vermieden. Die höchstzu­
lässige Belastung (25%) ist als absolute Obergrenze 
für den Fall eines an der Einkommensobergrenze 
gelegenen Einkommens anzusehen; ob und in wel­
chen Fällen diese Belastung erreicht werden kann, 
haben die Länder zu regeln. In sozial besonders' 
berücksichtigungswürdigen Fällen soll die zumut­
bare Wohnungs aufwand belastung generell niedri­
ger als für Durchschnittsfamilien angesetzt werden. 
Neben Jungfamilien und kinderreichen Familien 
treten auch Familien mit einem behinderten Kind 
sowie Förderungswerber, die selbst behindert sind 
oder deren Familie ein behindertes Mitglied auf­
weist. 

Im Bestreben, den Familien den Bezug einer der 
Größe nach angemessenen Wohnung zu ermögli­
chen, soll das Ausmaß der Wohnbeihilfe auch mit 
dem Ausmaß der Nutzfläche korrespondieren. 

Eine Nutzfläche von 50 m2 für die erste und von 
je höchstens 20 m2 für jede weitere im gemeinsa­
men Haushalt lebende Person erscheint angemes­
sen, nicht zuletzt deswegen, weil diesfalls einer 
fünfköpfigen Familie (Eltern, drei Kinder) der 
Bezug einer Mittelwohnung im Ausmaß von 
130 m2 Nutzfläche ohne Verminderung der Wohn­
beihilfe gestattet ist. 

Zu § 34: 

Es hat sich gezeigt, daß die Wohn beihilfe in der 
Praxis höchstens auf ein Jahr gewährt wird. Im 
Zusammenhang mit der in Abs. 2 vorgesehenen 
Meldepflicht wird gewährleistet, daß die Höhe der 
Wohnbeihilfe den jeweiligen tatsächlichen Verhält­
nissen angepaßt werden kann. 

Die Bestimmung über das Erlöschen des Anspru­
ches auf Wohnbeihilfe wurde gegenüber dem 
Wohnbauförderungsgesetz 1968 in sprachlicher 
Hinsicht gestrafft. Neu ist allerdings die Regelung, 
wonach zu Unrecht empfangene Beträge verzinst 
zurückzuerstatten sind. Über die, Rückerstattung 
entscheidet mit Bescheid die Landesregierung, wel­
ehe die Wohnbeihilfe gewährt hat. 

Zu § 36: 

Da bei den Eigentumsformen schon derzeit nicht 
überall Wohnbeihilfe gewährt wird, soll den Län­
dern diesbezüglich weitgehende Gestaltungsfreiheit 
eingeräumt werden. Zur Erleichterung der V ollzie­
hung wurde bestimmt, was als Wohnungsaufwand 
zu berücksichtigen ist, wobei durch die Festsetzung 
anrechenbarer .obergrenzen unangemessen hohe, 
auf teure Finanzierungsdarlehen zurückzuführende 
W ühnbeihilfen vermieden werden können. 

Zu§ 37: 

Ahs. 1: Sowohl zur Ausfinanzierung geförderter 
Bauvorhaben als auch zur Errichtung sonst frei 
finanzierter Wohngebäude kann das Land, unab­
hängig vom Rang der hypothekarischen Sicherstel­
lung, die Bürgschaft für Hypothekardarlehen über­
nehmen. 

Die Beschränkung der Bürgschaft auf zweit­
oder nachrangige Darlehen wurden fallen gelassen, 
weil diese Förderungsmaßnahme auch bei Finan­
zierung des Bauvorhabens durch ein einziges Dar­
lehen möglich sein soll. 

Im übrigen bleibt es den Ländern überlassen, die 
Art und den Umfang der Bürgschaft vertraglich 
festzulegen. Regelungen wie sie bisher in § 17, § 19 
Abs. 1 bis 8 und § 21 Wohnbauförderungsgesetz 
1968 vorgesehen werden, sind sohin entbehrlich 
geworden. Durch den Hinweis auf § 1346 ABGB 
ist allerdings zum Ausdruck gebracht, daß die 
Übernahme der Bürgschaft als "Bürge und Zahler"; 
wie schon nach dem Wohnbauförderungsgesetz 
1968, ausgeschlossen sein soll. 

Die Verpflichtung zur Löschung vorangehender 
Pfandrechte soll in Übereinstimmung mit dem gel­
tenden Recht die V erfügung~ des Liegenschafts­
eigentümers über freiwerdende PfandsteIlen aus­
schließen. 

Abs. 2: Wird das Land aus einer Bürgschaft in 
Anspruch genommen, ist der erforderliche Betrag 
aus den Förderungsmitteln zu entnehmen. Zur 
Deckung der übernommenen Bürgschaften kann 
das Land allerdings aus Förderungsmitteln eine 
Rücklage bilden, die nach den Grundsätzen des 
§ 10 Abs. 3 anzulegen ist. Die der Rücklage zuge­
führten Förderungsmittel gelten als im Sinne des 
§ 10 "zur Förderung verwendet". 

Zu § 38: 

Die Vorschriften über die Einreichung und Erle­
digung der Ansuchen und Anträge gehen im 
wesentlichen auf die bisherige Rechtslage zurück. 
Der Entwurf verwendet anstelle des Begriffes 
"Begehren" den Begriff "Ansuchen", da dieser 
doch als der gebräuchlichere anzusehen ist. 

Abs. 2 zweiter Satz soll die Koppelung der 
Grundstücksbeschaffung mit Aufträgen, insbeson-
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dere zur Planung oder Errichtung geförderter Bau­
vorhaben, verhindern. 

Die Verpflichtung, bei geförderten, zur Übertra­
gung in das Wohnungseigentum bestimmten Woh­
nungen die Anmerkungen gemäß § 24 a Woh­
nungseigentumsgesetz 1975 nachzuweisen, dient 
dem Schutz der Wohnungswerber. 

Die Verpflichtung zur Vorlage einer Heizlastbe­
rechnung wurde bereits durch die WFG-Novelle 
1980 eingeführt und soll Energieverluste dllrch 
falsch dimensionierte Wärmeerzeuger vermeiden 
helfen. Eine Heizlastberechnung setzt den 
Abschluß der Planung voraus, muß jedoch vor 
Beginn der Bauarbeiten vorgelegt werden. Dies gilt 
insbesondere auch für den vorzeitigen Baube~inn. 

Aus energiepolitischen Gründen soll die Ver­
pflichtung' zur Vorlage einer Heizlastberechnung 
auf freistehende Eigenheime ausgedehnt werden. 

Zu § 39: 

Die Bestimmung über den Nachweis des Ein­
kommens wurde auf Grund der Erfahrungen der 
Praxis in der Weise geändert, daß der Nachweis 
des Einkommens einheitlich für den unmittelbar 
vor dem Ansuchen (Antrag) liegenden Zeitraum 
geführt werden soll. Demgemäß ist der letzte 
Steuerbescheid vorzulegen bzw. das Einkommen 
des unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahres 
nachzuweisen. Die abweichende Sonderregelung 
des Abs. 3 zweiter Satz ist besonders für Fälle 
gedacht, in denen entweder das im letzten Steuer­
bescheid ausgewiesene Einkommen atypisch nied­
rig oder das Einkommen eines Unselbständigen 
gerade in den letzten Monaten erheblich gesunken 
ist. 

Die Bestimmungen über den Nachweis des 
steuerpflichtigen Vermögens sind dem Studienför­
derungsgesetz nachgebildet. 

Förderungswerber, die nicht zur Vermögen­
steuer veranlagt werden, werden bei der Prüfung 
ihrer Förderungswürdigkeit eine entsprechende 
Erklärung abzugeben haben. 

Zu § 40: 

Die Einschränkung ("sofern") nimmt auf den 
Umstand bezug, daß Regelungen über die "Orga­
nisation der Verwaltung in den Ländern" seit der 
B-VG-Novelle 1974 nicht mehr in der Kompetenz 
des Bundes gelegen sind. 

Gemäß § 11 sind die Länder weiterhin verpflich­
tet, Wohnbauprogramme zu erstellen. Es wurde 
somit vorgesehen, daß die vollziehenden Organe 
die Ansuchen in Durchführung des W ohnbaupro­
gramms zu erledigen haben. 

Zu § 41: 

Abs. 1 und 2 sind im Lichte des § 13 F-VG zu 
sehen. Die Gewährung von zweckgebundenen 
Zuschüssen kann an Bedingungen geknüpft wer­
den, die "mit dem mit der Zuschußleistung verfolg­
ten Zweck zusammenhängen". Demgemäß sollen 
die in die Zusicherung aufzunehmenden Bedingun­
gen eng mit dem Förderungszweck des im EntWurf 
vorliegenden Bundesgesetzes verbunden sein, wie 
dies für die energiepolitisch gebotene Wartung der 
Heizanlagen und die Forcierung der Fernwärme 
zutrifft; ebenso für die neu vorgesehene Verpflich­
tung zur Eröffnung eines eigenen Kontos, die in 
Verbindung mit § 44 Abs. 4 die zweckentspre~ 
chende Verwendung der Baugelder sicherstellen 
soll und die sich in der Praxis bewährt hat. 

Zu § 43: 

Diese Bestimmung ist auf Grund der §§ 6 und 7 
Abs. 1 Z 1 Datenschutzgesetz erforderlich. 

Zu § 44: 

Die Bestellung eines Aufsichtsorganes, das insbe­
sondere auch die zweckentsprechende Verwen­
dung der Baugelder kontrolliert, hat sich in der 
Praxis bewährt und soll daher gesetzlich verankert 
werden. 

Zu § 45: 

§ 45 lehnt sich an die bisherige Rechtslage an. 
Ausdrücklich festgehalten wird, daß das Land die 
Endabrechnung zu überprüfen und der Förderung 
zugrunde zLi legen hat. 

Von einer zwingenden Vorschreibung der Auf-
o teilung der Gesamtbaukosten auf die einzelnen 
Objekte nach dem Verhältnis der Nutzflächen wird 
Abstand genommen, um auch eine andere sachge­
rechte Auf teilung - etwa bei Eigentumswohnun­
gen nach dem Nutzwert - zu ermöglichen. 

Auf Grund der Erfahrungen der Vollziehung soll 
bei Eigenheimen die Möglichkeit eröffnet werden, 
im Verordnungsweg von der Vorlage der Endab­
rechnung abzusehen (Abs.3). Ein durch Verord­
nung näher zu regelnder Nachweis über die Ver­
wendung der Mittel ist jedoch jedenfalls erforder-
lich. 0 

Zu § 46: 

Abs. 1: Bei Objekten, die unter Zuhilfenahme 
von öffentlichen Mitteln errichtet wurden, unter­
liegt die Mietzinsbildung grundsätzlich dem Miet­
rechtsgesetz. Bis zum Wegfall der Qualifikation als 
geförderte Wohnung (siehe § 2 Z 4) sollen jedoch 
Sonderbestimmungen über die Bildung des Haupt­
mietzinses gelten; dies gilt auch für Geschäfts­
räume. Während die Bestimmungen der Z 1 der 
'Rechtslage nach dem Wohnbauförderungsgesetz 

/ 
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1968 entsprechen, wird in Z 2 die jährliche, V erzin­
,sung für Eigenmittel auf 1 vH über dem Eckzins­
satz erhöht (bisher 4 vH). Um bei der Ber~chnung 
des Hauptmietzinses Meinungsverschied~nheiten 
über die Höhe der Gesamtbaukosten, des iöffentli­
ehen Darlehens, der sonstigen Darlehen i(Fremd­
mittel) und der Eigenmittel auszuschließen, wurde 
in. Z 1 und 2 verdeutlicht, daß für die Höhe der 
Beträge die Endabrechnung maßgebend iist. Der 
Abzug eines etwa gewährten Annuitätenzuschusses 
liegt im Interesse der Mieter, da anderenfalls seine 
Wirkung nicht auf sie durchschlagen würde. Die 
Rückzahlungsraten eines Annuitätenzuschusses 
sind Hauptmietzinsbestandteil, da ein rückzahlba­
rer Annuitätenzuschuß einem Darlehen iteichzu-
halten ist. ' , 

Die Berechnungsgrundlagen für die AQstattung 
der Eigenmittel (Z 2) wurde der vergle~chbaren 
Bestimmung desWohnungsgemeinnützigk,eitsrech­
tes über die Verzinsung der Eigenmittel (§ 14 
Abs. 1 Z 3 WGG) angepaßt. 

Bei der Berechnl.\ng des Anteiles der Grundko­
sten (Z 3) verbleibt es beim Einheitswertbescheid 
bei Baubeginn, jedoch wurde der Anteil 'von 2 auf 
6 vH angehoben, was durch die langjährige allge­
meine Zinsensituation als gerechtfertigt erscheint. 
Bei Baurechtsgründen tritt anstelle der Grundko-
stenanteile der Bauzins. !-

Bei der Regelung der Erhaltungskon1POnente 
waren neue Wege zu beschreiten. Der derieit nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 ~ulässige 
Erhaltungssatz von jährlich 5 S für den Quadrat­
meter Nutzfläche reicht bei weitem nicht mehr aus; 
die auf Grund des W ohnungsgemeinnützikkeitsge­
setzes erlassene Entgeltrichtlinienve,rordming sieht 
für den Gemeinnützigkeitssektor einen B~trag von 
maximal 25 S pro Quadratmeter und Jahr für die 
Erhaltung des Gebäudes vor. 

Durch die Verordnungsermächtigung des Bun­
desministers für Bauten und Technik wird' es mög­
lich gemacht, nicht nur die Höhe der Sätze ohne 
Gesetzesänderung der jeweiligen Entwicklung der 
Kosten von Erhaltungsarbeiten anzupassen, son­
dern auch das Baualter zu berücksichtige~. Abwei­
chend vom im Mietrechtsgesetz vorgbehenen 
zehnjährigen Verrechnungszeitraum ist' der im 
Hauptmietzins ziffernmäßig bestimmt :einzuhe­
bende Erhaltungsbeitrag in einer Rücksu;llung zu 
sammeln. Diese Erhaltungsbeiträge sind bis zu 
ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung bereitzu­
halten. Von dem im Mietrechtsgesetz vorgeschrie­
benen Verrechnungs zeitraum kann deshalb abgese­
hen werden, weil nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes nicht der gesamte Hauptmietzins, 
sondern nur der durch Verordnung jeweils festge­
setzte Betrag - zeitlich unbefristet _! für die 
Erhaltung des Gebäudes zu verwenden ist. 

Abs. 2: Da die Beträge zur Rückzahlung der 
Darlehen in der Abrechnung als Durchl~ufposten 

aufscheinen und die Beträge zur Abstattung der 
eingesetzten Eigenmittel dem Vermieter verbleiben 
sollen, muß ihm die Möglichkeit eingeräumt wer­
den, sie bei der Abrechnung gemäß § 20 Abs.) Z 2 
Mietrechtsgesetz als Ausgaben auszuweisen. 

Abs. 3 : Von der Regelung des W ohnbauförde­
rungsgesetzes 1968, wonach nach Auslaufen aller 
Darlehen die bisher zu ihrer Amortisation verwen­
deten Beträge in die Erhaltungsreserve zu fließen 
haben, konnte im Hinblick auf die erwähnte Ver­
ordnungsermächtigung abgesehen werden (verglei­
che § 60 Abs. 8). 

Abs. 4: Die hier vorgesehene Regelung lehnt sich 
an § 14 Abs. 5 Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz 
an. 

Zu § 47: 

Diese Bestimmung soll die Umgehung der Miet­
zinsbestimmungen bei Vermietung verhindern. Im 
Interesse der Gleichheit wurde die bisherige 
Beschränkung auf natürliche Personen fallengelas­
sen. 

Zu § 48: 

Die im Eigentum gemeinnütziger Bauvereinigun­
gen stehenden und von diesen vermieteten Objekte 
unterliegen jedenfalls, dh. ohne Rücksicht darauf, 
ob sie avch von solchen errichtet wurden oder 
nicht, den Mietzinsbestimmungen des Wohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetzes. Diese von § 1 Abs. 3 
Mietrechtsgesetz abweichende Bestimmung soll in 
Fortführung der Rechtslage nach dem Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 (§ 32 Abs. 1) gewährleisten, 
daß für gemeinnützige Bauvereinigungen eine ein­
heitliche Entgeltsregelung gilt. 

Zu § 49: 

Abs.l und 2: Im Lichte gewonnener Erfahrun­
gen sollen die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gewährleisten, daß Baugrundstücke nur mit solchen 
Pfandrechten belastet werden, die der Sicherstel­
lung von zur tatsächlichen Finanzierung'des Bau­
vorhabens aufgepommenen Darlehen dienen. Bei 

. der Errichtung von Eigenheimen durch den künfti­
gen Eigentümer bedarf es keiner solchen Ein­
schränkung, da hier ein Mißbrauch zum Nachteil 
künftiger Eigentümer auszuschließen ist. 

Abs. 3: Wie schon nach dem W ohnbauförde­
rungsgesetz 19.68, soll zur Vermeidung von Miß­
bräuchen bei der Veräußerung geförderter Objekte 
ein Veräußerungsverbot zugunsten des Landes ein­
verleibt werden. 

Abs. 4: Die Regelung nach Z 1 nimmt auf die 
durch das Wohnungseigentumsgesetz 1975 
geschaffene Möglichkeit . der Übertragung der 
Hälfte eines Miteigentumsanteiles an den Ehegat­
ten Rücksicht. Die Regelung nach Z 2 soll dazu 
beitragen, daß die Auf teilung ehelichen Gebrauchs-
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vermögens nach dem Bundesgesetz über Änderun­
gen des Ehegattenerbrechts, des Ehegüterrechts 
und des Ehescheidungsrechtes (BGBI. 
Nr. 280/1978) nicht erschwert wird. 

Ahs.5: Unter Berücksichtigung der in einem 
Bundesland geübten Praxis soll den Ländern die 
Möglichkeit eröffnet werden, anläßlich des Ver­
kaufes von Eigentumswohnungen einen verstärkten 
MitteIrückfluß zu erreichen. 

Ahs. 6: Der Einsatz beträchtlicher öffentlicher 
Mittel in Form von Annuitätenzuschüssen und För­
derungsdarlehen, die auch bei nominell vollständi­
ger Darlehensrückzahlung wertmäßig nicht annä­
hernd zurückfließt, läßt es angemessen erscheinen, 
das Veräußerungsverhot für die Dauer der Förde­
rung, jedenfalls aber auf die Dauer von 20 Jahren 
vorzusehen. Damit soll sichergestellt werden, daß 
während dieses Zeitraumes die geförderten Woh­
nungen nicht zweckentfremdet werden und aus­
schließlich begünstigten Personen zugute kommen. 

Zu § 53: 

Die Gebührenbefreiungsbestimmung wurde im 
wesentlichen aus dem bisherigen Rechtsbestand 
übernommen. 

Ahs. 1 : Vorgesehen ist die Befreiung sämtlicher 
durch dieses Bundesgesetz unmittelbar veranlaßten 
Schriften und erforderlichen Rechtsgeschäfte von 
einer Vergebührung. Dadurch soll ua. gewährlei­
stet werden, daß die Schuldscheingebühr auch für 
das Kapitalmarktdarlehen, welches zur Finanzie­
rung der Errichtung der geförderten Baulichkeiten 
erforderlich ist, unter die Gebührenbefreiung fällt. 

Die Wiederaufnahme der Beschränkung' der 
Gebührenfreiheit auf "unmittelbar" veranlaßte 
Schriften und Rechtsgeschäfte erwies sich ange­
sichts der Judikatur zum Umfang der Befreiung als 
unumgänglich, da sonst ungerechtfertigter Weise 
Nebengeschäfte begünstigt und dem Bund weiter­
hin erhebliche Beträge entzogen würden. 

Ahs. 2:' Diese Bestimmung wurde durch die 
Novelle 1972 zum Wohnbauförderungsgesetz 1968 
als Ersatz für die vom Verfassungsgerkhtshof auf­
gehobene Gebührenbefreiungsbestimmung des § 19 
Abs.2 des Gesetzes über den Bundes-Wohn- und 
Siedlungsfonds aufgenommen und entspricht dieser 
annähernd. Von den Stempel- und Rechtsgebühren 
befreit sind sonach alle Rechtsgeschäfte, die zur 
Finanzierung der in diesem Bundesgesetz vorgese­
henen Zwecke mit Gebietskörperschaften, mit selb­
ständigen Fonds von, Gebietskörperschaften oder 
mit gemeinnützigen Bauvereinigungen abgeschlos­
sen werden. Dies bedeutet für die Fonds mit eige­
ner Rechtspersönlichkeit eine Erweiterung gegen­
über der Befreiungsbestimmung des aufgehobenen 
§ 19 Äbs. 2 leg. ciL Diese Erweiterung war erfor­
derlich, da einzelne Gebietskörperschaften (insbe­
sondere die Länder) unabhängig von der bundes-

rechtlich geregelten Wohnbauförderung eine 
eigene Wohnbauförderung, teils direkt durch die 
betreffende Gebietskörperschaft, teils aber im 
Wege selbständiger Wohnbauförderungsfonds ent­
faltet haben. Der begünstigte Zweck ist durch den 
Finanzierungsplan oder in sonst geeigneter Weise 
nachzuweisen. 

Ahs. 3: Unter die Befreiung von den Gerichtsge­
bühren fallen auch die gerichtlichen Beglaubigun­
gen von Urkunden. Ausdrücklich klargestellt 
wurde, daß auch Eigenmittelersatzdarlehen der 
Befreiungsbestimmung unterliegen. 

Abs. 4: Diese Befreiungsbestimmung erfaßt nur 
Maßnahmen der Länder Zur Förderung des Woh­
nungsbaues, die ohne Bundeszuschüsse durchge­
führt werden. 

Abs. 5: Im Bereich der Finanzverwaltung sind 
die Verträge über Darlehen von Bausparkassen an 
ihre Mitglieder von den Rechtsgeschäftsgebühren 
befreit (§ 33 TP 8 Abs. 2 Z 3 GebührenG. 1957). 
Im Bereich der Justizverwaltung fehlte eine ver­
gleichbare Gebührenbefreiungsvorschrift. Durch 
die Gebührenbefn:iungsvorschrift wird den Bau­
sparkassen und ihren Mitgliedern (den Bausparern) 
die Befreiung von den Gerichtsgebühren in den 
Bereichen gesichert, die einen Vergleich mit den 
öffentlichen Wohnbaufinanzierungsmaßnahmen 
rechtfertigen. 

Zu § 54: 

Diese Bestimmung sieht zur Verstärkung des 
Rückflusses und zwecks Hintanhaltung weiterer 
Entwertung die Möglichkeit der Angleichung der 
Rückzahlungsbedingungen bestehender Darlehens- , 
verträge nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1954 
und Wohnbauförderungsgesetz 1968 an die von 
den Ländern durch Verordnung gemäß § 23 festge­
setzten Darlehensbedingungen vor. Da die Länder 
ermächtigt sind, die Darlehensbedingungen nach 
den Bedürfnissen im Land zu gestalten, werden 
auch die bisher bundeseinheitlichen Rückzahlungs­
bedingungen "alter" Förderungsdarlehen unter­
schiedlich gestaltet werden können. 

Zu § 55: 

Da durch § 54 ("Angleichung bestehender Ver­
träge"), durch die im Zusammenhang mit dem 
Startwohnungsgesetz mit 1. Juli 1982 vorgenom­
mene Erhöhung der Zinsen von Darlehen des Bun­
des-Wohn- und Siedlungsfonds sowie durch die im 
Entwurf eines Wohnhaussanierungsgesetzes vorge­
seheneVerzinsung von Darlehen nach dem Wohn­
haus-Wiederaufbaugesetz die Wohnungsaufwand­
belastung für alle Bewohner v<;>n nach früheren 
Bestimmungen geförderten Wohnungen mit der 
Zeit erhöht werden kann, ohne daß dabei von vorn­
herein eine soziale Differenzierung möglich ist, 
bedarf der Kreis der in Frage kommenden Wohn­
beihilfenempfänger einer entsprechenden Erweite-
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rung. Da weiters die nach dem Bundes-Sonder­
wohnbaugesetz 1982 bzw. 1983 g~förderten Woh­
nungen den Voraussetzungen des Wohnbauförde­
rungsgesetzes 1968 im wesentlichen entsprechen 
müssen, werden auch die Inhaber dieser W ohnun­
gen einbezogen. Gleiches gilt für andere Förde­
rungsmaßnahmen des Bundes, wodurch der Woh­
nungsaufwand für die Bewohner von Wohnungen 
gesenkt werden kann, die etwa nach dem Sonder­
wohnbauprogramm des Bundes für die Entwick­
lungs GesmbH ,,Aichfeld-Murboden" errichtet 
wurden.· . 

Zu § 56:. 

Durch diese Bestimmung, die diesbezüglichen 
Regelungen in den §§ 57 und 58 und die Begriffs­
bestimmung des § 2 Z 7 wird der Nutzflächenbe­
griff der wohnungsrechtlichen Bundesgesetze für 
Neubauten vollständig vereinheitlicht. Dementspre­
chend soll in Anpassung an das Wohnungsgemein­
nützigkeitsgesetz auch für den Bereich des WEG 
1975 eine Abweichung vom Planrnaß nur dann 
relevant sein, wenn sie mehr als 2 "Hausmacht. 

Zu § 57: 

Die vorgesehenen, Änderungen des W ohnungs­
gemeinnützigkeitsgesetzes dienen der Anpassung 
bzw. Angleichung an das neue Wohnbauförde­
rungsgesetz. Die Bestimmung über die Nutzfläche 
entspricht weitgehend dem geltenden Recht. Die 
Möglichkeit eine in der Entgeltsrichtlinienverord- . 
nung edolgende Neufestsetzung der Verwaltungs­
kostensätze mit rückwirkender Kraft auszustatten, 
ist durch die Edordernisse der Praxis bedingt, da 
auch die zwischen dem tatsächlichen Eintritt einer 
Kostenerhöhung und der Kundmachung der Ver­
ordnung anfallenden Beträge abgedeckt werden 
müssen. Die Verankerung der Schriftform für Ver­
einbarungen über eine Erhöhung des Beitrages zur 
Erhaltungsrückstellung dient der Rechtssicherheit. 

Zu § 58: 

Z"';'ecks Vereinheitlichung des Nutzflächenbe­
griffes soll in Zukunft auch im Bereich des MRG 
bei Neubauten grundSätzlich vom Planrnaß auszu­
gehen sein. Dies ist deshalb gerechtfertigt, da nach 
§ 47 MRG der Verteilungsschlüssel für Betriebsko­
sten oder besondere Aufwendungen bis längstens 
1. Jänner 1984 auf das Nutzflächenverhältnis 
umgestellt sein muß, sofern nicht eine abweichende 

Vereinbarung mit allen Mietern vorliegt. Demge­
mäß wird bei Inkrafttreten des vorliegenden Geset­
zes' beim Großteil aller Althäuser die Nutzflächen­
berechnung bereitsciurchgeführt. sein. 

Zu § 59: 

Gemäß § 2 Z 3 des Bundes-Sonderwohnbauge­
setzes 1982 sowie § 2 Z 5 des Bundes-Sonderwohn­
baugesetzes 1983 düden die Länder die von ihnen 
zu leistenden Zuschüsse nicht den Mitteln nach 
dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 entnehmen. 
Daß gleiches für die Mittel nach dem W ohnbauför­
derungsgesetz 1984 gelten soll, muß gesetzlich fest­
gelegt werden. 

Zu § 60: 

Zum Inkrafttreten ist zu bemerken, daß das 
beabsichtigte Wohnhaussanierungsgesetz zum glei­
chen, Zeitpunkt in Kraft gesetzt werden soll. 

'Da es den Ländern obliegt, durch Erlassung von 
Verordnungen den ihnen vorgegebenen bundesge­
setzlichen Rahmen zu füllen, muß gewährleistet 
sein, daß diejenigen Durchführungsbestimmungen, 
die zur Vollziehung unbedingt erforderlich sind,. 
gleichzeitig mit dem Wohnbauförderungsgesetz 
1984 in Kraft treten (Abs. 2). 

Mit Abs. 3 wird das Wohnbauförderungsgesetz 
1968 zur Gänze außer Kraft gesetzt. Jene Regelun­
gen des § 36 leg. cit., die für die Abwicklung der 
Förderungsfälle nach dem WWG und dem 
"BWSF-Gesetz" erforderlich erscheinen, wurden 
in das vorliegende Gesetz übernommen. Nicht 
übernommen wurde die Bestimmung über die Auf­
lösung der Bundeswohnbaufonds (§ 36 Abs. 7 
WFG 1968), da beide Fonds infolge der gesetzli­
chen Übertragung neuer Aufgaben wieder eine 
aktive Förderungstätigkeit entfalten. 

Um hinsichtlich ·des· Erhaltungsbeitrages die 
unbefriedigende Diskrepanz zwischen der gelten­
den Rechtslage gemäß § 32 Abs. 3 Z 4 Wohnbau­
förderungsgesetz 1968 und dem künftigen' § 46 
Abs. 1 Z 4 zu beseitigen, soll für den Erhaltungsbei­
trag für nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 
errichtete Gebäude die Regelung dieses Bundesge­
setzes (WFG 1984) gelten (Abs. 8). 

Abs. 9 nimmt darauf Bedacht, daß in anderen 
Bundesgesetzen verschiedentlich auf Bestimmun­
gen des Wohnbauförderungsgesetzes 1968 verwie­
sen wird. 
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